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EDITORIAL 


Schluß mit... 


... dem Krieg, der Atomenergie, der Massen- 
tierhaltung: Im Schlußmachenwollen macht 
uns Linken keiner so schnell was vor, da sind 
wir spitze. Um diese Führungsposition nicht 
zu verlieren, lassen wir uns gerne auch mal 
was neues einfallen. 

»Schluß mit dem Streß!« ist nicht nur 
unsere neue Lieblingsparole, sondern auch 
das derzeit favorisierte Motto für die Konfe- 
renz zur Kritik der Lohnarbeitsgesellschaft 
und für Existenzgeld und radikale Arbeits- 
zeitverkürzung, die im kommenden Früh- 
Jahr in Berlin stattfinden wird. Dazu ist die- 
ser Ausgabe ein 8-seitiges Faltblatt beigelegt, 
das wir zusammen mit der Vorbereitungs- 
gruppe und den Zeitschriften ak und diskus 
erstellt haben.* 
inhaltliche Unterfütterung bildet 
Schwerpunkt dieser Arranca! Dazu gibt es 


Und eine weiterführende 
den 


u.a. den 2. Teil des Nationalismus-Wegwei- 
sers aus der letzten Ausgabe (Seite 26). Über 
die nationale Perspektive hinausgehen woll- 
len wir mit unserem nächsten Schwerpunkt, 
dann werden wir verschiedene Befreiungs- 
bewegungen und Autonomiemodelle auf 
ihren sozialen, ökonomischen und politischen 
Gehalt hin untersuchen. Einen kleinen Vor- 
geschmack hierauf liefert die Buchrezension 
zur «Postfordistischen Guerilla« (Seite 40). 

Ein Glückwunsch geht aus ganz besonde- 
rem Grund an Tina & Babak, die zu unseren 
ältesten Abonentinnen gehören. 

Ganz besonders gegrüßt sei an dieser 
Stelle die Pfinztal/Pforzheim-Connection, 
die eine Arranca!-Soliparty veranstaltet hat. 
Ohne Leute wie Euch geht gar nichts bei 


Alle 
...dem Streß! 
In diesem Sinne, die Redaktion 
*Sollte die Beilage fehlen oder Ihr mehr 


davon haben wollen, könnt Ihr sie (gegen Por- 
to) unter der Redaktionsadresse bestellen. 


Die Arrancal! ist eine Zeitschrift der Gruppe FelS 
(Für eine linke Strömung). FelS besteht aus 
mehreren Arbeitsgruppen, außer der Arranca! 
gibt es noch die AG »AntiFa/AntiRa« und 

die AG »Sozialer Widerstand«. Die »Kultur«-AG 
hat sich gegründet. FelS ist eine offene 
Gruppe, die noch Menschen sucht, die aktiv 
werden wollen. Ihr könnt bei Interesse ent- 
weder schreiben (gleiche Adresse wie Arranca!) 
unter der 030-292 24 71 anrufen 

oder ein Fax schicken oder einfach im Stadt- 
teilladen »Zielona Göra«, Grünberger Str. 73, 


ı 


Berlin-Friedrichshain vorbeischauen. 


Alle Bilder dieses un! sind Fotografien vorJim Rice-’ertnommen aus: Deptford Creek,.Photographsby'Jim Rice, Cornerhouse Publications, 1%; 
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TELTEETENE, 


um. Existenzgeld 


I 


Was kann die Forderung nach einem »Exis- 
tenzgeld für alle« zum Ausdruck bringen? 
Sie ist konkret, ja. Mit ihr wird auf Vertei- 
lungsmißstände hingewiesen, gut. Außer- 
dem lassen sich damit die »Massen« errei- 
chen, schön. Und was ist daran radikal? — 
Zunächst einmal gar nichts. Interessanter 
wird die Diskussion erst, wenn sie von ihrem 
konkretistischen Gehalt befreit und in eine 
grundsätzliche Kritik an der Lohnarbeitsge- 
sellschaft überführt wird. Doch auch die mit 
dem Existenzgeld verbundene Forderung 
nach Entkopplung von Lohnarbeit und Exis- 
tenzsicherung bleibt im schlechten Sinne 
utopisch, solange sie nicht mit konkreten 
Kämpfen um gesellschaftliche Verhältnisse 
verknüpft wird. Deshalb ist es unabdingbar, 
die reale Entwicklung des Verhältnisses von 
Lohnarbeit und Existenzsicherung näher zu 


betrachten. 


Für den Zusammenhang von Lohnarbeit 
und Existenzsicherung spielte der Staat von 
Beginn an eine wesentliche Rolle. Bei der 
Betrachtung der staatlichen Regulation die- 
ses Zusammenhangs in ihrer historischen 
Entwicklung betrachtet wird, wird schnell 
deutlich, daß nicht allein Klassenkämpfe, 
sondern auch die kapitalistische Ökonomie 
für die jeweilige historisch-konkrete Form 
sozialstaatlicher Regulation prägend gewe- 
sen ist. So wurden die ersten' sozialpoliti- 
schen Eingriffe des Staates in die Ökonomie 
nicht nur von einer klassenbewußten Arbei- 
terschaft erkämpft, sondern waren auch 
ökonomische Notwendigkeiten privatkapi- 
talistischen und finanzpolitischen Charak- 
ters. Staatliche Intervention zielte auf die 
Herstellung des Arbeitsmarktes als zentrale 
Vergesellschaftungsinstanz. Denn es war kei- 
neswegs selbstverständlich, daß die Men- 
schen von Lohnarbeit lebten. Staatliche 
Sozialpolitik ist deshalb bis in den For- 
dismus hinein die »Bearbeitung des Problems 
der Transformation von Nicht-Lohnarbeitern 
in Lohnarbeiter«'. 

Mit der Einführung der Sozialversiche- 
rungen ab ı883° wurden Lohnarbeit und 
Existenzsicherung bedingt entflochten. Be- 
dingt war diese Entflechtung schon allein 
deshalb, weil sie nur für die lohnarbeitsab- 
hängigen GroßindustriearbeiterInnen (und 
keineswegs für die arme Landbevölkerung 
und ArbeiterInnen in ländlichen Fabriken) 
eine geringe Absicherung bedeuteten. Was 
für den Bismarck’schen Sozialstaat konstitu- 
tiv war und während einer kurzen Prosperi- 
tätsphase des keynesianischen Wohlfahrtss- 
staat der BRD leicht kaschiert wurde, erhält 
heute wieder eine zentrale Bedeutung: »Den 
einen sollte aus steigenden Gewinnen eine pri- 
vilegierte Existenzsicherung zuteil werden, 
während die anderen sich selbst überlassen 
oder der Armenpolizei überantwortet wur- 
den.«' Die ökonomisch funktionale Spaltung 
des Sozialstaats in Arbeiter- und Armenpoli- 
tik begann mit der Bismarck’schen Sozialge- 
setzgebung und wirkt bis in die heutige 
Trennung von Sozialversicherungs- und 
Sozialhilfepolitik fort. 

Die Ökonomisierung der Gesellschaft 
über die Ausdehnung der Lohnarbeit wurde 
zugleich von einer Durchstaatlichung der 
Gesellschaft unterstützt. Denn mit der zen- 
tralistischen Sozialversicherung wurden 
nicht nur frühere gewerkschaftlich selbstor- 
ganisierte Versicherungskassen zerschlagen, 


sondern insgesamt immer mehr gesell- 
schaftliche Bereiche durch die Staatsbüro- 
kratie verrechtlicht, d.h. staatlich kontroll- 
liert. Staatliche Sozialpolitik ist in diesem 
Sinne stets eine »Voraussetzung für den rei- 
bungslosen Ablauf des Kapitalverwertungs- 
prozesses«’ und keineswegs ein »Gegenprinzip 
zur Verwertungslogik des Kapitals«° wie es die 
Linkskeynesianer der AG Alternative Wirt- 
schaftspolitik behaupten. Auch der fordisti- 
sche Sozialstaat der BRD basierte auf diesen 
Zusammenhängen, besaß jedoch eine für die 
historische Phase nach dem Zweiten Welt- 
krieg spezifische Ausprägung. 

Ganz abgesehen davon, dafs die Prosperi- 
tätsphase nach dem Zweiten Weltkrieg kei- 
neswegs auf eine »deutsche Arbeitswut« 
zurückgeführt werden kann, sondern die 
bundesdeutsche Wirtschaft von der natio- 
nalsozialistischen Modernisierung des Kapi- 
talismus profitierte, kann in der Anfangs- 
phase der BRD keineswegs von einem 
keynesianischen Wohlfahrtsstaat gesprochen 
werden. In den fünfziger Jahren wurden 
zwar einige wichtige sozialpolitische Gesetze 
geschaffen und novelliert, doch die eigent- 
lich keynesianische Politik wurde erst nach 
der ersten Wirtschaftskrise 1966/67 deutlich. 
Diese aus heutiger Sicht »kleine Krise« führ- 
te zu einer Reduzierung der Profitrate des 
Kapitals, worauf mit einer Erweiterung des 
keynesianischen Steuerungsinstrumentari- 
ums reagiert wurde. Zentrale Instrumente 
waren das »Stabilitäts- und Wachstumsge- 
setz« sowie die sogenannte »Konzertierte 
Aktion« von Staat, Unternehmensverbänden 
Mit 
Unterbrechung 1971 erlebte die BRD von 


und Gewerkschaften. einer kurzen 
1968 bis 1974 ihren »zweiten Frühling«. Der 
»Wohlstand-für-alle«-Mechanismus schien 
wieder zu funktionieren. Massenproduktion 
und Massenkonsum bildeten eine ökonomi- 
sche Einheit, die durch sozialpolitische Maß- 
nahmen Doch bereits 
1974/75 verflüchtigte sich der »Traum im- 
merwährender Prosperität« endgültig. Allein 


reguliert wurde. 


diese kurze Phase dient heute der Rechtferti- 
gung sozialstaatlicher Hoffnungen. Dabei 
wird übersehen, daf selbst während des 
»zweiten Frühlings« die repressiven und 
lohnarbeitszentrierten Elemente stets wirk- 
sam, wenn auch nicht allgemein auffallend 
waren: Anfang der siebziger Jahre wurden 
die Grundmuster der rassistischen bundes- 
deutschen Asylpolitik angelegt, die auf der 


Asylmißbrauchsdebatte, auf stetigen Be- 


ÄRRANCA! 


lverfahrens und sozialer 
n. Daß sozialstaatliche 


schleunigung derAsy 
Ausgrenzung beruhe | 
Regulierung stets auch Disziplinierung ın 
Richtung Staatstreue bedeutet, wurde 1972 
durch den Radikalenerlaß unterstrichen. 
Soziale Absicherung setzte eine mehrfache 
Normalisierung, d.h. Normierung voraus. 
Insgesamt funktioniert das System sozialer 
Sicherung der BRD als ein »umgestülptes 
Netz«, dessen Auffangfähigkeit über das 
staatlich regulierte Verhältnis von Lohnar- 
beit und Existenzsicherung bestimmt wird: 
Je weiter eine Person von der Verwertbarkeit 
auf dem Arbeitsmarkt und somit von einer 
»Normalbiographie« entfernt ist, desto 
schwächer ist die materielle Existenzsiche- 
rung, und desto repressiver wirken die 


Instrumentarien der sozialen Disziplinie- 


ÄRRANCA! 


rung. Eine Zentrierung auf Lohnarbeit und 
Normalitätsannahmen charakterisieren die 
soziale Sicherung in Deutschland; Aus- 
schluß, Unterversorgung und Repressionen 
gehörten stets dazu. Zur männlichen Nor- 
malbiographie die Familienarbeit leistende 
Ehefrau, die für die Reproduktion der 
männlichen Arbeitskraft innerhalb der 
Kleinfamilie zuständig war. Dementspre- 
chend waren Frauen stärker vom Ausschluß 
aus den Sozialversicherungen wegen fehlen- 
der Lohnarbeitszeit, Unterversorgung durch 
die Sozialversicherungen aufgrund zu ge- 
ringer Lohnarbeitszeit und Repressionen 
infolge erhöhter Sozialhilfeabhängigkeit be- 
troffen. Wer keine Treue zur »freiheitlich- 
(fdGO)« 


nachweisen konnte, hatte ohnehin keine 


demokratischen Grundordnung 


Chance und wurde zudem staatlich verfolgt. 
Joachim Hirsch hat u.a. aus diesen Gründen 
den bundesdeutschen Sozialstaat als Sicher- 
heitsstaat bezeichnet, der zugleich Wohl- 
fahrts- und bürokratischer Überwachungss- 
staat ist.’ 

Seit der »großen Krise« 1974/75 verliert 
die fordistische, bedingte Entkopplung von 
Lohnarbeit und Existenzsicherung ihre öko- 
nomische Basis: »Vollbeschäftigung«, d.h. 
eine geringe Arbeitslosenquote gehört seit- 
dem der Vergangenheit an. Zudem rücken 
die repressiven Elemente des Sozialstaats 
wieder in den Mittelpunkt. Sehr deutlich 
wird dies am Beispiel der Sozialhilfe. 

In der Sozialhilfe war das Ideal der Ent- 
kopplung von Lohnarbeit und Existenzsi- 
cherung für Ausnahmefälle vorgesehen. Im 
Unterschied zu den Sozialversicherungen 
sind die Leistungen des BSHG nicht direkt 
leistungs-, sondern bedarfsorientiert. Aller- 
dings enthält auch das BSHG das für die 
gesamte sozialstaatliche Regulation von 
Lohnarbeit und Existenzsicherung konstitu- 
tive Gemisch aus sozial- und systemintegra- 
tiven Elementen. Im Lohnabstandsgebot, in 
der »Hilfe zur Arbeit« und in den Repressio- 
nen (Leistungskürzungen) spiegelt sich der 
grundsätzliche Vorbehalt der Lohnarbeits- 
zentriertheit wider. 

Für die Diskussion um die Transforma- 
tion der staatlichen Regulation von Lohnar- 
beit und Existenzsicherung ist besonders 
interessant, daß die bedarfsorientierten Ele- 
mente des BSHG stetig geschwächt wurden 
während die leistungszentrierten sowie die 
repressiven Elemente deutlicher hervorge- 
treten sind. Diese Umgewichtung ergibt sich 
nicht allein aus den realen und nominalen 
Kürzungen der Regelsätze‘. Die relative Stär- 
kung der repressiven und leistungszentrier- 
ten Elemente erklärt sich nicht allein aus der 
relativen Schwächung der bedarfsorientier- 
ten Elemente, sondern insbesondere durch 
eine über die Gesetzgebung erfolgte Stär. 
De Lohan ungeorientierten Elemente, 

| sgebot wurde seit Beginn 
der achtziger Jahre restriktiver gefaßt. Eben- 


falls > Beginn der achtziger Jahre ziehen 
Sozialhilfeämter Immer h 


| äufiger und mehr 
Sozi 


alhilfeempfängerInnen zu Pflichtarbei- 
ten ım Rahmen der »Hilfe zur Arbeit« her- 
An bei der Betroffenen im schlechteren Falle 
u DM / Stunde (plus Sozialhilfe) »ge- 
meinnützige und zusätzliche Arbeit« z.B. 
beim Schneeschippen und Laubfegen zu 


leisten haben. Den Anfang machte das Land 
Berlin, indem es pakistanische Asylbewerb- 
erInnen im Winter 1981/82 zum Granulatfe- 
gen zwang. Die bundesgesetzliche, restrikti- 
vere Verordnung dieser Praxis erfolgte 
jedoch erst in den neunziger Jahren. Direkte 
Repressionen (Leistungskürzungen nach 
$25 BSHG) waren von Beginn an Bestand- 
teil des BSHG. Allerdings wurde dieses 
Instrument stetig von einer »Kann«- über 
eine »Soll«- zu einer »Muß«-Regelung aus- 
gebaut, in der zuletzt 1996 die Höhe der 
ersten Kürzungsstufe auf 25% des Sozialhil- 
fesatzes festgelegt wurde. »Arbeit, Arbeit, 
Arbeit« ist auch das zentrale Motiv von 
Lohnkostenzuschüssen an Arbeitgeber, die 
inzwischen u.a. auch im BSHG geregelt sind. 

Mit der Auskopplung der Sozialhilfe für 
AsylbewerberInnen aus dem BSHG wurde 
diese Entwicklung nochmals zugespitzt. 
Nach dem rassistisch konstruierten Asylbe- 
werberleistungsgesetz (AsylbLG) erhalten 
»Leistungsberechtigte« ca. 15% weniger, als 
die ohnehin nicht mehr existenzsichernde 
Sozialhilfe vorsieht. Zudem wurde Zwangs- 
arbeit in diesem Bereich förmlich festge- 
schrieben (Internierung plus Zwang zur 
Arbeit). In der Sozialhilfe mußte die sozio- 
kulturelle Existenzsicherung dem Ziel der 


flexiblen Arbeitsmarktverfügbarkeit den 


Rang abtreten. 
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Existenzgeld als Lösemittel? 
In der momentanen Situation darauf zu ver- 


trauen, über eine bloß unvermittelt vorge- 
tragene Forderung nach einer Existenzsiche- 
rung für alle auch nur irgend etwas in Frage 
zu stellen, übersieht nicht nur die reale Ent- 
wicklung des Verhältnisses von Lohnarbeit 
und Existenzsicherung, sondern ignoriert 
zugleich die Wirkungsmächtigkeit der bür- 
gerlichen Grundsicherungsvorstellungen. 
Letztendlich reden alle von Bürokratiekritik, 
wollen kleine Gemeinschaften auf lokaler 
Ebene fördern, stellen mal mehr und mal 
weniger Geld für eine Grundfinanzierung in 
Aussicht und meinen unisono, daß der gute 
alte Sozialstaat den neuen Bedingungen 
angepaßt werden müsse, auf daß niemand 
mehr in Armut leben werde. 

Die realen Verhältnisses wahrzunehmen 
heißt jedoch nicht, sich ihnen anzupassen. 
Dafür gibt es schließlich die Grünen: Der 
»Spannung zwischen Lohn- und Bedarfsprin- 
zip (...) kann sich kein sozialpolitisches 
Reformprojekt, das auf breite Unterstützung 
und Realitätsmächtigkeit hofft, ungestraft ent- 
ziehen«°, so Andrea Fischer in einer Begrün- 
dung des bündnisgrünen Grundsicherungs- 
modells. Oder: »Nicht zuletzt das Wissen um 
diese tief verwurzelte Wertorientierung der 
deutschen Sozialpolitik hat uns veranlaßt, die 
bedarfsorientierte Grundsicherung so realis- 
tisch und am Bestehenden anknüpfend zu 
gestalten.«' Daß die SPD in die gleiche Rich- 
tung wohl nicht 
gesondert erwähnt werden. Für die PDS ist 


argumentiert, muß 
dieses Zugeständnis an die Lohnarbeitszen- 
triertheit und an das Lohnabstandsgebot 
eine zentrale Schwäche des grünen Modells, 
die sie mit der Einführung eines Mindest- 
wollen. Dabei taucht 


lohns vermeiden 


jedoch die Lohnarbeitszentriertheit samt 
Lohnabstandsgebot über die Formel »Wer 
lohnarbeitet, soll mehr Geld haben« in 
anderem Gewande wieder auf: »Der Min- 
destlohn sorgt dafür, daß alle erwerbstätigen 
Menschen mindestens in der Höhe der Grund- 
sicherung, in der Regel aber über ein deutlich 
höheres Einkommen, verfügen.«'' Da hilft es 
wenig, wenn sie in wohlwollender Manier 
»antisexistische, antirassistische, antimilita- 
ristische, antifaschistische oder/und ökologi- 
sche Arbeit«° mit einer Grundsicherung 
beglücken wollen. Wer die Grundsiche- 
rungswürdigkeit dieser Nicht-Lohnarbeiten 
festlegt, verrät die PDS nicht. Etwas konkre- 
tere Vorstellungen hat unlängst die Komm- 
mission für Zukunftsfragen der Freistaaten 
Sachsen und Bayern verlautbaren lassen. 
Erwerbsarbeit durch Bürgerarbeit 
ergänzt werden, und da Lohnarbeit nicht 
mehr alles sein kann, soll Bürgerarbeit auch 


soll 


anerkannt werden. Die Anerkennung soll 
dabei vorwiegend immateriell über Qualifi- 
kationen, Ehrungen, Rentenansprüche und 
Sozialzeiten sowie »Favor Credits« (z.B. das 
gebührenfreie Nutzen eines Kindergarten- 
platzes, Punkte für das NC-Verfahren) er- 
folgen. Für einkommensschwache Bürgerar- 
beiterInnen ist eine Mindestsicherung 
(»Bürgergeld«) vorgesehen. Darüber fallen 
BürgerarbeiterInnen nicht in die sozial- 
rechtliche Kategorie  »arbeitslos«. Als 
»Schlüsselidee des Modells« hebt der Autor 
dieses Unterkapitels, Ulrich Beck, hervor, 
»daß (...) das Unternehmerische mit der 
Arbeit für das Gemeinwohl verbunden werden 
sollte und kann«'‘. Da die Bürgerarbeit jen- 
seits von Staat und Markt institutionalisiert 
und professionell unternehmerisch organi- 


siert werden soll, ist ein »Germeinwohl-Unter- 
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nehmer« vorgesehen, der Projekte initiiert 
und koordiniert. Diese Figur gilt als Antwort 
auf die Frage »Wer organisiert Sponta- 
neität?«. Die funktionale Notwendigkeit von 
Bürgerarbeit und Gemeinwohl-Unterneh- 
mer ergründet sich direkt aus der Krise des 
Sozialstaats: Erstens werden die vom zentra- 
len Vergesellschaftungsmodus »Lohnarbeit« 
Ausgeschlossenen reintegriert und insge- 
samt der Arbeitsmarkt reguliert. Zweitens 
werden nicht über den Markt realisierbare 
und vom Staat finanziell nicht mehr leistba- 
re Bedürfnisse befriedigt. Drittens erhielte 
die bisherige Form der Initiativenarbeit eine 
von den Gemeinden kontrollierte Form in 
sogenannten »Bürgerarbeits-Ausschüssen«. 
Der korporativistische Regulationsmecha- 
nismus kehrt hier auf postfordistischer 
Weise zurück — nur daß soziale Initiativen an 
die Stelle von Gewerkschaften treten. 


Was tun? - Existenzgeld als Klammer 
revolutionärer Kapitalismuskritik 
Als Anfang der achtziger Jahre die Existenz- 
geld- bzw. Grundsicherungsdiskussion auf- 
genommen wurde, stand nicht nur eine blo- 
ße Reform des Sozialstaats im Mittelpunkt, 
sondern die gesamte kapitalistischer Verge- 
sellschaftung in Frage. Soziale Grundsiche- 
rung und ökosoziale Kapitalismuskritik 
waren eng verflochten und erstere wurde als 
eine Aneignungsforderung verstanden. Aus 
damaliger Sicht stellte die »über das Bürger- 
gehalt geforderte Aneignung gesellschaftlichen 
Reichtums auf egalitärer Grundlage [...], kon- 
sequent zu Ende gedacht, mit dem Privatei- 
gentum an Produktionsmitteln die_ gesell- 
schaftliche Herrschaftsstruktur insgesamt zur 
Disposition«'‘. Innerhalb der Erwerbslosen- 
initiativen wurden die grundsätzlichen Posi- 
tionen auf dem »ı. Bundeskongreß der 
Arbeitslosen in der Bundesrepublik Deu- 
tschland« vom 2. bis 5. 12. 1982 in Frankfurt 
diskutiert. Zum einen wurde an verschiede- 


zielle Absicherung für alle durch 


Zwang zur Arbeit; eine radikale 


nen Stellen die strikt antikapitalistische Hal- 
tung herausgestellt: »Dem Leben für das 
Kapital setzen wir das Leben für uns, der Des- 
truktion durch das Kapital die Sabotage, der 
Arbeit die Identität der Nichtarbeit entge- 
gen«“. Zum anderen wurde im Gegensatz 
zur sozialdemokratischen bzw. grünen und 
zur liberal-konservativen Diskussion der 
Begriff »Arbeit« selbst hinterfragt. Dessen 
Hintergrund war die Kritik an einem auf die 
Lohnarbeit verkürzten Arbeitsbegriff. Der 
gewerkschaftlichen Forderung nach »Arbeit 
für alle« wurde die Parole »Abschaffung der 
Lohnarbeit« gegenübergestellt. So lautete die 
Hauptforderung einer Hamburger Erwerbs- 
loseninitiative: »1500,- für alle (mit Infla- 
tionsausgleich und keine faulen Tricks) — statt 
Arbeit für alle«. Allerdings war die Ableh- 
nung der Lohnarbeit nicht eindeutig. Die 
Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg (ALSO) 
vertrat die Auffassung, daß es »unbedingt zu 
bejahen ist, daß jeder die Möglichkeit zur 
bezahlten Arbeit erhalten soll«. Gleichzeitig 
grenzte sie sich jedoch von der »Recht auf 
Arbeit«-Forderung ab, indem sie fragte: 
»Unter welchen Bedingungen wird gearbeitet, 
was wird produziert und für welchen Zweck, 
welche Konsequenzen resultieren daraus und 
zu wessen Lasten geht unser relativer Reich- 
tum?«“ Um die zentrale Frage nach einer 
Entkopplung von Lohnarbeit und Existenz- 
sicherung rankten sich die Antworten 
»Recht auf Faulheit«, »Recht auf lohnar- 
beitslose Existenzsicherung« sowie »radikale 
Arbeitszeitverkürzung«, welche auch für die 
heutige Existenzgelddiskussion die Eckpfei- 
ler der Auseinandersetzung bilden. 

In den heutigen Entwürfen der Erwerbs- 
loseninitiativen lautet die Parole inzwischen 
nicht mehr »Kampf der Arbeit«, sondern 
»Aneignung der Arbeit«”. Auf ihrem 
Bundestreffen 1992 stellen die Bundesar- 
beitsgemeinschaften der Initiativen gegen 
Arbeitslosigkeit und Armut (BAGen) 
le Forderungen zum Existenzgeld 
1996 nochmals bekräftigten: 


zentra- 
auf, die sie 
»Eine existen- 
ein Ein- 
kommen, das dem gesellschaftlichen Reichtum 


angemessen ist, unabhängig von Nationalität 


Geschlecht, Familienstand und den 


Arbeitszeit- 


ohne 


verkürzung, damit alle, die arbeiten wollen, 
auch arbeiten können; eine 


gerechte Umver- 


teilung der gesellschaftlich notwendigen Arbeit 
auf alle Menschen; die Aufhebung der 
geschlechtshierarchischen Arbeitsteilung". 


Diese Positionen der BAGen können 
mehr sein als nur eine unvermittelt vorge- 
tragene Aneignungsforderung. Existenzgeld 
kann die begriffliche und zugleich konkrete 
Klammer für eine fundierte Kapitalismus- 
kritik bilden, die nicht allein auf eine revolu- 
tionäre Situation wartet. Es ist eine Kapi- 
talismuskritik, die das Verhältnis 
Lohnarbeit und Existenzsicherung in den 
Mittelpunkt 
praktischer 


von 
theoretischer und zugleich 
Politik rückt. 
Dies gelingt jedoch nur, wenn Abschied 
genommen wird von Zahlenspielereien — 
zumal es doch recht verwunderlich ist, daß 
bereits Anfang der achtziger Jahre 1500 
Mark plus Inflationsausgleich gefordert 
wurden und heute annähernd gleiche Zah- 
len fröhlich linksradikal verkündet werden. 
Mit der Forderung nach Existenzgeld kann 
alles und nichts 


revolutionärer 


angesprochen werden. 
Nichts wird angesprochen, wenn nur aufge- 
listet zu bedenken 
geschlechterhierarchische Arbeitsteilung, 
Rassismus, Ausbeutung der »Ware« Arbeits- 
kraft, faschistische Tendenzen, Internationa- 
le Ausbeutung und Unterdrückung_ etc. 
Damit würde lediglich die für kapitalistische 
Gesellschaften durchaus funktionale Splitt- 
tung der Gesamtgesellschaft in abgeschottete 
Teilsysteme reproduziert. Sicher — nicht 
jedeR kann alles gleichzeitig beackern. Doch 
über die Klammer Existenzgeld könnten 
diese zersplitterten Felder 
zusammengefügt staatliche 


wird, was es gilt: 


theoretischen 
Die 
Regulation von Lohnarbeit und Existenzsi- 
cherung enthält Verstrebungen zu all diesen 
Bereichen, die es theoretisch zu erfassen gilt. 


werden. 


Konkrete Praxis wäre dann nicht das indivi- 
dualistische Einklauen, sondern vielmehr 
Aktionen gegen Pflicht- 


gezielte und 
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Sozialhilfeäm- 


Zwangsarbeitsinstitutionen: 


ter und vom Asylbewerberleistungsgesetz 
profitierende Supermärkte. Ebenso konkret 
wäre jedoch auch ein strategisch verstande- 
nes theoretisches Verständnis von Staat und 
Ökonomie in der aktuellen Phase kapitalisti- 
scher Entwicklung. Hier muß der Einstieg in 
den konkreten Klassenkampf über die Exis- 
tenzgeldforderung gesucht werden. 

Einen Schritt in diese Richtung könnte 
die Konferenz »Für Existenzgeld und eine 
radikale Arbeitszeitverkürzung — Zur Kritik 
der Lohnarbeitsgesellschaft« setzen. 
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ÄRRANCA! 


Der Arbeiter 
als Aktionär 


Während vielerorts das Ende der Arbeitsge- 
sellschaft postuliert wird, gibt es nicht weni- 
ge Versuche, bereits neue Begrifflichkeiten 
zu finden, mit denen die aktuellen sozialen, 
politischen und ökonomischen Veränderun- 
gen beschrieben werden können. Ein 
besonders von Ökonominnen sehr häufig 
benutzter Begriff ist in letzter Zeit jener der 
»Vermögensgesellschaft«, wahlweise auch 
mit »Aktionärskapitalismus« oder »Sharehol- 
der-Gesellschaft« umschrieben. Ganz gene- 
rell ist damit die Tendenz in »entwickelten« 
Volkswirtschaften gemeint, daß mit steigen- 
dem Reichtum einer Gesellschaft die 
(finanz)vermögensbezogenen Transaktionen 


stärker zunehmen als produktions- und ein- 


kommensorientierte Aktivitäten. Ein Prozeß 


den wir ja durchaus in der Vergangenheit 
beobachten durften: während die reale Wirt- 
schaft eher stagnierte, boomten die Finanz- 


maärkte . 


Auch auf privater Haushaltsebene gilt, was 
soeben auf größerer, makroökonomischer 
Ebene beschrieben wurde: steigt das Ein- 
kommen, so sinken relativ betrachtet auch 
die Konsumausgaben. Denn bei höheren 
Einkommen kann immer mehr Geld beiseite 
— also etwa auf’s Sparbuch - gelegt werden. 
Ab einem gewissen Sättigungsgrad mit als 
mehr oder weniger notwendig erachteten 
Gütern muß man nicht mehr so viel kaufen, 
die Konsumnachfrage geht zurück. 


Lauter Dagobert Ducks? 
Betrachtet man die Entwicklung der 
Bundesrepublik in den letzten Dekaden, so 
läßt sich dieser Trend auch tatsächlich fest- 
stellen. Mit wachsendem Einkommen stie- 
gen auch die privaten Geldvermögensposi- 
tionen: betrug das gesamte Geldvermögen 
privater Haushalte 1960 46,4% des Bruttoin- 
landsprodukts (BIP), stieg es in den Soer 
Jahren auf über 100% des BIP, um 1995 
einen Wert von 151,7% des BIP zu erreichen 
(Quelle: Deutsche Bundesbank). D.h., daß 
die Finanzvermögenspositionen der bundes- 
deutschen Haushalte stärker gewachsen sind 
als das Bruttoinlandsprodukt und das Real- 
vermögen. Doch was bedeuten diese Zahlen 
nun tatsächlich? Heißt das, die bundesdeut- 
sche sitzt Dagobert-Duck- 
gleich auf einem Berg von Geld? Weiß sie 
vor lauter Reichtum gar nicht mehr, was sie 
mit all dem Vermögen anfangen soll? 

Ein kurzer Blick in die deutschsprachige 
Presse scheint diese Vermutungen zu bestäti- 


Bevölkerung 


gen. Noch nie wurde so ungeniert und mass- 
siv um das Vermögen privater Haushalte 
gebuhlt: von der »Optimierung Ihres Vermö- 
gens« über den »Einstieg in attraktive Investi- 
honen« bis hin zum »maßgeschneiderten Vor- 
sorgeplan« reicht die Angebotspalette der 
Finanzdienstleister wie Banken, Versiche- 
rungen und Investmentfonds, die sich in 
Zukunft um »unsere« Sparguthaben kümm- 
mern wollen. 

Auch ein oberflächlicher Blick in die Ver- 
teilungsstatistik bestätigt die Annahme, aus 
der Lohnarbeitergesellschaft sei eine Gesell- 
schaft von VermögensbesitzerInnen gEWOT- 
den: betrachtet man die funktionelle Ein- 
kommensverteilung (siehe Kasten) der 
letzten Dekaden, so kam es tatsächlich zu 
einer massiven Umverteilung von Arbeitsein- 
kommen (also Einkommen aus Arbeit wie 
Löhne und Gehälter) in Richtung Vermö- 
genseinkommen (Zinsen, Dividenden, ...). 


Allein in den letzten drei Jahren verringerte 
sich laut Berechnungen des DIW das Brutt- 
toeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
von 54,85% des BIP’ auf 51,93% des BIP, 
während das Einkommen aus Vermögen, 
insbesondere die Zinsquote, dynamisch stieg. 
Auch wenn es sich dabei nur um ein paar 
Prozentpunkte handelt, darf man nicht ver- 
gessen, daß es sich dabei um Milliarden DM 
handelt, die von Arbeit zu Kapital wandern. 
Und langfristig betrachtet fällt diese Ver- 
schiebung noch viel deutlicher aus. 


Rentenklau einmal anders 
Nachdem nun auch Lohn- und Gehaltsemp- 
fängerInnen Vermögen in Form von Spar- 
büchern, Bausparverträgen und ähnlichem 
besitzen, könnte vorschnell der Schluß gezo- 
gen werden, aus ArbeiterInnen und Ange- 
stellten seien heute VermögensbesitzerInnen 
geworden. Das würde auch erklären, warum 
mittlerweile die Finanzdienstleistungsunter- 
nehmen nicht länger die Besserverdienen- 
den im Auge haben, sondern ihre Werbeak- 
tivitäten gezielt in Richtung breitere 
Bevölkerungsschichten setzen. Eindrucks- 
volles Beispiel dafür war etwa die Kampagne 
zur Privatisierung der deutschen Telekom: 
die breite mediale Aufbereitung dieser Priva- 
tisierung sorgte tatsächlich für einen Run 
auf die Telekom-»Volks«-Aktie. In diesen 
Trend passen auch die in den letzten Jahren 
häufig vorgebrachten Vorschläge von Mana- 
gern und Unternehmern nach sog. Mitarbei- 
ter-Beteiligungsmodellen, bei denen betrieb- 
liche Vermögensanteile etwa in Form von 
Aktien an MitarbeiterInnen übertragen wer- 
den und als Lohnsubstitut eingesetzt werden 
sollen. Ein Teil des Lohns würde damit dann 
von der Gewinn- bzw. Verlustlage des Unter- 
nehmens abhängig Mögliches 
Zukunftsszenario: MitarbeiterInnen stimm- 
men der eigenen Entlassung mit Blick auf 
ihre steigenden Dividenden und der Opti- 
mierung ihres Shareholder Values freudig 


sein. 


zu. 
Etwas realistischer, dafür weniger vorder- 


gründig sorgt die aktuelle Debatte um die 
zukünftige Altersversorgung derzeit am ve- 
hementesten für die Einbindung bzw. Inte- 
gration privater Personen und Haushalte in 
finanzkapitalistische Arrangements und de- 
ren Logik. Scheinbar widerspruchslos setzt 
sich im Moment die Annahme durch, das 
heutige Rentensystem sei auf Dauer unfi- 
nanzierbar. Obwohl zahlreiche ÖkonomInn- 


nen diese Hysterie für unbegründet halten, 
wird den einzelnen ArbeitnehmerInnen 
kontinuierlich nahegelegt, private Renten- 
versicherungen abzuschließen, um den 
gewohnten Lebensstandard auch im Alter 
genießen zu können. Tatsächlich hat dies in 
den letzten Monaten dazu geführt, daß sich 
private Versicherungsgesellschaften über 
einen enormen Anstieg neu geschlossener 
Versicherungsverträge freuen konnten. Die 
derzeitige Rechtslage erlaubt es bundesdeut- 
schen Versicherungen zwar nicht, diese 
Beträge in gleichem Ausmaß für spekulative 
Transaktionen auf Finanzmärkten zu ver- 
wenden, wie dies in den USA und Großbri- 
tannien der Fall ist, was dort schon die eine 
oder andere Rentenkasse in den Ruin trieb 
und damit die betroffenen AnlegerInnen um 
ihre Rente brachte. Doch die jüngsten EU- 
weiten Bestrebungen in Richtung Liberali- 
sierung von Investment- und Rentenfonds 
könnten diesbezüglich durchaus noch weite- 
re Zäune niederreißen. 

Grundsätzlich sind nämlich finanzkapi- 
talistische Institutionen an einer möglichst 
großen zu verwaltenden Vermögensmasse 
interessiert. Je mehr Kapital ihnen für ihre 
Transaktionen zur Verfügung steht, desto 
flexibler können sie auf den Finanzmärkten 
agieren. In den letzten Dekaden waren sie 
daher zunächst an einer kontinuierlichen 
Börsenkapitalisierung von Firmenvermögen 
interessiert, immer mehr Unternehmen, 
inkl. der Klein- und Mittelbetriebe, sollten 
den Gang an die Börse wagen. Ebenso lukra- 
tiv für das Finanzkapital war die Tendenz 
zahlreicher Staaten, ihre Ausgaben nicht 
mehr via Steuern (zunehmender Steuerwi- 
derstand!) zu finanzieren, sondern mittels 
Kreditaufnahme im finanzkapitalistischen 
Sektor. Diese Einkommensquelle scheint 
nun im Zuge der europaweiten Budgetsanie- 
rungen wegzubrechen, weshalb neue Felder 
gesucht werden. Insbesondere in der Bun- 
desrepublik Deutschland und in Österreich 
zieht die relativ hohe Sparquote (das ist der 
Anteil der Ersparnisse am verfügbaren Ein- 
kommen der Haushalte) das Interesse fi- 
nanzkapitalistischer Institutionen auf sich. 
Mit dem Zugriff auf private Sparguthaben 
können zwei Fliegen auf einen Schlag 
getroffen werden: zum einen erhöht sich, 
wie bereits erwähnt, die Vermögensmasse 
der einzelnen Vermögensverwalter. Zum 
anderen ändert sich damit die Interessensla- 


ge der einzelnen Sparer. Die Transformation 


AÄRRANCA! 


des passiven Sparers in einen aktiven Inve- 
stor geht einher mit dessen zunehmender 
Integration in finanzkapitalistische Zusam- 
menhänge. Damit sinkt der Widerstand ge- 
gen Forderungen des Finanzkapitals, denn 
das eigene Interesse ist nun betroffen. 

Den entscheidenden Hinweis, inwieweit 
tatsächlich breite Teile der Bevölkerung in 
finanzkapitalistische Arrangements inte- 
griert sind, geben jedoch zwei weitere Vertei- 
lungsstatistiken: zum einen die personelle 
Einkommensverteilung sowie zum anderen 
die sog. Querverteilung (siehe Kasten). 
Ohne ins Detail zu gehen kann ganz allge- 
mein festgestellt werden, daß in der Bundes- 
republik wie in den meisten anderen EU- 
Ländern die Reichen reicher und die Armen 
ärmer geworden sind. Insbesondere in den 
obersten Einkommensgruppen, die statis- 
tisch nur schwer erfaßbar sind, dürfte sich 
der Reichtum unglaublich konzentriert 
haben, während die ärmsten Einkommens- 
gruppen in einer unzumutbaren Verschul- 
dungsspirale stecken. Niedriglohnempfän- 
gerInnen sind daher wohl kaum in der Lage, 
sich massiv Vermögenstitel anzueignen, 
geschweige denn langfristig Vermögensposi- 
tionen aufzubauen. Dies bestätigt auch die 


sog. Querverteilung, die eine Brücke zwi- 


ÄRRANC A! 


schen personeller und funktioneller Ein- 
kommensverteilung schlägt: Vermögensbe- 
sitzerInnen sind vor allem in den höheren 
Einkommensschichten zu finden, während 
die niedrigen Einkommensgruppen eher zu 
jenen Haushalten mit hohem Verschul- 
dungsgrad zu zählen sind. (Allein von 1990 
auf 1994 erhöhte sich die Verschuldung von 
privaten Haushalten von 40,7 % des BIP auf 
43,5% des BIP.) 

Vielmehr kann in Zusammenhang mit 
niedrigen Einkommensschichten bereits von 
»financial exclusion« gesprochen werden, wie 
dies der britische Wirtschaftsgeograph Nigel 
Thrift vorschlägt. Mit diesem Ausdruck ist 
die Tatsache gemeint, daß gesellschaftlich 
marginalisierte Gruppen zunehmend gerin- 
geren Zugang zu Finanzierungsmöglich- 
keiten und Geld im allgemeinen haben. In 
Vierteln mit einem hohen Anteil an Migrant- 
Innen, Arbeitslosen oder Niedriglohnem- 
pfängerInnen ist die Dichte an Banken und 
Finanzinstitutionen deutlich geringer als in 
»reichen« Gegenden, die Kredit- und Versi- 
cherungskonditionen schärfer sowie die 
Anzahl an sog. Kreditwucher-Firmen (die zu 
horrenden Geld verleihen) 
ungleich höher. Geographische, kulturelle 


bis hin zu architektonischen (Technopräven- 


Zınssätzen 


tion!) Gründen führen letztendlich dazu, 
daß nicht jedem der Zugang zur finanzkapi- 
talistischen Infrastruktur möglich ist. Die 
Rede vom Arbeiter als Aktionär ist damit, 
wenn überhaupt, dann nur partiell gültig. 


Die proletarischen Broker 
Dennoch ist die These vom Aktionärskapita- 
lismus nicht ganz vom Tisch zu fegen. Ver- 
läßt man die rein ökonomisch-empirische 
Argumentation und die bundesdeutsche 
Situation, können durchaus gesellschaftliche 
Veränderungen wahrgenommen werden, die 
die Transformation einer (Lohn-)Arbeitsge- 
sellschaft in eine Vermögensgesellschaft 
plausibel machen. Insbesondere die USA 
und Großbritannien sind Beispiele, wie sich 
ein Gesellschaftsmodell mit der Hegemonie 
des Finanzkapitals durchsetzen konnte und 
zwar zeitgleich mit dem Niedergang der 
Arbeiterklasse. Es sind gerade jene Länder, 
die die Deregulierung und Liberalisierung 
der Finanzmärkte am weitesten vorantrie- 
ben. Gleichzeitig sind es auch jene Länder, in 
denen die Arbeiterklasse kontinuierlich stig- 
matisiert und ausgegrenzt wurde — wie etwa 
im »Krieg« Thatchers gegen die Gewerk- 
schaften - und in denen der Yuppie-Mythos 
der 8oer Jahre am kräftigsten blühte. Genau 
jene Länder sind es auch, die deutlich 
machen, daß sich das Finanzkapital nicht 
automatisch (etwa via diversen Gesetzen 
Akkumula- 
tionsimperativen, etc.) durchsetzte, sondern 


kapitalistischer Entwicklung, 
im Zuge hegemonialer Auseinandersetzun- 
gen an Macht gewonnen hat. 

Gramscianisch inspiriert lehnen hegemo- 
nietheoretische Argumentationen in bezug 
auf den Aufstieg des Finanzkapitals ökono- 
mistische Erklärungen ab und stellen gleich- 
zeitig die vielzitierte Allmacht des Finanzka- 
pitals in Frage. Vielmehr verweisen sie auf 
die Brüchigkeit eines neoliberalen, finanzka- 
pital-orientierten Projekts, auf dessen insti- 
tutionelle Bedingtheit und Abhängigkeit von 
zahlreichen Akteuren im »integralen Staat«. 
Sowohl Nationalstaaten wie auch Teile der 
Zivilgesellschaft integrierten sich in den ver- 
gangenen Dekaden in diesen neuen hege- 
monialen Kompromiß und ermöglichten so 
erst dessen Durchsetzung: der individual- 
kapitalistische Konsens in den USA und 
Großbritannien mit seinen sozial-darwinis- 
tischen, leistungsorientierten sowie risiko- 
freudigen Komponenten macht es für den 
einzelnen Arbeitnehmer durchaus plausibel, 


sich selbst um seine Rentenvorsorge zu 
kümmern, anstatt den Staat damit zu be- 
trauen. Dementsprechend ist natürlich der 
Aktienbesitz von Haushalten in den USA 
und Großbritannien um einiges höher als in 
Deutschland und dementsprechend anders 
fällt daher auch die Interessenslage dieser 
Haushalte aus: sie haben ein genuines Inter- 
esse an der Wertsteigerung ihrer Finanztitel. 

Aber nicht nur die eigene Interessenslage 
sorgt für die Integration von Arbeiter- und 
Angestelltenhaushalten in einen gesellschaft- 
lichen Kompromiß unter der Hegemonie 
des Finanzkapitals. Gerade der Aufbau der 
in den letzten Jahren so dynamischen Deri- 
vatenbörse in Thatchers England, der sog. 
LIFFE (London International Financial 
Futures and Options Exchange), konnte 
zumindest für einen Teil der Arbeiterschaft 
eine Identifikationsfunktion übernehmen 
sowie Klassendifferenzen übertünchen. 
Denn der vor allem für kurzfristige Optio- 
nen- und Termingeschäfte zuständige LIF- 
FE-Markt wird heute beherrscht von den 
sog. Essex Boys, denen in der britischen 
Medienlandschaft besonderes Wohlwollen 
bis Faszination zuteil wurde. Die besonders 
maskulinen und »bullish« Essex Boys 
kommen nämlich sehr häufig aus proletari- 
schen Familien und sorgten zunächst einmal 
für helle Aufregung auf dem Londoner Par- 
kett, als sie Ende der 8oer Jahre mit grellen 
Hemden und legeren Anzügen in der City 
auftauchten. Bis dahin galt nämlich der dun- 
kle Anzug als unumgänglicher Dress Code 
in Banken wie an der Börse: »If you re not in 
a dark suit you must be a bike boy delivering 
sandwiches« — so die jahrzehntelange Ab- 
grenzungsfloskel der Banker und Trader von 
ihrem »clerical staff« und anderen City-Exo- 
ten. Aristokratische und elitäre Ignoranz 
wurde jedoch zunehmend weniger oppor- 
tun in einer Gesellschaft, in der es darum 
ging, verlorenen Weltruhm via finanzkapita- 
listischer Revolution wiederzugewinnen. 
Dem »gentlemanly narrative« der alten Ban- 
ken-Aristokratie, wie es Nigel Thrift nennt, 
folgte nun die kulturelle Hegemonie einer 
neuen Yuppie-Generation, die aggressiv- 
proletarische Werte nicht nur nicht auss- 
schloß, sondern durchaus förderte. Nicht 
uninteressant in diesem Zusammenhang ist 
auch die Tatsache, daß der von Charlie 
Sheen verkörperte Broker im wohl bekann- 
testen Börsen-Film »Wall Street« Sohn eines 
Gewerkschaftsfunktionärs ist und etwaig 


daraus resultierende Identitätsprobleme zu- 
gleich Gegenstand des Films sind (und zu 
guter Letzt befriedigend für beide Seiten ge- 
löst werden). 

Derartige Erzählungen veranschaulichen 
jedenfalls die Prozeß- und Projekthaftigkeit 
des finanzkapitalistischen Hegemoniebestre- 
bens. Die Durchsetzung bestimmter Inter- 
essen hängt ganz wesentlich von den Kom- 
promissen und Koalitionen ab, die im Zuge 
der Auseinandersetzungen geschlossen wer- 
den. 

Wie gesagt, ist Deutschland mit seinem 
»unterentwickelten« privaten Aktienbesitz 
von einer Shareholder-Gesellschaft a la USA 
noch einigermaßen weit entfernt. Mit der 
Rentendebatte wird derzeit aber sehr ge- 
schickt an die Börsenoffensive der Soer-Jah- 
re angeknüpft, die zunächst nicht besonde- 
res erfolgreich verlief und die Erwartungen 
ihrer Apologeten kaum erfüllte. Über den 
Umweg der Privatisierung des Pensionssys- 
tems können nun jedoch Widerstände gegen 
die Forderungen des (Finanz-)Kapitals aus- 
gehebelt werden. Die Durchsetzung einer 
Shareholder value-Strategie ist über ein 
Bündnis mit privatversicherten und vermö- 
gensbeteiligten ArbeitnehmerInnen durch- 
setzbar, in denen letztere möglicherweise zu 
KoalitionspartnerInnen pro-unternehmeri- 
scher Politik gemacht werden. Die Tatsache, 
daß in derartigen Konstellationen allerdings 
nur die halbwegs gut verdienenden, also 
gerade noch die sog. Medianeinkommens- 
Haushalte zum Tragen kommen, leistet 
Wohlstandschauvinismus Vorschub und 
zieht im Grunde genommen weitere Fur- 
chen in eine gespaltene und zusehends des- 
integrierte Gesellschaft. 
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Anmerkungen 

l Um Mißverständnissen vorzubeugen: Wenn im 
folgenden zwischen Real- und Finanzkapital unter- 
schieden wird, so geht es erstens nicht darum, eine 
Trennung in »gutes« Realkapital und »böses« Finanz- 
kapital vorzunehmen, wie das mittlerweile auch schon 
in liberalen Kreisen en vogue ist. Zweitens sollte man 
sich bewußt sein, daß diese Trennung sowieso in zahl- 
reichen Fällen per se obsolet ist, denn Kapitalbesitzer 
können gleichzeitig beides sein: so war etwa der fran- 
zösische Unternehmenssektor in den letzten Jahren 
Nettogläubiger, und die Titulierung von Siemens als 
»Großbank mit kleiner Werkstätte« ist diesbezüglich 
ein weiteres bezeichnendes Beispiel. 

2 Das jährliche Bruttoinlandsprodukt beträgt in Deu- 
tschland 3652 Milliarden DM 


Funktionelle 

Einkommensverteilung: 
gibt an, wie das Einkommen einer ges- 
amten Volkswirtschaft auf verschiede- 
ne Einkommensarten verteilt wird. Zu 
den. wichtigsten Einkommensarten 
zählen dabei: Einkommen aus unselb- 
ständiger Arbeit (also Lohnarbeit, 
Angestelltengehälter, ...); Einkommen 
aus Unternehmertätigkeit (also Ge- 
winne und Profite, die Unternehmen 
erwirtschaften), Einkommen aus Ver- 
mögen (also Dividenden, Zinsen, Ren- 
ten aus Immobilienbesitz, Wersteige- 
rungen des Vermögens, usw.). Im 
großen und ganzen ist die f.E. also ein 
Indikator für die Verteilung des Volks- 
einkommens zwischen Arbeit ‘und 
Kapital. 


Personelle 

Einkommensverteilung: 
zeigt auf, wie stark konzentriert das 
Einkommen verteilt ist. In einer egali- 
tären Gesellschaft würden die ersten 
10% der Bevölkerung 10% am Volks- 
einkommen besitzen, 20% der Bevöl- 
kerung 20% des Einkommens, usw. In 
einer inegalitären Gesellschaft (und 
das entspricht eigentlich eher der 
bundesdeutschen Situation) besitzen 
bspw. nur 2% der Bevölkerung 90% 
des Volkseinkommens. Die p.E. gibt 
also an, inwieweit das Volkseinkomm- 
men in der Bevölkerung gleich oder 
ungleich verteilt ist. 


Querverteilung: 

Die Querverteilung schlägt eine Brü- 
cke zwischen der funktionellen und 
personellen Einkommensverteilung. 
Sie zeigt bspw., woher die reichsten 
10% der Bevölkerung ihr Einkommen 
beziehen (also aus Arbeit oder Unter- 
nehmertätigkeit), woher die ärmsten 
10%, usw. Die Statistik der Querver- 
teilung ist leider eher unterentwickelt, 
und daher können nur sehr grob 
Schlüsse aus ihr gezogen werden. 


Elmar Altvater ist Professor für Politikwissen- 
schaften an der FU Berlinund arbeitet 


seit über 30 Jahren zum Schwerpunkt Politi- 


INtervVIew mimt eLmar altvater sche Ökonomie. Er zeichnet sich dabei 
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Theorieansatz zu verbinden versucht. 


x 


, 


In »Grenzen der Globalisierung« (gemein- 
sam mit Brigitte Mahnkopf, 1996, West- 
fälisches Dampfboot) weist er auf die 
Gefahren des entfesselten Marktes hin und 
plädiert für eine grundsätzlichere Kapitalis- 
muskritik. Dieses Arranca-Interview wurde 
bereits im Frühjahr 1998 geführt, also vor 
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5 ll 70 a NEE dem jüngsten Börsencrash in Rußland und 
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der lateinamerikanischen Finanzkrise. 


In einem Interview mit dem »Neuen 

Deutschland« wurden Sie vor einiger Zeit 

gefragt, wie »man die Globalisierung 

stoppen könne«. Die Fragestellung ist 

drollig. Warum sollte man technologisch- 

ökonomische Entwicklungen stoppen? 
Ich habe auch nicht behauptet, daß man die 
Globalisierung stoppen soll. Der Titel des 
von Brigitte Mahnkopf und mir verfaßten 
Buchs zu dem Thema lautet »Grenzen der 
Globalisierung«. Darin vertreten wir, daß, 
wenn man nur der ökonomischen Logik 
folgt, nicht nur die Umwelt, sondern soziale 
Systeme zerstört werden, die in Hunderten 
von Jahren in Kämpfen entstanden sind. Das 
heißt, daß — um es vorsichtig auszudrücken 
— auch demokratische Beteiligungsmöglich- 
keiten beschränkt werden. 

Um das zu verhindern, muß man die 
ökonomischen Globalisierungstendenzen, 
wie es der Wirtschaftshistoriker Karl Polanyı 
gesagt hat, wieder in ein Bett sozialer und 
politischer Regulierung einfügen. 


Globalisierung ist ein Begriff, der für alles 

und nichts verwendet wird. Was be- 

schreibt er überhaupt? 
Globalisierung ist die Kehrseite der Deregu- 
lierung. Das heißt die Abschaffung von 
Grenzen, und zwar nicht nur territorialer 
Art, sondern aller Arten von Schranken, die 
den ökonomischen Prozessen gesetzt sind: 
2.B. Zölle, Steuern, soziale Sicherungssyste- 
me etc. Seit Mitte der 70er der Jahre haben 
wir in allen kapitalitischen Ländern der Welt 
einen solchen Deregulierungsprozeß, seit 
1989 auch in den osteuropäischen Staaten, 
die bis dahin sehr hoch reguliert waren. Da- 
mit jedoch wird zerstört, was in den letzen 
200 Jahren in heftigen Auseinandersetzungen 
errichtet wurde. Und das ist der Hinter- 
grund, wenn Initiativen wie die Lissabon- 
Gruppe' heute wieder davon redet, daß ein 
internationaler Sozialpakt geschlossen wer- 
den muß. 


Also ist Globalisierung nicht allein die 

Tatsache, daß der internationale Waren- 

austausch zugenommen hat ... 
Die Zunahme des internationalen Waren- 
handels ist in diesem Zusammenhang tat- 
sächlich völlig unwichtig. Schon Anfang des 
Jahrhunderts gab es in den kapitalistischen 
Ländern ähnlich hohe Exportquoten wie 
heute. Das wird im Moment ja auch oft als 
Argument dafür benutzt, daß es gar keine 


Globalisierung, sondern bestenfalls eine 
»Triadisierung«’ gebe. 

Aber Globalisierung ist eben nicht die 
Tatsache, daß heute mehr internationaler 
Warenhandel stattfindet. Eine solche Zahl ist 
ja nur davon abhängig, wie ich messe. Wenn 
ich die EU als Zollbereich betrachte und an 
den Außengrenzen messen würde, dann 
müßte ich feststellen, daß es keine Globa- 
lisierung, sondern nur eine Europäisierung 
gibt. Der Großteil der international gehan- 
delten deutschen Waren bleibt in der EU. 
Wahrscheinlich würde ich sogar, wenn ich 
an den Grenzen Kreuzbergs messen würde, 
merken, daß 50-60% der Wirtschaftsakti- 
vitäten Kreuzbergs auch dort bleiben, z.B. 
sämtliche Dienstleistungen. 

Aber darum geht es nicht. Den Begriff 
»Globalisierung« gibt es seit den 7oer Jahren, 
davor sprach man in Anlehnung an Lenin 
von »Imperialismus« — und das mit gutem 
Grund. Das Hinausstreben von Waren und 
Kapital über die Grenzen hinweg erschien 
damals als Expansion des Nationalstaats. 
Zu Beginn des Ersten Weltkrieg z.B. gerieten 
die Nationalstaaten miteinander in Konflikt, 
weil sie ihre Kapitalakteure unterstützen 
wollten. 

Heute wäre das undenkbar. Nicht die 
Nationalstaaten unterstützen nationales Ka- 
pital, sondern die global operierenden öko- 
nomischen Einheiten machen sich Steuersys- 
teme und Staaten allgemein zunutze, um 
Regulierungsdifferenzen profitlich auszunutz- 
en. Das ist etwas grundlegend anderes als 
vor 100 Jahren und wer das nicht begreift, der 
hat nicht verstanden, um was es heute geht. 


Sie zeichnen in ihrem Buch ein sehr fort- 
schrittsskeptisches Bild. Wenn man sich 
aber anschaut, welche technischen Ent- 
wicklungen der Globalisierung zugrunde- 
liegen, dann muß man doch zu einer 
widersprüchlicheren Einschätzung 
kommen. Immerhin bieten die Kommu- 
nikationswege des Internet auch gewalti- 
ge emanzipatorische Chancen. 
Ich habe nicht behauptet, dafs diese Ent- 
wicklungen grundsätzlich schlecht sind. 
Es ist wunderbar, über das Internet kosten- 
günstig, schnell und sicherlich auch demo- 
kratisch miteinander kommunizieren zu 
können - zumindest solange das Netz noch 
öffentlich zugänglich ist, was sich ja durch- 
aus ändern kann. Aber wir müssen diese 


Möglichkeiten demokratisch-partizipatorisch 


regulieren, wir müssen sie — nennen wir es 
ruhig so — der Kontrolle unterwerfen, damit 
die Globalisierung ihre demokratischen 
Funktionen erfüllen kann. Momentan dient 
sie nämlich nicht der Erweiterung demokra- 
tischer Rechte oder der Wohlstandsmehrung 
aller Menschen, sondern sie trägt dazu bei, 


daß das Reichtumsgefälle zunimmt. 


Ein wesentlicher Punkt Ihrer Globali- 

sierungskritik ist die Frage nach dem 

Geld. Sie haben unterstrichen, daß heute 

nur noch ı% der auf den Weltwährungs- 

märkten umgesetzten Geldmenge für die 

Abwicklung von Güteraustausch not- 

wendig sei. Zum anderen haben Sie 

immer wieder betont, daß sich das Geld 
verselbständigt, daß Kapital angehäuft 
wird, das keine Entsprechung mehr in 

Gebrauchswerten findet. Welche Funk- 

tion hat Geld heute überhaupt noch? 
Nach Zahlen der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich werden täglich 1600 
Milliarden US-Dollar auf den Weltdevisen- 
börsen umgesetzt. Davon werden höchstens 
5% als Zirkulationsmittel verwendet, der 
Rest dient als Zahlungsmittel — eine Funk- 
tionsunterscheidung des Geldes, die man bei 
Marx nachlesen sollte. 

Diese 95% Spekulation darf man sich 
allerdings nicht so vorstellen, daß dort 
schräge Vögel oder Halbkriminelle mit Geld 
spielen. Spekulieren müssen alle und wo 
spekuliert wird, gibt es auch immer Leute, 
die Risiken loswerden wollen, die also genau 
das Gegenteil von dem machen, was der 
Spekulant tut. Ein unauflöslicher Wider- 
spruch jeder Geldwirtschaft. 

Was wir heute auf den Weltwährungs- 
märkten beobachten können, ist tatsächlich 
die Herauslösung des Geldes aus materiellen 
Prozessen. Dies findet in den Derivaten’ sei- 
nen höchsten Ausdruck, wo Geld von Geld 
von Geld in vielen Stockwerken abgeleitet 
wird. In Deutschland haben diese Derivate 
von 1987 bis ‘97 um das 23-fache zugenomm- 
men. Bei einigen dieser Papiere betragen die 
Zuwachsraten das 500-fache. Das hat offen- 
sichtlich nichts mehr mit realen ökonomi- 
schen Prozessen zu tun. Ein solches Wachstum 
entsteht ausschließlich aus der Eigendyna- 
mik des Geldes. 

Andererseits darf man sich diese Angele- 
genheit aber auch nicht so vorstellen, dafs 
das Geld nun von der materiellen Welt völlig 


losgelöst wäre. Letztlich müssen die Erträge, 
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die das Geld erwirtschaften soll, auch real da 
sein, und wenn sie es nicht mehr sind, wird 
das Geld entwertet. 

Früher vollzog sich das in Form von In- 
flation. Da man diese aber heute unterbin- 
det, kann nur noch durch Finanzcrashs ent- 
wertet werden. 1994 haben wir in Mexiko 
und 1997/98 in den südostasiatischen Länder 
genau das beobachten können. Solche Crashs 
sind also Mechanismen, die immer wieder 
die Anpassung der Geldsphäre an die reale 
Sphäre besorgen. Nur daß dabei die Lebens- 
und Arbeitsbedingungen der Menschen in 
Mitleidenschaft gezogen werden. 


Diese Crashs stellen also keine grundle- 

gende Gefährdung des Kapitalismus dar? 
Das ist schwer vorherzusagen. Bislang hat 
bei allen Crashs die internationale Regulation 
eingesetzt, sobald große Geldvermögen ge- 
fährdet waren. 1994 machte der IWF gemein- 
sam mit den USA in wenigen Tagen um die 
5o Milliarden Dollar locker, um die Krise ın 
Mexiko zu stoppen. Was dann auch gelang. 

Diese Maßnahme war notwendig, weil 
sonst Pensionsfonds mit pleite gegangen wä- 
ren und einige Hunderttausend Rentner in 
den USA auf einmal ohne Rente dagesessen 
wären. Die Pensionfonds müssen heute 
nämlich wie wild in der Welt herumspeku- 
lieren, um die Renten finanzieren zu kön- 
nen. Das heißt, die Alterssicherung wird von 
der Funktionsweise des globalen Finanz- 
systems abhängig gemacht — eine außeror- 
dentlich gefährliche Angelegenheit, wie man 
sich vorstellen kann. 

Genau deswegen läßt sich aber auch so 
schwer vorhersagen, wie die Auswirkungen 
in der Zukunft aussehen werden. Wenn es 
bei einem Finanzkrach nicht mehr gelingt, 
Pleiten zu verhindern, könnten Rentensys- 
teme in den entwickelten Ländern aus den 
Fugen geraten, vor allem in den USA, aber 
auch in Europa. Und welche Konsequenzen 
das wiederum haben würde, kann man sich 
ausmalen. Es wäre nicht nur eine ökonomi- 
sche Krise, sondern hätte auch politische 
Konsequenzen; ich befürchte, nicht nur po- 
sitive, sondern vor allem negative. 


Auch wenn der Zusammenbruch des Ka- 
pitalismus nicht unmittelbar bevorsteht, 
werden weitere Finanzcrashs die bestehen- 
den Verhältnisse grundlegend verändern. 
Nein, der Kapitalismus steht nicht vor sei- 
nem sofortigen Ende. Bislang ist es immer 
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noch gelungen, mit gewaltigen Finanzspritzen 
— im Fall Asiens 80 Milliarden Dollar — den 
Zusammenbruch abzuwenden. Aber ob das 
auf Dauer gelingen kann, ist die große Frage. 


Sie schlagen in »Grenzen der Globalisie- 
rung« vor, die Diskussion über Staatss- 
schulden in eine Diskussion um Geldver- 
mögen zu verwandeln... 
Natürlich, wenn man öffentliche Schulden 
verringern will, muß man auch private 
Geldvermögen reduzieren. Genau das ge- 
schieht heute auch in Form von Privatisie- 
rungen. Öffentliches Eigentum wird als 
»Debt-for-public-equity-swap« in privates Ei- 
gentum verwandelt. Dadurch werden öffent- 
liche Räume in private Hand übergeben und 
sind — wie zum Beispiel das Bildungswesen — 
nicht mehr für alle zugänglich. Wenn der 
Zugang zu solchen Räumen über den Markt 
geregelt wird, bedeutet das auch einen er- 
heblichen Demokratieverlust. 


Aber nun ist es ja so, daß die öffentlichen 
Schulden in den Industriestaaten nicht 
dadurch zustande gekommen sind, daß 
private Geldvermögensbesitzer den Staat 
angebettelt haben, ihnen ihr Vermögen 
abzunehmen, sondern umgekehrt haben 
die keynesianistischen Regierungen »de- 
ficit spending« betrieben: mit kredit- 
finanzierten Staatsausgaben sollte die 
Volkswirtschaft angekurbelt werden ... 
Die Keynesianische Strategie zielte darauf 
ab, die in schlechten Konjunkturzeiten ge- 
machten Schulden während einer Hochkon- 
junktur durch höhere Staatseinnahmen wie- 
der ausgleichen und abbezahlen zu können. 
Das hat lange funktioniert. Die große Ver- 
schuldung begann erst Mitte der 70er Jahre, 
als die Nachkriegsprosperität' zu Ende ging. 
Man kann sich nun darum streiten, wo- 
ran das lag. Die Neoklassiker werden be- 


selbst um Einnahmen gebracht hat. Man 
könnte aber auch ganz einfach saldenme- 
chanisch argumentieren: Der private Sektor 
hat die Kreditangebote nicht mehr aufge- 
saugt, weil die produktiven Investitionen 
nicht mehr rentabel genug erschienen. Die 
Geldvermögensbesitzer mußten sich also 
woanders Schuldner für ihr Geld suchen 
und haben das zum Teil in der Dritten Welt 
gemacht, wo sie Billigstkredite zu sehr gün- 
stigen Konditionen vergeben haben. Das hat 
in den 8oern, als die Zinsen stiegen und die 
Rohstoffpreise fielen, zur Schuldenkrise ge- 
führt. Die Länder der Dritten Welt waren 
nicht mehr in der Lage, ihren Schulden- 
dienst zu leisten. Ein ähnlicher Effekt führte 
zur Verschuldung der öffentlichen Hand in 
den Industrieländern. 

Letztlich ist es eine überflüssige Frage, 
wer den Anfang gemacht hat — die Privaten 
oder der öffentliche Sektor. Es waren beide. 


Die Beschäftigungsverhältnisse werden 
im Rahmen der Globalisierung prekärer, 
was heute auch als Bestandteil der »Fe- 
minisierung der Arbeit« begriffen wird. 
Immer mehr Frauen lohnarbeiten und 
übernehmen mehr als Dreiviertel der 
Zeitarbeitsjobs. Wie erklärt sich dieser 
Widerspruch, daß die Globalisierung 
einerseits einen universalistischen An- 
spruch formuliert, andererseits jedoch 
geschlechtsspezifische und rassistische 
Trennungskriterien spürbar verschärft? 
Die Bielefelder Schule um Claudia von 
Werlhof hat schon vor langer Zeit von der 
»Hausfrauisierung der Arbeit« in der Dritten 
Welt gesprochen — also von ungarantierten, 
völlig abhängigen Arbeitsverhältnissen, die 
mit dem klassischen Lohnproletariat, wie 
es in Europa vorherrschte, nicht viel zu tun 
haben. 


Für diese These spricht einiges. Die Le- 


haupten, daß sich der Staat durch ein »crow- bensbedingungen eines fünf Milliarden 
ding out«, durch Verdrängung der Privaten, Menschen umfassenden Weltproletariats 
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tendieren dazu sich anzugleichen, und zwar 
nicht nach oben, sondern nach unten. Dabei 
spielen die internationalen Kapitalbewegun- 
gen eine nicht zu unterschätzende Rolle. Auf 
dem globalisierten Weltmarkt strebt man 
nach Produktivitätssteigerungen, die am 
Standort begrüßt werden, weil sie die Ex- 
portfähigkeit erhöhen. Insgesamt gesehen 
führen die Produktivitätssteigerungen je- 
doch weltweit zu einem Arbeitsplatzabbau. 
50 wächst - in den Weltregionen zwar sehr 
ungleich verteilt, aber doch im globalen 
Maßstab — das Heer der Arbeitslosen. 

Die Internationale Arbeitsorganisation 
spricht von 700 Millionen Menschen, die ar- 
beitslos oder prekär beschäftigt sind. Eine 
erschreckende Zahl, wenn man berücksich- 
tigt, daß jeder und jede dieser Arbeitslosen 
Familienangehörige zu versorgen hat. Es 
sind also Milliarden von Menschen von die- 
ser Situation betroffen. Das beweist noch 
einmal eindringlich, daß die Globalisierung 
die Lebensverhältnisse eben keineswegs an- 
gleicht. 


Wo der Begriff gerade gefallen ist — in- 
wieweit macht es überhaupt Sinn von 


»Weltproletariat« zu reden, wenn immer 


mehr Leute außerhalb des Wertschöp- 

fungsprozesses stehen und nur noch 

Dienstleistungen anbieten, die von den 

Kapitalbesitzern und Besserverdienenden 

konsumiert werden? 

Man kann natürlich den Begriff »Weltpro- 
letariat« in Frage stellen, weil die Arbeits- 
märkte nicht so globalisiert sind, wie das bei 
den Finanzmärkten der Fall ist. Das liegt in 
der Natur der Arbeit, die ihre kulturellen 
Bindungen hat; Sprachen sind Grenzen der 
Globalität, und Arbeit ist deutlich weniger 
flexibel als Kapital. 

Aber auch die Arbeit wird allmählich 
mobiler. Insofern kann man in der Tendenz 
von einer Art Weltproletariat reden, auch 
wenn es noch nicht hergestellt ist. 

Außerdem muß man den Begriff richtig 
verwenden: Zum Proletariat gehören immer 
auch diejenigen, die keinen Job haben. Es 
sind alle, die ihre Einkommen aus dem Ver- 
kauf ihrer Arbeitskraft oder aus sozialen 
Versicherungssystemen beziehen müssen. 
Und dazu gehören natürlich auch die Dienst- 
boten. Wenn man sich etwa den Bericht 
der Zukunftskommission von Sachsen und 
Bayern anschaut, dann gibt es ganz offen- 
sichtlich die Absicht, wieder eine Dienstbo- 


tengesellschaft herzustellen. Die Löhne soll- 
len so stark abgesenkt werden, daß es sich 
für Besserverdienende lohnt, wie im vorigen 
Jahrhundert Dienstboten einzustellen. Das 
bringt eine Spaltung in die Gesellschaft, von 
der wir geglaubt hatten, daß sie durch die so- 
zialstaatlichen Regelsysteme überwunden sei. 


Sie haben den internationalen Abbau 
von Arbeitsplätzen erwähnt. Stehen wir 
damit vor dem Ende der Lohnarbeitsge- 
sellschaft oder vielmehr vor dem Anfang 
der neuen Niedriglohnarbeitsgesellschaft? 
Das Ende der Lohnarbeitsgesellschaft ist ein 
völlig irreführendes Schlagwort. So wie man 
bei den Schulden auch an Geldvermögen 
denken muß, so muf$ man bei der Lohnar- 
beit auch vom Kapital reden. Wenn Leute 
heute vom Ende der Lohnarbeitsgesellschaft 
sprechen, müßten sie eigentlich vom Ende 
des Kapitalismus reden. Nur das tun sie 
nicht. Infolgedessen ist das eine nicht be- 
sonders schlüssige Sprachregelung. 
Tatsächlich machen sich heute wieder 
Tendenzen bemerkbar, die im Kapitalismus 
immer wirksam waren, nämlich die Frei- 
setzung von Arbeitskraft. Der Kapitalismus 


ist eine sehr widersprüchliche Gesellschaft. 
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Auf der einen Seite braucht er die Arbeit, um 


Wert überhaupt produzieren zu können, auf 
der anderen macht er sich von der Arbeit 
immer wieder frei. Das heißt, man findet im 
kapitalistisch dominierten Sektor keine Ar- 
beit mehr. Dagegen könnte man natürlich 
sagen, wir müssen den nicht-kapitalistischen 
Sektor ausweiten und Leute dort beschäf- 
tigen, aber ob das möglich ist, ist eine völlig 
offene Frage. Um so etwas möglich zu ma- 
chen, muß gekämpft werden. 

Ansonsten wird es auf globaler Ebene ei- 
ne Spaltung zwischen den Beschäftigten und 
denen, die keine Arbeit mehr finden, geben. 
Man muß sich daran erinnern, was Rosa 
Luxemburg gesagt hat: Unter kapitalis- 
tischen Bedingungen ist es schlimm, ausge- 
beutet zu werden, aber noch schlimmer ist 
es, nicht ausgebeutet zu werden, also arbeits- 
los zu sein. Weil davon alles abhängt: Ein- 
kommen, Identität, Würde. Der Kapita- 
lismus ist eine Arbeitsgesellschaft, aber 
gleichzeitig eine Gesellschaft, die diese Ar- 
beit immer wieder abschafft. 


Wenn man Gramsci darin folgt, daß 


Herrschaft nicht vorrangig offene Unter- 
drückung, sondern Konsens ist, dann 
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verändert sich gerade einiges. Der Klass- 
senkompromiß, wie er in den westlichen 
Industriestaaten 40 Jahre lang bestand, 
wird seit Ende der 70er Jahre von Kapi- 
talseite aufgekündigt. Muß bürgerliche 
Herrschaft jetzt durch Ideologie und Re- 
pression das ausgleichen, was sie an Kon- 
sens verliert? 
Nein, es bieten sich ja durchaus noch Rük- 
kzugsmöglichkeiten und Alternativen. Wenn 
es beispielsweise 1997/98 an der Hochschule 
keinen erfolgreichen und machtvollen stu- 
dentischen Streik gab, dann deswegen, weil 
die einzelnen Studis die Möglichkeit hatten, 
ihr Problem individuell zu lösen. Viele sind 
Jobben gegangen, andere fanden es auch gar 
nicht tragisch, Gebühren zu zahlen, weil ihre 
Eltern das Geld dazu haben. Der Markt wird 
es schon richten, denken sich viele, denn 
das, was der Markt tut, gilt in irgendeiner 
Weise als gerecht. Diese Akzeptanz findet man 
auch sonst immer stärker in Europa. Neo- 
liberalismus als Ideologie ist sozusagen der 
entwickeltste Ausdruck dieses Sachverhalts. 
Bei solchen Vorstellungen braucht man 
keine Repression mehr einzusetzen. Die 
Leute sind zwar mit der Entwicklung nicht 
glücklich, aber sie können in irgendeiner 


Weise überleben. Das ist eine Perspektive, 
die möglicherweise überraschend stabil sein 
wird, und den Gedanken an soziale Refor- 
men oder sogar eine soziale Revolution völl- 
lig unrealistisch erscheinen läßt. Natürlich 
kann es auch passieren, daß Krisentenden- 
zen die Überhand gewinnen. Daß beispiels- 
weise nach einem finanziellen »melt down« 
nicht nur die Schuldner aufgepeppelt wer- 
den müssen und nicht nur die Menschen in 
Mexiko oder Asien Reallohnsenkungen zu 
erleiden haben, sondern daß dieser Crash 
auf die Pensionsfonds und Rentensysteme 
durchschlägt. Was dann passiert, wage ich 
nicht vorherzusagen. Ich hoffe auch nicht, 
daß es dazu kommt. Selbst wenn man der 
Meinung ist, daß das kapitalistische System 
abgeschafft werden muß, ist es keine gute 
Perspektive. 

Natürlich sind in der Zukunft durchaus 
wieder autoritäre Lösungen vorstellbar, aber 
diese würden ganz anders aussehen, als wir 
das aus der Vergangenheit kennen. Das hat 
damit zu tun, daß die Nationalstaaten nicht 
mehr die entscheidenden Akteure sind, son- 
dern die großen ökonomischen Akteure: 
Unternehmen, Banken, internationale Insti- 


tutionen etc. Diese können durchaus autori- 


tär regieren, aber eben nicht, wie wir das 
vom Faschismus kennen. 


... der würde als nationalstaatliche Op- 
tion nur dann Sinn machen, wenn die 
Weltwirtschaft zusammenbricht ... 
Ja, wenn alle in einer globalen Krise als letz- 
tem Notanker zu den Nationalstaaten zurük- 
kehren, wäre auch Faschismus wieder vor- 
stellbar. Aber das ist eher unwahrscheinlich. 


Die destruktive Kraft des Kapitalismus 
ist unübersehbar. Sie haben in der Ver- 
gangenheit sehr radikale Kritik geleistet, 
aber strategisch schlagen Sie dann doch 
immer wieder nur eine bessere Regula- 
tion des Kapitalismus vor. Sie reden von 
einem neuen globalen Gesellschaftsver- 
trag und der Bedeutung einer ökolo- 
gischen Reformpolitik. 
Warum ist das ein Widerspruch? Selbst 
wenn man noch so radikal ist, ist im Mo- 
ment keine Alternative zum Kapitalismus re- 
alistisch durchsetzbar. Es gibt keinen Kon- 
sens in der Bevölkerung über Alternativen, 
und zwar nicht nur in Deutschland, sondern 
weltweit. Selbst die Elendsten sind nicht zu 


einer Revolution bereit. Vielleicht später ein- 


mal, aber ich weiß nicht, wann dieses »spä- 
ter« sein soll. 

Es gibt also nur irgendeine reformistische 
Lösung. Wir müssen Schritt für Schritt vor- 
gehen und dabei Konsens erzeugen, denn 
ansonsten wäre Veränderung wieder nur ein 
autoritäres Projekt, das — wie die realsozia- 
listischen Staaten eindringlich gezeigt haben 
— dem Untergang geweiht ist. 


Aber man erzeugt dadurch die Illusion, 
daß das bestehende System gar nicht so 
schlecht ist, wenn es nur richtig reguliert 
wird ... 
Sicher, aber Illusionen schafft man auch, 
wenn man sagt »Laß es laufen, wie es läuft, 
danach wird schon etwas anderes kommen«. 
Man muß mit einer Perspektive leben könn- 
nen. Es ist schizophren zu sagen, daß man 
revolutionär, links und radikal ist, aber dann 
nichts macht, um die Zustände jetzt sofort 
zu verändern. Wenn ich nichts zu tun beab- 
sichtige, brauche ich auch nicht zu denken. 


DiESES INTERVIEW FÜHRTE RAUL ZELIK 


Anmerkungen 


Gruppe sozialreformerischer Intellektueller, die - wie 
LE MoNnDE DIPLOMATIQUE — Position gegen den Ne- 
oliberalismus bezieht. 

Als »Triade« werden die drei großen Wirschaftsblök- 

ke Nordamerika, Westeuropa und Japan mit seinen 
asiatischen Partnern bezeichnet. 

Derivate sind eine besondere Form von an der Börse 
gehandelten Papieren. So wird z.B. das Kaufrecht, ei- 
ne Ware zu einem bestimmten Preis erwerben zu 
können, als Derivaz gehandelt. Ein solcher berechti- 
gungsschein (der mir z.B. erlaubt, am 1.9. ein Kilo 
Orangen zu 2,50 DM zu kaufen) schützt mich vor 
unvorhergesehenen Preisentwicklungen. Steigt der 
Orangenpreis wegen Frost auf über 2,50 DM, vermei- 
de ich durch meine Vorvereinbarung Verluste. Das 
problem an diesen Kaufberechtigungen ist, daß sie, 
wenn der Orangenpreis unter 2,50 DM fällt, völlig 
wertlos siind. Extreme Gewinne und völlige Kapital- 
vernichtung liegen also ganz nahe beieinander, und 
das ist auch der Grund, warum Derivate für so viele 
Pleiten von großsen Börsenmaklern verantwortlich 
sind. 

Hohes Wirtschaftswachstum nach 1945 
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lekulare Kapitalismus 


7 W ’ T 


von Aldo Bonomi 


Übersetzung von Dario N. Azzellini 


Aldo Bonomi ist italienischer Soziologe. 

Er leitet das Forschungsinstitut A.Aster in 
Mailand und ist als Berater des Nationalen 
Rats für Wirtschaft und Arbeit (CNEL) tätig. 
Bonomi ist Herausgeber der Zeitschrift 
»ITER« und hat diverse Texte und Bücher 

zur Veränderung des Arbeitsmarktes und der 
Produktion publiziert. Der vorliegende Text 
»der molekulare Kapitalismus« 

ist eine überarbeitete und gekürzte Zusam- 
menfassung des ersten Kapitels 

des Buches »// capitalismo molecolare - 

La societa al lavoro nel Nord Italia«, Einaudi, 
Turin 1997 (eine deutsche 

Übersetzung liegt nicht vor). 

Bonomi beschreibt darin die durch den 
Postfordismus bedingten Veränderungen 

in den Wirtschafts- und Sozialsystemen 
Norditaliens. Besonders die Region Veneto 
und die Lombardei gelten als Parade- 
beispiele postfordistischer Umstrukturierung. 
Die sich hier durchsetzende »Molekularität« 
stellt für Bonomi eine neue Qualität kapita- 
listischer Produktionsweise dar, die sich 
deutlich von dem bisher herrschenden 


fordistischen Modell unterscheidet. 


1. Der schwierige Kapitalismus 
Im aktuellen Szenario scheinen die Wirt- 
schafts- und Finanzeliten Italiens die ein- 
zigen zu sein, für die es Gewißheiten gibt. 
Zumindest die Gewißheit der Währung, des 
Marktes und der Finanzen. Und dennoch 
spricht auch das Gotha des italienischen 
Kapitalismus von einem »schwierigen Ka- 
pitalismus« für eine Nationalökonomie im 
globalen Wirtschaftsrahmen. Die weltweite 
Marktwirtschaft ist mittlerweile eine nicht 
von der Hand zu weisende Realität und 
bringt Veränderungen auf der juristisch- 
institutionellen Ebene hervor. 

Innerhalb Europas werden regionale Ab- 
kommen mit dem Ziel, die Regeln zu 
definieren, die die Neukonstituierung der 
nationalen und inter-europäischen Märkte 
bestimmen sollen, abgeschlossen. So z.B. die 
Direktive über Investitionsdienste, die soge- 
nannte »Eurosim-Direktive«', die die Libera- 
lisierung der Finanzmärkte betrifft; oder die 
Direktive zur Kapitalentsprechung, die für 
die europäischen Finanzunternehmen - als 
Garantie der eigenen Solidität — das Verhält- 
nis von Geschäftsvolumen und Kapital vor- 
schreibt. 

Die Notwendigkeit von Regeln und öko- 
nomischen Institutionen, die deren Durch- 
setzung garantieren, stellt sich als notwen- 
dige Folge der bestehenden Tendenz der 
Konstituierung einer weltweiten Markt- 
wirtschaft dar. 

Starker Akteur ist 
Großunternehmen, allerdings nicht mehr 
sondern global agierend 
(»mondialisiert«), fähig, 
Dimension von world production zu bewe- 


immer noch das 


multinational, 
einer 


sich in 
gen, die wiederum von einer doppelten 
Transformation gekennzeichnet ist: einer- 
seits einer Tendenz zur Umorganisierung in 
kleinere Einheiten mit sektoriellen Bin- 
dungen, im Dienste sowohl defensiver wie 
auch offensiver Koalitionen. Zum anderen 
einer Tendenz zur »Verschlankung«, in der 
die peripheren Einheiten operative Auto- 
nomie annehmen. Diese Entwicklung geht 
so weit, daß von einem »Regenbogen- 
unternehmen« gesprochen wird, wobei die 


Metapher sowohl das vielfache Zu- 
sammenwirken der einzelnen nationalen 
Einheiten beschreibt, wie auch den 


»Brücken«- Charakter, den das neue mon- 
dialisierte Unternehmen in bisher unbe- 
kanntem Ausmaß in der Verbindung weit 
voneinander entfernter Punkte des Globus 


annimmt. Diese globale Dimension des zeit- 
genössischen Kapitalismus verursacht eine 
tiefgreifende Unruhe in den National- 
ökonomien. Man denke nur an den Verlust 
der Kontrollkapazität über die Finanzflüsse, 
aber auch an die wachsenden Schwierig- 
keiten, auf die alle europäischen Länder in 
der Verwaltung der öffentlichen Ausgaben 
treffen. Der Nationalstaat befindet sich nicht 
nur als Träger von Leidenschaften und Iden- 
titäten in der Krise, sondern auch als ökono- 
misches System zur Regulierung der Brük- 

kendynamiken, die die Unternehmen 
zwischen lokalen und transnationalen Di- 
mensionen entwickeln. 

Begrenzung des Territoriums, natürliche 
Ressourcen und demographisches’ Gewicht, 
die Machtfaktoren der fordistischen Phase, 
machen dem Wissen, der Innovation und 
dem Wettbewerb unter den für den weltwei- 
ten Wettbewerb funktionalen, territorialen 


Systemen und Institutionen Platz. 


2. Der Koalitionskapitalismus 
Das Koalieren ist eine zwingende Ant- 
wortmodalität auf die Herausforderungen 
der Integration der Märkte, auf die Kon- 
textualität der Wettbewerbsstrategien, die 
Komplexität der Klientelbeziehungen, die 
ungestüme Innovationsrate der neuen In- 
formationstechnologien und die neue Art, 
durch Kommunikation zu arbeiten und 
durch Kooperieren und Kämpfen Unter- 
nehmen zu entwickeln. 

Es existieren verschiedene Formen des 
Koalitionskapitalismus; die Koalition zwi- 
schen Großunternehmen und Großfinanz 
ist eine davon. Der internationale Wettbe- 
werb und die weltweite Produktion brau- 
chen zu ihrem Funktionieren eine sehr brei- 
te Verteilung des Investitionsrisikos. Die 
persönlichen Kapitale sind lediglich in der 
anfänglichen Entwicklungsphase des Unter- 
nehmens, wenn die Kontrolle über dieses 
noch absolut ist, ausreichend. Dann, mit der 
Thronbesteigung der neuen Generationen, 
bringt die familiäre Kontrolle häufig die Ver- 
vielfachung eingeschalteter juristischer Per- 
sonen mit sich. Der nächste Sprung erfolgt 
in der Regel mit der Einbindung neuer Teil- 
haber, während die Gründer die eigene 
finanzielle Beteiligung verringern und 
erworbenes Kapital in persönliches Vermö- 
gen oder in andere Initiativen transferieren. 
Es ist der Niedergang der großen Familien, 
der den italienischen Kapitalismus in einer 
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Phase gezeichnet hat, in der die lokale, fami- 
liäre und nationale Ebene nicht mehr aus- 
reicht, um Allianzen zu entwickeln, die welt- 
weit konkurrieren können. Wer hingegen 
dem Ausmachen von Nischen im Weltmarkt 
als Strategie den Vorzug gibt — Nischen, die 
groß genug sind, die Optimierung der pro- 
duktiven und finanziellen Ressourcen zu 
ermöglichen und klein genug, um nicht zu 
einer weltweiten Produktion gezwungen zu 
sein — für den erlaubt die Koalition zwischen 
Unternehmen der gleichen Art eine Erweite- 
rung des Aktionsradius und eine ausgedehn- 
te Präsenz, die sich beim einzelnen Unter- 
nehmen hingegen tendenziell verringern. 

In diesem Fall erlauben Koalitionen zwi- 
schen mittleren Unternehmen sowie zwi- 
schen mittleren und Kleinunternehmen, 
geographische Märkte zu kontrollieren, die 
ihrerseits auf der Grundlage der Spe- 
zialisierung und der vertikalen oder hori- 
zontalen Integration mit stark in Wechsel- 
beziehung zueinander stehenden Produkten 
bedient werden. 

Wettbewerbsfähig ist nur, wer gleichzeitig 
die Kosten eines Produkts senken kann und 
im selben Moment die Fähigkeit hat, das 
#Produkt ständig zu variieren. Dies stellt 
eine Veränderung der Ökonomie dar, inner- 
halb derer bisher die Erfüllung nur einer 
dieser Variablen ausreichend war: entweder 
die Kosten des Produkts zu senken oder das 
neue Produkt anzubieten. Heute, in der Zeit 
der »Mondialisierung«, stehen beide Fak- 
toren im Zusammenhang und sind bedeu- 
tend. Hieraus erwächst die Dringlichkeit 
einer anderen Koalitionsstrategie, die die 
territorialen Systeme selbst auf den Plan 
ruft: jene zwischen Unternehmen und den 
Orten der Wissensproduktion, den Univer- 
sitäten, den Forschungszentren. Gleichzeitig 
bewegen sich die traditionellen Bezirks- 
koalitionen, die vor allem im Norden des 
Landes das Produktionssystem gestärkt 
haben, auf ihren Untergang zu. Die Be- 
zirkskoalitionen, die in der Regel aus kleinen 
und mittleren Unternehmen bestehen, gera- 
ten wegen des Voranschreitens neuer Sub- 
jekte, die auf dem globalen Markt die Vorzü- 
ge extrem niedriger Arbeitskosten und 
zeitgleich ständig steigender (Qualitäts- 
standards genießsen, zunehmend in Schwie- 
rigkeiten. Mehr noch als um eine Vision des 
lokalismus als Wettbewerbsressource, geht 
es um eine nicht-lokalistische Vision des Be- 


zirks, die ihn zu einem soliden Glied ım 
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größeren Gewebe machen kann, daß mittels 
territorialer Koalitionen entsteht. 

Der Koalitionskapitalismus stellt eine 
unvermeidbare Wachstumsphase am Ende 
eines langen ökonomischen Zyklus dar, wäh- 
rend ein neuer sich zu manifestieren begin- 
nt: Immer mehr Koalitionen zwischen Terri- 
torien und Unternehmen und zwischen 
Unternehmen und Wissen betreten das 
Spielfeld, um sich einem in der Geschichte 
beispiellosen Wettbewerb zu stellen. 


3. Die unternehmerische Atomisierung 
Untersucht man die Unternehmen, die sich 
heute im Feld des »schwierigen Kapita- 
lismus« bewegen und die Strategie des Koa- 
litionskapitalismus praktizieren, bleibt, nach 
der Krise von Olivetti, in Italien nur noch 
ein großes »mondialisiertes« Unternehmen: 
Fiat, das mit seiner Koalition zwischen 
Großunternehmen und Großfinanz Produk- 
tionsstrategien des world car verfolgt. Der 
mittlere Bereich des italienischen Kapita- 
lismus besteht aktuell aus konsolidierten 
mittleren Unternehmen, die auf der Ebene 
der »Mondialisierung« konkurrieren und 
eher Marktsegmente und -nischen angreifen 
bzw. verteidigen, als die ersten im Wettbe- 


werb der world production sein zu wollen. 


Sie operieren im »schwierigen Kapitalismus« 
mit Taktiken eines »multinationalen Kon- 
zerns im Pocketformat«, die alle Möglichkei- 
ten ausschöpfen: von der kompetitiven 
Abwertung zur Delokalisierung der Produk- 
tion bis hin zum Bilden von Koalitionen, um 
andere Unternehmen zu kaufen oder Inno- 
vationen zu entwickeln. 

In diesem Vorgehen gilt vorwiegend eine 
Philosophie: Wichtiger, als im Wettbewerb 
zu siegen, ist es, sich zu konsolidieren, um zu 
überleben. Es handelt sich um eine Strategie 
im Stile der Korsarenkriege, so effizient, daß 
sie uns bei den europäischen Partnern unbe- 
liebt macht, wie die schwierigen Ver- 
handlungen um den erneuten Eintritt der 
Lira in das EWS° gezeigt haben. Die Stärke 
dieses institutionell schwachen Systems liegt 
in einem molekularen‘ Kapitalismus, der 
von der Beziehung zwischen den konsoli- 
dierten mittleren Unternehmen und der auf 
das Territorium verstreuten Galaxie von 
Kleinunternehmen und der Miriade‘ von 
handwerklichen Betrieben geprägt wird. Im 
Norden existieren 68 Unternehmen je ı 000 
EinwohnerInnen; die molekulare Dimen- 
sion ist derart ausgeprägt, daß in jedem Un- 
ternehmen durchschnittlich fünf Arbeits- 


kräfte arbeiten. Davon sind nur 18,5% 
handwerkliche Fertigungsbetriebe, wovon 
wiederum nur 13,7% Unternehmen im 
Dienste anderer Unternehmen sind. Die 
aktuelle Produktionsmorphologie des Nor- 
dens scheint durch einen beachtlichen Grad 
unternehmerischer »Atomisierung« charak- 
terisiert zu sein. Das mittlere Unternehmen, 
das weithin überwiegt, tendiert dahin, nicht 
quantitativ zu wachsen, sondern vielmehr 
seine Flexibilität zu verstärken und die 
Produktionsaktivitäten zu vervielfältigen. 
Dieser Prozeß hat die traditionellen Formen 
elementarer Koalitionen zwischen vernetz- 
ten Unternehmen in industriellen Bezirken 
verändert. Ordnet man die Unternehmen 
der industriellen Bezirke und der lokalen 
Produktion, erhält man immer eine Pyrami- 
de, an deren Spitze ein oder mehrere führen- 
de Unternehmen stehen, die sogenannten 
»Gruppen«, die häufig noch keine Finanzko- 
alition bilden und noch von einem einzel- 
nen Unternehmer oder einer einzigen Fami- 
lie kontrolliert werden. Darunter findet sich 
eine größere Anzahl Betriebe, die als »zweite 
Garde« bezeichnet werden könnten, die es 
aber nichtsdestotrotz geschafft haben, ein 
Stück des internationalen Marktes zu ergatt- 
tern und selbst potentielle Führungsunter- 
nehmen sind. 

Schließlich erscheint das haarfeine Gewe- 
be der im Zyklus der Subunternehmer täti- 
gen Vielzahl handwerklich Arbeitender und 
Mikrobetriebe. In jeder einzelnen Schicht 
der Pyramide herrscht eine wilde, horizon- 
tale Konkurrenz unter »Gleichgestellten«, 
die die Betriebe aussiebt. Es erfolgt eine 
Selektion zwischen denen, die imstande 
sind, am Kraftspiel der konkurrenzfähigen 
Produktion teilzunehmen, und denen, die 
dagegen angesichts der Strategien der Delo- 
kalisierung der Produktion aus dem Zyklus 
herausfallen, da sie sich nur in reifen und 
traditionellen Sektoren positionieren und 
als einzige Wettbewerbsressource über die 


Kosten der Arbeit verfügen. 


4. Der Zerfall des »Diamanten« 

der Arbeit 
Fs ist mittlerweile ein weitverbreitetes All- 
gemeinwissen, dafs mehr Innovation und 
mehr Wettbewerb nicht automatisch mehr 
Beschäftigung im Zyklus der großen und 
mittleren Unternehmen hervorbringen. Die 


Veränderung der Arbeit und ihrer Formen 
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ist ein weiterer Faktor für die anthropolo- 
gische Fremdheit in einer Region wie Nord- 
italien, die sich an die gesellschaftliche 
Gewißheit gewöhnt hatte, daß es ausreichen 
würde, strebsam und arbeitsam zu sein, um 
im Wohlstand zu leben. Wie wir gesehen 
haben, ist es die große Produktion, die sich 
verändert. ihre 
grundlegende Wichtigkeit im Wirtschafts- 
system, aber ihre Fähigkeit, die Gesellschaft 


Sie verliert sicher nicht 


in ausgedehnter Weise zu strukturieren, 
nimmt ab. Einerseits ist die große Homo- 
genität der Arbeit, die sich in der fordis- 
tischen ÖOrganisierung zeigt, abgeschafft 
worden. Und mit ihr hat mittlerweile auch 
die Kooperation innerhalb der großen 
Fabrik abgenommen sowie auch die Formen 
der Sozialisierung in der Arbeitertätigkeit: 
die große Matrix der Verhaltensweisen, die 
der »solidarischen Gesellschaft« Ausdruck 
und Ort verliehen. Andererseits hat das Auf- 
kommen unabhängiger Berufsbilder, die die 
Ausweitung des Bereichs der autonomen 
Arbeiten verstärkt haben, zur weiteren Ero- 
sion des spröden Bereichs abhängiger Arbeit 
geführt. Das ist wahrscheinlich die ökono- 
mische Transformation, die Apokalypse, mit 
den weitreichendsten und relevantesten 
gesellschaftlichen Konsequenzen. Wir sind 
noch weit davon entfernt, ihre Tragweite 
verstanden und bewertet zu haben, so wie 
auch die Erscheinungsformen sozialer 
Kooperation, die sich zwischen formal auto- 
nomen und unabhängigen Arbeitern entwi- 
ckelt haben und die Art, in der diese Bezie- 
hungen den sozialen Raum umstrukturiert 
haben, wenig referiert und erforscht worden 
sind. 

Es erscheint ein neues soziales Feld, das 
von der »Unternehmenslogik« erfaßt ist. Der 
molekulare Kapitalismus ist in der Lage, 
individuellen Mikro- 


unternehmen Platz zu verschaffen, die bis- 


einer Galaxie von 


her unbekannte Formen von Unterordnung 
und Kooperation verstecken und enthüllen 
und in jedem Fall die vorhergehende Kon- 
figuration sozialer Kooperation, die von der 
abhängigen und genormten Arbeit gezeich- 
net worden war, auf den Kopf stellen. 

Im großen abstrakten Raum der globalen 
Produktion wird die Interdependenz nicht 
als eine Ausweitung von Möglichkeiten ge- 
sehen, sondern vielmehr als ein Risiko, wenn 
nicht gar als Bedrohung, da der Einzelne 
dazu tendiert, das eigene Schicksal als 
abhängig von den Entscheidungen und Ver- 
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haltensweisen anderer Individuen, deren 
Verhaltenskodex er nicht kennt und auf die 
er sich daher nicht automatisch verlassen 
kann, zu betrachten. Man wird sagen, daß 
das die Makroprozesse sind, die auf globaler 
Ebene einsetzen und die Aspekte des gesell- 
schaftlichen Lebens derer betreffen, die in 
den Bereichen Finanzen, Kommunikation, 
Kultur und Innovation tätig sind. Das 
stimmt natürlich alles. Dennoch besteht 
kein Zweifel, daß - wenn auch indirekt - 
diese Prozesse auch alle Arten territoriali- 
sierter und diffuser autonomer Arbeit bis 
hin zur prekären Arbeit betreffen und sich 
in die Richtung geringerer sozialer Solida- 
rität und dem Verlust normativer Bezugs- 
punkte bewegen, was für die Repräsentanten 
der Interessen und Leidenschaften - 
Gewerkschaften und Parteien — das Haupt- 
problem darstellt. Bisher können wir nur die 
destrukturierenden Auswirkungen dieses 
Prozesses beobachten. Die Formen sozialer 
Beziehungen, die Elemente von Konflikt und 
Innovation, die sich herausschälen, sind hin- 
gegen noch nicht ausreichend erforscht. 


6. Die diffuse Fabrik 
Auf das Thema des Territoriums als Ort des 
Wohnens, der Sozial- und Identitätsnetze 
kommen wir später zurück. Eine erste, ent- 
scheidende Veränderung, die es aufzuzeigen 
gilt, ist genau jene, die der territorialen 
Dimension Funktionen und Rollen zu- 
schreibt, die über das Wohnen selbst hinaus- 
gehen, die sich vielmehr auf die Produktion 
beziehen. Bei dem Übergang von der Fabrik 
als (vor allem im urbanen Umfeld) zentra- 
lem und einzigem Ort der Produktion zu 
ihrer diffusen Dimension ist das Territorium 
selbst zum produktiven Ort geworden: das 
»Territorium als Fabrik«, durchzogen und 
verbunden durch Netzwerke und Prozesse, 
in denen kommunizierend gearbeitet wird. 
Konzentrierung, Erweiterung und Aus- 
dehnung sind die drei Schlüsselbegriffe, die 
die produktiven Phasen und Modelle 
gekennzeichnet haben, in denen sich die 
räumliche Beziehung, die hierarchisch durch 
ein Zentrum und eine Peripherie definiert 
war, langsam verändert hat. 

Die Großunternehmen wurden in den 
0er Jahren umstrukturiert und gingen 
dabei von Logiken der Konzentration auf 
Pole zu Dynamiken der territorialen Aus- 
dehnung über. Die territoriale Dimension 
erlangte Relevanz und das Territorium wird 


im selben Maß zu einem Produktionsfaktor 
wie das Kapital und die Arbeit. Es erfolgt ein 
Prozeß der Verquickung zwischen Groß- 
unternehmen, produktiven Lokalismen und 
Industriedistrikten. Es ist die Phase, in der 
der Kapitalismus Form 
annimmt und sich der Logiken eines »abge- 


molekulare 


tauchten« Unternehmens bedient, die häufig 
die Territorialisierung des Zyklus der großen 
Fabrik darstellen. Es wird kein Bruch mit 
dem fordistischen Produktionsmodell voll- 
zogen, im Gegenteil, dieses Modell breitet 
sich mittels Induktion und Subzuliefertum 
auf das Territorium aus und erfaßt die 
Mikrounternehmen und die handwerkliche 
Arbeit. In der diffusen Fabrik zeichnen sich 
die Beziehungen zwischen Produktions- 
formen und lokalen Sozialstrukturen ab. Die 
Rolle der Familie beschränkt sich nicht auf 
Konsum, sondern geht zur Aktivität der Pro- 
duktion über. In diesem Kontext sind die 
neuen Unternehmen, ihr Wachstum und 
ihre Verbreitung sicher von den Groß- 
unternehmen angetrieben, aber sie beziehen 
sich auch auf Finanzlogiken, die auf das 
Familiensparen zurückgehen. Darüber hin- 
aus verankert sich die diffuse Fabrik an 
Orten, an denen die Arbeitskraft mehr Dis- 
ponibilität und Verwurzelung aufweist und 
wo existente private Strukturen und öffentli- 
che Infrastruktur genutzt werden können: 
Es sind häufig die Ex-Chefs oder Ex-Arbei- 
ter und Arbeiterinnen, die, vom Mutter- 
unternehmen aufgefordert, den produktiven 
Lokalismen Struktur und Stärke verleihen. 
Daraus resultiert eine diffuse Verteilung 
auf das Territorium, die die Beziehung mit 
dem sozialen Umfeld verwertet und die 
Traumata und Brüche des Wachstums lin- 
dert: die Kosten des Fordismus. Dadurch, 
daß sie weiterhin in ihrer Ursprungs- 
umgebung leben können, genießen die 
Arbeiter vorteilhafte Bedingungen, was die 
Lebenskosten und Lebensqualität, soziale 
Sicherheit und Chancen integrativer Tätig- 
keiten betrifft, und das ist Grund für Mäßi- 
gung und Tendenz zum sozialen Frieden. 
Dieser Prozeß, als »Industrialisierung ohne 
Brüche« definiert, kann nicht als reine 
Expansion der fordistischen Fabrik, die ohne 
Brüche Segmente und Abteilungen ihres 
Zyklus dezentralisiert, von »oben« auf das 
Territorium gelesen werden. Wie sehr es ein 
Prozeß von oben oder — ausgehend vom 
diffusen Geflecht der handwerklichen Arbeit 
und vom Gewebe der kleinen und mittleren 


Unternehmen — der Ansteckung und Ein- 
kreisung von unten gewesen ist, ist eine Ge- 
schichte, die es noch zu vertiefen und zu 
erzählen gilt. 

Sicher ist, daß sich im Übergang von der 
diffusen Fabrik zum »Territorium als Fa- 
brik« ein Bruch vollzogen hat, eine Dis- 
kontinuität, die tiefe Spuren sowohl in den 
Produktionsmodellen wie auch in den Ge- 
sellschaftsmodellen hinterlassen hat. 


7. Das Territorium als Fabrik 
Dieser Sprung umreißt im Norden Elemente 
der Transition von einem fordistischen 
Modell zu einem postfordistischen - die 
diffuse Fabrik —- und sehr oft nichts weiter 
als die Ausdehnung der verschiedenen 
Modelle, mit denen die große Fabrik 
umstrukturiert wird, auf das Territorium. 
Im Kontext der »Mondialisierung« der Öko- 
nomie, wo produzieren konkurrieren heißt, 
wird das Territorium häufig zu dem kom- 
plexen Umfeld, auf welches das Unterneh- 
men in selektiver Weise zurückgreift, um 
jene dem Zyklus externen Ressourcen zu fin- 
den, die notwendig sind, um wettbewerbsfä- 
higer zu sein: Urbanisierungsökonomie. 
Soziale Kommunikation, Wissen, Infrastruk- 
turen... In diesem Sinne wird das Territo- 
rıum zur Fabrik. Und mehr noch als durch 
Unternehmenssysteme wird durch territori- 
ale Systeme konkurriert. Hier befindet sich 
der Übergang von Produktionslokalismen 
zu Wissenslokalismen. Die territorialen 
Grenzen und der Umfang des Territoriums 
breiten sich über physische Kontinuitäten 
hinaus aus, sie nehmen Umrisse an, die 
bestimmt werden vom Geflecht sowohl 
materieller als auch immaterieller Beziehun- 
gen und Tauschverhältnisse, die diese mit 
Außen unterhalten. Die an den physischen 
Vorteil gebundenen Faktoren wie Entfer- 
nung, Zugänglichkeit und Angrenzung, die 
typisch für die Expansionsphase waren, neh- 
men an Bedeutung ab, dafür erlangen die 
Beziehungssysteme, die Systeme der 
Wissensübermittlung, der Transformationen 
und der Technologien größere Wichtigkeit. 
Dadurch, daß sich die Bedeutung der tradi- 
tionellen räumlichen Nachbarschaft redu- 
ziert, entstehen auch lokale Systeme mit 
autonomen Fähigkeiten der Teilnahme an 
internationalen und globalen Netzen, in 
Gebieten, die einst als peripher galten. Man 
denke nur an die strategische Rolle, die einige 
grenzüberschreitende Regionen, vormals Pe- 


ripherien des Systems, angenommen haben. 

Es entwickeln und verändern sich drei 
starke Variablen des fordistischen Modells: 
Kapital, Arbeit und Territorium. Das Kapi- 
tal, weil es Prozessen der Finanzkoalition 
unterworfen ist; die Arbeit, weil sie sich, wie 
wir gesehen haben, in eine Vielzahl atypi- 
scher Figuren auffächert; und das Territo- 
rium, weil sich die Funktionen der »produk- 
tiven Kraft« zum völligen Vorteil jener 
verändern, die die Externalitäten, ohne die 
die Verbindung zu den großen Netzen an 
sich versperrt ist, integrieren. Das Territo- 
rium wird nur zur Fabrik, wenn es in der 
Lage ist, jene Spannen an Flexibilität und 
Vielseitigkeit zu garantieren, die es zur stra- 
tegischen Ressource machen und es in dieser 
Weise davor bewahren, bloßer Produktions- 
faktor zu sein. Einfach ausgedrückt, kann 
das Territorium nur in der Globalisierung 
konkurrieren, wenn es mehr zu bieten hat, 
als ein Ort mit niedrigem Lohnniveau und 
ausreichender Arbeitskraft zu sein. 

Das Territorium ist heute Risiken der 
und kann 
gleichzeitig der geeignete strategische Faktor 


Marginalisierung ausgesetzt 
sein, um an die »Mondialisierung« angepaß- 
te Entwicklungsprozesse zu definieren. Das 
Zusammentreffen des Lokalen und Globalen 
ist dann alles andere als automatisch. In die- 
sem Sinne ist das Territorium vor allem ein 
Ort der Ambivalenz: dorthin werden näm- 
lich die vom beweglichen Bildschirm der 
Mondialisierung induzierten Unsicherheiten 
projiziert, so, wie die Formen des in Arbeit 
setzens der Subjekte ambivalent und vielfäl- 
tig werden. Das ausgedehnte Territorium 
folgt Logiken funktionaler Art, erschafft 
neue Differenzen und Ausbeutungsformen 
gegenüber einem zweideutigen und ambiva- 
lenten Anstieg der Möglichkeiten. Auch in 
diesem Prozeß tauchen bisher völlig unbe- 
kannte Formen des Widerstandes und Kon- 
flikts auf, auch wenn sie als alt erscheinen 
können, wie z.B. die Verteidigung des Ortes 
und des Raumes oder sich zu territorialisie- 
ren und gleichzeitig die Symptome der 
Platzangst zu nähren. Das sind die direktes- 
ten Ergebnisse 
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Nation: Begriffsklärung und Darstellung verschiedener Analyseansätze 


Nation, Nationalismus und Ethnizität 

sind derzeit die Schlüssel-Reizworte linker 
Debatten. Um in Zukunft auf soliderer 
Grundlage diskutieren zu können, haben wir 
in der letzten ARRANCA! mit einem 
zweiteiligen Theorie-Wegweiser zum Thema 
begonnen. Im ersten Teil ging es 

um Ethnizität als Ausdruck sozialer Grenz- 
ziehungen (Frederick Barth), ethnische 
Gruppen als Interessensgruppen (Abner 
Cohen), Benedict Andersons Begriff 

von der Nation als »vorgestellte Gemein- 
Schaft« und um die sozialistischen 
Nationalismusdiskussionen bei Marx, Engels 
und Rosa Luxemburg. Dieses Mal folgen 

die sozialistischen Nationalismusdiskussionen 
von Lenin und Otto Bauer, Analysen zur ide- 
ologischen Entstehung und Funktion von 
Nationalismus sowie eine Auseinander- 


setzung mit feministischen Diskursen. 


W. 1. Lenin 


»Wer die Losung der nationalen Kul- 
tur verficht, gehört unter 
die nationalisitischen Spießer« 


Lenin versuchte, ausgehend von den Erfah- 
rungen des Kampfes gegen den Zarismus 
und Imperialismus sowie den Erfahrungen 
mit diversen nationalen Bewegungen in 
Rußland, eine zusammenhängende Theorie 
der nationalen Frage zu entwickeln. Er inte- 
grierte die Nationalitätenfrage in eine sozia- 
listische Revolutionsstrategie und stellte all- 
gemeine Kriterien auf. Lenin trat für die 
generelle Anerkennung des Rechts der Na- 
tionen auf Selbstbestimmung und Grün- 
dung selbständiger Staaten ein. Er relativier- 
te diese Position allerdings, indem er die 
Lostrennung letztlich den Interessen der Re- 
volution unterordnete. 

Lenin unterschied drei Kategorien von 
Ländern. Zum ersten Typus gehören diejeni- 
gen mit fortgeschrittener kapitalistischer 
Entwicklung, in denen die bürgerliche na- 
tionale Bewegung ihre Aufgabe bereits er- 
füllt hat und nicht mehr fortschrittlich wir- 
ken kann (z.B. die kapitalistischen Länder 
Westeuropas und die USA). Diese Nationen 
unterdrücken andere Nationen. Daher 
können, so Lenin, Sozialisten in diesen Staa- 
ten keine nationale Bewegung unterstützen. 
Unter die zweite Kategorie faßte er Länder 
mit entwickelten bürgerlich-demokratischen 
nationalen Bewegungen, in denen die bür- 
gerlich-demokratische Revolution 
nicht erfolgt ist und in denen sie, als not- 
wendige Vorstufe zur sozialistischen Revolu- 
tion, ohne die Verteidigung des Selbstbe- 
stimmungsrechtes der Nationen auch nicht 
erfolgen kann. Zur dritten Kategorie gehö- 
ren Länder, die sich in einem kolonialen 
oder halbkolonialen Abhängigkeitsverhält- 
nis befinden. Dort sind bürgerlich-demo- 
kratische Bewegungen sehr unterentwickelt. 
Nach Lenin muß hier die Befreiung der Ko- 
lonien, inklusive der Anerkennung des na- 
tionalen Selbstbestimmungsrechtes gefor- 


noch 


dert werden. 

Im Falle der erst- und letztgenannten 
Staaten ergeben sich für Sozialisten klare 
Handlungsmaxime. Beim zweitgenannten 
Typus handelt es sich hingegen um Länder, 
in denen unterdrückte und unterdrückende 
Nationen in einem gemeinsamen Staatsge- 
bilde zusammengefügt sind. Zu diesen 
schwierigen Fällen gehörte für Lenin auch 


Rußland. Schwierig, weil er ein Selbstbe- 
stimmungsrecht der Nationen forderte, aber 
dies die Arbeiterklasse in verschiedene Be- 
wegungen teilen würde. 

Ende 1913 stellte Lenin fest, daß Sozialis- 
ten »unbedingt verpflichtet sind, im Gegensatz 
zu (der nationalen Kultur, d. Verf.) in allen 
Sprachen (...) unter Anpassung an alle lokalen 
und nationalen Eigenheiten, die Losung des 
Internationalismus der Arbeiter zu propagie- 
ren. (...) Wer die Losung der nationalen Kul- 
tur verficht, der gehört unter die nationalısti- 
Spießer, nicht 
Marxisten.« 


schen aber unter die 

Auch wenn Lenin teilweise die Nationali- 
tätentheorie der Revolutionsstrategie unter- 
ordnete, waren seine Aussagen zu Ländern, 
die sich in einem kolonialen oder semikolo- 
nialen Verhältnis befinden, eindeutig. Diese 
Theorien hatten großen Einfluß auf viele 
Befreiungsbewegungen der »Dritten Welt«, 
die auf der Grundlage von Lenins Analysen . 
den nationalen Befreiungskampf mit der so- 
zialistischen Revolution zu verbinden ver- 
suchten. Die russische Oktoberrevolution 
galt als erste Revolution, die die nationale 
und soziale Befreiung miteinander verknüp- 
fen konnte. 


Otto Bauer 

Die Nation als das »nie vollendete Pro- 
dukt eines stetig 

vor sich gehenden Prozesses« 


Die Positionen der Austromarxisten wie Otto 
Bauer zur nationalen Frage unterscheiden 
sich wesentlich von denen Lenins. Sie woll- 
ten die Einheit des österreich-ungarischen 
Staates erhalten und den nationalen Min- 
derheiten die Autonomie mit kulturellen, 
administrativen und gesetzgebenden Voll- 
machten im Rahmen eines multinationalen 
Staates verleihen. 

Während bei Lenin der Begriff »natio- 
nal« als Eigenschaft bürgerlich-demokra- 
tischer Revolutionen verwendet und die Na- 
tion der bürgerlichen Gesellschaft zuge- 
ordnet wird, stellt sie für Otto Bauer einen 
eigenständigen Wert dar. Die Nation ist »das 
nie vollendete Produkt eines stetig vor sich ge- 
henden Prozesses.« Die Nation ist nach Bauer 
nicht wie die bürgerlich-kapitalistische Ge- 
sellschaftsordnung zum Sterben verurteilt; 
er trennt Nation und Bourgeoisie voneinan- 
der: die Nation steht nicht mehr im Gegen- 
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satz zum Sozialismus, sondern ist sogar 
Merkmal der 
Gesellschaft und wird erst durch den Kampf 
der Arbeiterklasse verwirklicht. 

Der nationale Kampf ist bei Bauer ein 
innerer Kampf zur Herausbildung der Na- 
tion. Damit bleibt die Nation nicht auss- 


proletarisch-sozialistischen 


schließlich an ihre Vergangenheit geknüpft, 
sondern hat Aufgaben für die Zukunft. Bau- 
er begründet die Verbindung zwischen Na- 
tion und Proletariat bzw. Sozialismus wie 
folgt: »Wie die Arbeiterklasse jedes Landes, je 
näher sie der Macht rückt, in ihrer geschicht- 
lichen Praxis ihre Kampfmethoden immer 
mehr den 
Kampfterrains anpassen muß, so geht auch 
die sozialistische Ideologie der Arbeiterklasse, 


Besonderheiten des nationalen 


je mehr Kultur sie in sich aufnimmt, immer 
engere Verknüpfungen mit dem besonderen 
Kulturerbe der Nation ein. Diese nationale 
Differenzierung des Sozialismus können wir 
nicht dadurch überwinden, daß wir die Arbei- 
terparteien aller Nationen der Diktatur einer 
nationalen Arbeiterpartei unterwerfen (...). 
Nicht die nationalen Besonderheiten zu ni- 
vellieren, sondern die internationale Einheit 
in der nationalen Mannigfaltigkeit hervorzu- 
bringen, kann und muß die Aufgabe der Inter- 
nationale sein.« 

Damit stand Otto Bauer in Opposition 
zum zentralistischen Kurs der Kommunisti- 
schen Internationalen. Er wandte sich auch 
gegen die u.a. von Lenin vertretene Auffass- 
sung, die verschiedenen Nationen würden 
sich im Kapitalismus, wie im Sozialismus, 
einander angleichen: »Daß der materielle 
Kulturinhalt der verschiedenen nationalen 
Kulturen in der sozialistischen Gesellschaft 
ausgeglichen werden wird, ist gewiß. Diese Ar- 
beit hat schon der moderne Kapitalismus be- 
gonnen. (...) Es unterliegt gar keinem Zweifel, 
daß der Sozialismus diese kosmopolitische 
Tendenz unserer Kultur ungeheuer steigern 
wird, die materiellen Kulturinhalte noch un- 
gleich schneller ausgleichen wird (...). Aber es 
wäre übereilt daraus zu schließen, daß die 
Ausgleichung der materiellen Kulturinhalte 
die Nationen nun auch völlig einander gleich- 
machen werde (...).« 

Bauers Theorie wurde häufig als »meta- 
physisch und neukantianischen Ursprungs« 
kritisiert. Besonders problematisch scheint 
auch die ungenügende Differenzierung zwi- 
schen bürgerlicher und proletarisch-sozia- 
listischer Kultur. Bauers Analyse vermag 


ebensowenig wie der damals in der Il. Inter- 
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nationalen vorherrschende ökonomische 
Determinismus die Totalität gesellschaft- 
licher Prozesse zu erfassen. Heute greifen la- 
teinamerikanische Sozialwissenschaftler aus 
dem indianischen Umfeld teilweise auf Bau- 


ers Nationenkonzept zurück. 
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Nationale Massen - Nationale 
Individuen 


Ausgehend von der Beobachtung, daß die 
»Geschichte der Nationen« immer in Form 
eines Tatsachenberichtes vorliegt, beschreibt 
Etienne Balibar die Nation als »rückblicken- 
de Einbildung«, aber als ein Phänomen, das 
Realitäten und Ideologien hervorgebracht 
hat. Balibar betont, wie massiv »real« die 
Ideologie der Ausgrenzung geworden ist. 
»Ideologie« bedeutet also mehr als »falsches 
Bewußtsein«, denn dieses Bewußtsein hat 
sich längst seine Realität durch Institutionen 
wie z.B. Ausländergesetze geschaffen. Der 
nationale Blick auf die Geschichte geht ein- 
her mit der »Überzeugung, daß die Entwik- 

klung, deren Elemente wir im Nachhinein so 
anordnen, daß wir uns selbst als ihr Resultat 
begreifen, (...) schicksalhaft war«. 

Bezüglich der Funktion der National- 
staaten im Weltsystem nimmt Balibar einige 
wichtige Modifikationen traditioneller mar- 
xistischer Auffassungen vor: Die Tatsache 
der Geldzirkulation und der Ausbeutung der 
Lohnarbeit führen nicht automatisch zu 
einer Staatsform — wie es das Marx’sche 
Wort von der »Ideologie der aufsteigenden 
Bourgeoisie« nahezulegen scheint. Da sich 
sowohl historisch eine kapitalistische Wirt- 
schaftsform in nicht-nationaler Staatlichkeit 
ausgedrückt hat — so beispielsweise in der 
»Reich-Form« (britisches Empire), »Netz- 
(Hanse) 
(niederländische Generalstaaten) — als auch 
aktuell die Tendenz zu beobachten ist, daß 
das Kapital »nationale« Grenzen hinter sich 
läßt, könne man nicht weiterhin die Nation 
aus den abstrakten Prinzipien des Kapita- 
lismus ableiten. Vielmehr sei vom »histori- 
schen Kapitalismus« (Wallerstein) auszuge- 
hen, also den Formen, in denen sich die 
Kapitalisierung der Welt mit all ihren un- 
vollendeten oder widersprüchlichen Ten- 
denzen tatsächlich vollzogen hat. Jeder Na- 
tıonalstaat erhält der 
kapitalistischen Weltwirtschaft, indem er ın 


Form« oder in Mischformen 


eine Funktion in 


spezifischer Weise (Metropolenkapitalismus 
oder peripherer Kapitalismus) die Ausbeu- 
tung von Arbeitskraft und Natur organisiert. 
Jeder Nationalstaat ist Produkt der Kolonia- 
lisierung. Entweder »er » hat kolonialisiert 
oder »er< wurde kolonialisiert — mitunter auch 
beides. 

Die Nationalisierung der (europäischen) 
Gesellschaften war nicht der alternativlos-li- 
neare Prozeß, als den ihn die nachholende 
nationale Geschichtsschreibung darzustellen 
versucht. Die Institutionen des National- 
staats sind verschiedenen Alters und keines- 
wegs kausal miteinander verbunden: »(...) 
nicht-nationale Staatsapparate, die auf ganz 
andere (z.B. dynastische) Ziele ausgerichtet 
waren, haben schrittweise die Elemente des 
Nationalstaats geschaffen, man kann auch sa- 
gen, sie haben sich unfreiwillig nationalisiert 
und begonnen, die Gesellschaften zu nationa- 
lisieren (...)« 


»Jede Identität ist eine individuelle« 
Neben der Schaffung dieser nationalen 
»Hardware« legt Balibar großes Gewicht auf 
die Konstitution der »Software«, der »fikti- 
ven Ethnizität«. Nur wenn die einzelnen sich 
einem Volk zugehörig fühlen, ist der Natio- 
nalstaat gesichert. Denn dann orientieren sie 
alles, auch ihren Widerstand z.B. gegen den 
Kapitalismus, am Rahmen »ihres« Staates. 
Die Herstellung dieser Loyalität ist ein per- 
mantenter und nie abgeschlossener Prozeß. 
Als Adressat aller nationalen Apelle - »wir« 
müssen den Gürtel enger schnallen — entwi- 
ckelt sich in diesem Prozeß die Ethnizität als 
Wir-Gefühl, welches sich auf einen gemein- 
samen »Ursprung« gründet. Angekommen 
bei der Frage der »Identität« betont Balibar: 
»Jede soziale Gemeinschaft, die durch Institu- 
tionen reproduziert wird, ist imaginär« und 
»Jede Identität ist eine individuelle«. 

Nationale Identität ist demnach eine spe- 
zifische Ideologie-Form, die zugleich »Mas- 
sen- und Individuationsphänomen« sein 
muß. Einzelne werden als Deutsche angeru- 
fen, reagieren darauf und werden so Subjekt 
— als Deutsche. Ethnizität bzw. Gemeinschaft 
als »Volk« stellt sich über Sprache und »Ras- 
se« her. 

Die Sprache ist »lebendig«, eine »aktuell- 
le« Gemeinschaft, die auf gemeinsame 
»Wurzeln« verweist. Ihr Nachteil für die Ho- 
mogenisierung von Bevölkerung zu Volk be- 
steht allerdings in ihrer Offenheit. »Auslän- 


derInnen« 


der »zweiten Generation« 


sprechen ebenso gut deutsch wie »echte« 
Deutsche. Die Muttersprache verweist also 
nicht automatisch auf die im Sinne des Vol- 
kes »reale« Mutter. Es bedarf eines schärfe- 
ren Kriteriums der Ausgrenzung: der »Rass- 
se«. »Alle Arten oder 
unsichtbaren somatischen und psychologi- 


von sichtbaren 
schen Merkmalen können dazu dienen, die 
Fiktion einer rassischen Identität zu erzwin- 
gen, also natürliche und vererbte Unterschiede 
zwischen sozialen Gruppen zum Ausdruck zu 
bringen, und zwar sowohl innerhalb einer Na- 
tion, als auch außerhalb ihrer Grenzen«. 
| »Symbolischer Kern« dieses Ausdrucks ist 
dabei das Prinzip der Genealogie., d.h. die 
Idee der Weitergabe einer biologischen und 
geistigen Substanz und der zeitlichen Zu- 
sammengehörigkeit. »Die Idee einer rassi- 
schen Gemeinschaft kommt auf, wenn sich die 
Grenzen der Zusammengehörigkeit auf Ebene 
der Sıppe, der Nachbarschaftsgemeinschaft 
und, zumindest theoretisch, der sozialen 
Klasse auflösen, um imaginär an die Schwelle 
der Nationalität ‚verlagert zu werden: wenn 
nichts der Verbindung mit jedem beliebigen 
»Mitbürger« entgegensteht und wenn diese, im 
Gegenteil, als die einzige (...) »natürliche« er- 
scheint«. 

Die sprachliche oder die rassische Be- 
gründung der Ethnizität führen zu unter- 
schiedlichen Möglichkeiten, Rechtsordnung 
und Institutionen des Nationalstaats zu ge- 
stalten. Allerdings ist diese Trennung von 
Nation und Rasse für Balibar nur eine theo- 
retische. In der Realität sind das sprachliche 
und das rassische Kriterium miteinander 
verwoben — wenn auch das eine oder andere 
Element überwiegen kann, was für »Auslän- 
der« gewichtige Unterschiede macht. 


Eric Hobsbawn 

»Nicht die Nationen sind es, 

die Staaten und Nationalismen her- 
vorbringen, sondern umgekehrt« 


Eric Hobsbawn betrachtet Nation nicht als 
eine ursprüngliche soziale Einheit, sondern 
setzt sie in Verbindung zu einer bestimmten 
Form des modernen Territorialstaates, den 
Nationalstaat. In Anlehnung an Gellner sieht 
er Nationen als etwas Konstruiertes. »Nicht 
die Nationen sind es, die Staaten und Natio- 
nalismen hervorbringen, sondern umgekehrt.« 
Moderne Nationen entstanden laut Hobs- 
bawm nicht erst mit der Industrialisierung 


4 ( ) ARRANCA! 


im 19. Jahrhundert, sondern als in einer be- 
stimmten Phase der wirtschaftlichen und 
technischen Entwicklung die Vereinheit- 
lichung der Sprache durch die Erfindung des 
Buchdrucks und die Einführung von Volkss- 
schulen möglich wurde. 

Das Neuartige des modernen Territorial- 
staates bestand darin, daß er klar definierte 
Grenzen hatte, über seine gesamte Einwoh- 
nerschaft unmittelbar herrschte und be- 
strebt war, auf seinem ganzen Territorium 
die gleichen Ordnungen und Gesetze durch- 
zusetzen. Diese moderne Organisationsform 
des Staates brachte zwei Probleme mit sich. 
Erstens benötigte man eine verbindliche 
Verkehrssprache. Zweitens warf die Trans- 
formation das Problem der Loyalität der 
Staatsbürger gegenüber ihrem Staat auf. 
Zum einen waren loyalitätssichernde Instru- 
mente wie Religion und Rangunterschiede 
abgewertet worden, zum anderen war der 
Staat zunehmend auf die Mitwirkung seiner 
Einwohner z.B. im Kriegsfall angewiesen. 
Die Identifikation mit der eigenen Nation 
stellte eine elegante Lösung des Problems 
dar. 

Hobsbawn distanziert sich jedoch von 
Positionen, die Nationalismus lediglich auf 
eine Manipulation von oben zurückführen. 
Vielmehr konnten im Volk vorhandene Ge- 
sinnungen wie Fremdenfeindlichkeit und 
Nationalismus der mittleren und unteren 
bürgerlichen Klassen aufgegriffen werden. 
Schon vor der Phase des Nation-building 
existierten überlokale Bindungen, die Hobs- 
bawm als »volkstümlichen Protonationa- 
lismus« bezeichnet. Daß der Patriotismus ei- 
ne Massenwirkung entfachen konnte, erklärt 
er mit Benedict Andersons Begriff der »vor- 
gestellten Gemeinschaft«. Offen bleibt für 
ihn jedoch, warum Menschen nach dem 
Verlust realer Gemeinschaften den Wunsch 
verspüren, sich die Nations-Form als Ersatz 
vorzustellen. 

Zu unterscheiden ist zwischen der revo- 
lutionär verstandenen Nation, die als eine 
Gemeinschaft von Staatsbürgern begriffen 
wird, deren kollektive Souveränität sie zu ei- 
nem Staat macht, und der Nation, wie sie 
seit dem ı9. Jahrhundert von Theoretikern 
konstruiert wird. Zu den Grundpfeilern die- 
ser Form von Nation gehören ethnische Zu- 
gehörigkeit, gemeinsame Sprache, Religion, 
gemeinsames Territorium und gemeinsame 
geschichtliche Erinnerungen. Die gemeinsa- 
me Sprache, häufig als ein Grund für die 


Entstehung des volkstümlichen Nationa- 
lismus betrachtet, entlarvt Hobsbawm dabei 
als Kunstprodukt, denn in der Phase des Na- 
tion-building wurde sie nur von einer klei- 
nen Elite gesprochen. Zudem wird sie für 
die Rechtfertigung von Nation überhaupt 
erst am Ende des 19. Jahrhunderts konstitu- 
tiv. Auch Ethnizität bietet für Hobsbawm 
kein Kriterium für die Herausbildung eines 
Nationalbewußtseins, da es sich bei den 
meisten Ethnien der Welt um soziale oder 
kulturelle, nicht aber um biologische Ge- 
meinschaften handelt. Das wirksamste Mitt- 
tel zur Hervorbringung eines Protonationa- 
lismus sieht er in der Existenz eines Staates. 

Nationalismus als politische Bewegung ob 
mit oder ohne Staat betrachtet Hobsbawn 
zunächst als ein Phänomen der unteren 
Mittelschichten, die auf die Bedrohung ihrer 
sozialen Position durch die Industrialisie- 
rung reagieren, aber sich auch von den neu- 
en proletarischen und internationalistischen 
Bewegungen abgrenzen wollen. 


»Vater Staat und Mutter Nation« 

Das Konzept der Nation ist ebensowenig ge- 
schlechtsneutral wie der Staat. Zwar existiert 
keine geschlossene feministische Theorie zur 
Nation, es gibt jedoch verschiedene Aspekte 
des nationalen Projektes, die unter einem 
kritischen, feministischen Blickwinkel zu be- 
trachten sind. 


Historische Herleitung der Verortung 
von Frauen im Nationenkonzept 
Der Bezug von Frauen zur Nation und sexis- 
tische Implikationen im nationalistischen 
Diskurs entwickelten sich entlang der Schei- 
delinien »öffentlich« und »privat«, Diese 
Aufspaltung in vergeschlechtlichte soziale 
Bereiche vollzog sich auf der Basis der bür- 
gerlichen Geschlechterideologie. George L. 
Mosse hat die Entstehung der bürgerlichen 
Gesellschaft Ende des 18. Jahrhunderts mit 
der Entstehung des europäischen Nationa- 
lismus in Verbindung gebracht. Vorbereitet 
durch die Ideologie der bürgerlichen Gesell- 
schaft, die auf der Zweiteilung sozialer Orte 
in öffentlich-politisch (männlich) und pri- 
vat-moralisch (weiblich) mit der Kleinfami- 
lie als kleinste maßgebende Einheit basiert. 
Verbunden mit den Bemühungen von Ro- 
mantikern wie J.W. Fichte, nationale Ur- 
sprungsmythen zu schreiben, entstand der 
deutsche Nationalstaat. Daraus resultierte 
eine geschlechtsspezifische Arbeitsteilung, 


die den Mann als Staatssubjekt festsetzte. 
Diese Staatsform protegierte eine gesell- 
schaftliche Ordnung, die mit der Trennung 
in öffentliche und private Sphären den ge- 
schlechtsspezifischen Grundpfeiler der bür- 
gerlichen Gesellschaft bildet. Die ge- 
schlechtsspezifische Arbeitsteilung in der 
Familie wurde als natürlich festgeschrieben. 
Die Nation ist dabei die Erweiterung dieser 
Verwandtschaftsbeziehung. 

Nach Mosse brachte die Entstehung der 
bürgerlichen Gesellschaft auch die Normie- 
rung von Sexualität und bestimmten Moral- 
vorstellungen mit sich. Nationalismus und 
(Sexual-) Moral gingen eine Verbindung ein, 
»derzufolge die Kontrolle der Sexualität im 
Zentrum des Konzeptes der bürgerlichen 
Gesellschaft steht.« Die Hauptfunktion der 
Frau im Nationenkonzept ist die der »biolo- 
gischen Reproduzentin der Nation«. Im na- 
tionalen Diskurs wird sie auf ihre »natür- 
lichen reduziert. Deshalb 
setzen bevölkerungspolitische Maßnahmen 
zumeist an Frauen an. Als Gebärerinnen und 
Reproduzentinnen des Kollektivs Nation 
sind sie Staatseigentum. Die durch den Kolo- 
nialismus entstandene rassistische weltweite 
Arbeitsteilung führte allerdings zu 
unterschiedlichen Modellen der Bevölke- 
rungspolitik. Kolonialisierende 
Staaten 


Fähigkeiten« 


National- 
völkischem Konzept wie 
Deutschland, verfolgen ein exklusives Mo- 
dell für deutsche Staatsbürgerinnen im eige- 


mit 


nen Land und ein dezimierendes für die 
Länder des Südens und Migrantinnen. 

Ein zweites zentrales Element im deut- 
schen Diskurs um Nation und Geschlecht ist 
das Konzept der StaatsbürgerInnenschaft. 
Im neuzeitlichen Naturrecht trat Mann mit 
dem Staat in einen Gesellschaftsvertrag. 
Staatsbürgerliche Subjekte konnten eigent- 
lich nur die »Waffenfähigen« sein, also 
Männer. Für Frauen resultierte aus ihrer 
»Differenz« zum waffenfähigen Mann die 
repu- blikanische Mutterschaft. Die Anbin- 
dung von Frauen an Gesellschaft und Staat 
erfolgt(e) über ihre Pflicht als Gebärerinnen 
und Mütter. Dieser Status schloß sie durch 
ihre Zuordnung zum sozialen Ort »Privat- 
heit«, als Subalterne in die politische Ord- 
nung ein. Sie hatten im Kontext des Grund- 
vertrages als autonome Individuen aber 
keine Parteistellung. Während die Position 
von Frauen in der politischen Ordnung des 
nationalen Diskurses ein untergeordneter 
ist, repräsentieren sie das Kollektiv der Nation 


oft symbolisch. Frauenbilder repräsentieren 
häufig die Nation, so z.B. die Germania, als 
Symbol für Deutschland oder die bewaffnete 
Amazone als Sinnbild für Amerika. 

»Kill, kill - rape, rape«' 

Die Militarisierung von Staat und Gesell- 
schaft beinhaltet eine Vergeschlechtlichung 
von Staat und Nation. Besonders deutlich ist 
die Reduzierung von Frauen auf ihre Funk- 
tion als Reproduzentinnen der Nation im 
Krieg zu beobachten. Im Namen einer Na- 
tion werden Frauen - als Teil der Kriegsstra- 
tegie gegen eine andere Nation — vergewal- 
tigt und damit zum Symbol für die 
Unterwerfung des besiegten Volkes. Im Krieg 
polarisieren sich die jeweils zugeordneten 
Geschlechterrollen noch stärker. Frauen wer- 
den noch massiver auf den Platz der Repro- 
duzentin verwiesen: als Mutter, Beschützerin 
der Kinder oder »beruhigende« Frau des 
Soldaten. Deshalb funktioniert ein mili- 
tärisch durchgesetzter Nationalismus nicht 
ohne geschlechterdifferenzierende Rollenzu- 
weisungen und die damit verbundene ge- 
schlechtliche Hierarchisierung. Es gibt zwar 
in einigen Ländern auch Frauen in der Ar- 
mee ebenso wie in vielen Befreiungsbewe- 
gungen. Allerdings beinhaltet dies keine 
strukturelle Veränderung der Geschlechterr- 
rollen, da es umgekehrt nicht so ist, daß die 
»kriegstauglichen« Männer der kämpfenden 
Frauen anstatt der Frauen zu Hause bleiben 
und die Kinder aufziehen bzw. die Hausar- 
beit verrichten. 

Sexuelle Verbrechen an Frauen während 
eines Krieges werden nicht im Kontext sexis- 
ticher Gewalt diskutiert, sondern als 
»Schändung eines Volkes« durch ein anderes 
dargestellt. Vergewaltigungen in Kriegen gel- 
ten als Angriff auf ein maskulines, nationa- 
listisches Kollektiv — das »Volk« — und die 
Frau wird als Gemeinschaftsbesitz eben die- 
ses Volkes angesehen. Die körperlichen und 
seelischen Leiden werden der betroffenen 
Frau weggenommen und als »große Verge- 
waltigung an der Nation« funktionalisiert. 
Nicht die sexuelle Gewalt an sich ist Thema, 
sondern die Nationalität des Vergewaltigers 
steht plötzlich im Vordergrund. Aus Verge- 
waltigungen im Krieg entstehende Kinder 
werden als Volksfeinde gesehen. Sie sind 
dann bspw. Serbenkinder und nicht die Kin- 
der einer moslimischen Bosnierin. Sie sind 
die Kinder des Volksfeindes. 


DNA,VEL, SK, HW 
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Jetzt wachst zusammen, 
was zusammen gehört... 


Peter O. Chotjewitz, 1934 in Berlin geboren, 
machte eine Malerlehre und holte sein 
Abitur in einer Abendschule nach. 

Zwischen 1955 und 1965 studierte er in 
Frankfurt/Main, München und West-Berlin 
(FU) Jura und Zeitungswissenschaften. Seit 
1965 ist er als Autor und Übersetzer (z.B. 
Dario Fo) tätig. Zwischen 1967 und 1973 hielt 
er sich in Italien auf. Zwischen 1974 und 1984 
war er auch als Anwalt tätig, zum Beispiel als 


Wahlverteidiger von Peter Paul Zahl und 


Andreas Baader. 


..wie der Arsch auf den Eimer 


Seit Herbst 1995 ist Chotjewitz in Stuttgart 
ansässig und schreibt u.a. für Jungle World, 


Freitag und konkret. 


Chotjewitz ist einer jener Menschen, die es 
schaffen, einen Zigarillo in einer Stunde zu 
rauchen, was mehrmaliges Wiederanzünden 
voraussetzt. Wenn die Rauchwaren nicht die 
Hände beschäftigen, unterstreichen sie seine 
Rede. Dann und wann wechseln die Hände 
auch die Brillen, von welchen nach dem 
Gespräch drei vorhanden sind, zwei auf dem 
Tisch vor ihm — wohl geordnet - und eine 
auf seiner Nase. Obwohl er sich auf dem 
Holzstuhl immer wieder von einer aufrech- 
ten Haltung in eine fast horizontale und 
wieder zurück bewegt, macht der Autor kei- 
nen nervösen Eindruck. Der fast starre Blick 
geradeaus scheint von einer geradezu bild- 
haften Erinnerung zu zeugen, welche 
während des Erzählens abläuft. Der immer 
wieder glückende Versuch zu allem eine 
amüsante Anekdote zu finden, mündet oft 
in einem Lachen. 

Das Rede-und-Antwort-Spiel macht er 
mit Routine mit und dirigiert mich in mei- 
ner dilettantischen Vorgehensweise mit dem 
Aufnahmegerät. Dennoch war es ein ange- 
nehmes Gespräch, auch wenn es länger als 
erwartet ging und Wendungen nahm, die 
nicht vorgesehen waren ... 


ARRANcA: Früher füllten Sie unter ande- 
rem Seiten beim SPIEGEL. Heute ist alles 
etwas familiärer geworden. Haben Sie es 
verpaßt ein Klassiker zu werden oder 
kann sich der Spieger mit Ihnen nicht 
mehr verkaufen? 
PETER O. CHoTJEwıTz: Beim Spieger habe 
ich ganz selten etwas unterbringen können. 
Auch früher. Von Anfang an hat der SpıeGEL 
eher was in Auftrag gegeben und dann nicht 
gedruckt. Ich habe offenbar weder den Stil 
draufgehabt, den die wollten, noch inhalt- 
lich das getroffen, was die wollten. 


Gehören Sie auch zu den zwei Katego- 
rıen von Dichtern, die Sie in der LITERA- 
TUR-Kon&KRET ’97 beschreiben und in 
Erinnerung behalten wollen? (»Die Ver- 
gessenen und die Toten, die schon zu 
Lebzeiten kaum Beachtung fanden.c«) 
Nein, dieser Artikel in LITERATUR-KONKRET 
war eine Reminiszenz, die — auch bedingt 
durch den Umfang — nur im Entferntesten 
das wiedergeben kann, was ich sagen wollte. 
Der Artikel war ein Vorschlag von mir. Mit 
mir hat das wenig zu tun. Nur so viel: Ich 
habe Leute angedeutet, mit denen ich eine 
persönliche Beziehung hatte, die ich gekannt 


habe, und deren Literatur ich mochte. Mich 
selber würde ich da gar nicht mit rein neh- 
men. Ich habe eine Zeit gehabt oder eigent- 
lich sogar zwei, während der ich durchaus 
eine gewisse Beachtung gefunden habe, auch 
in Blättern wie DER SPIEGEL oder DIE ZEIT. 
Zumindest meine erste Phase — während der 
sechziger Jahre — ist auch von Blättern wie 
der FAZ durchaus beachtet und ich finde 
auch überschätzt worden. Dann in den spä- 
ten siebziger Jahren hatte ich nochmal eine 
ganz gute Resonanz. Ich habe seit Ende der 
Siebziger auch gar nichts großes mehr publi- 
ziert, jedenfalls an Büchern. 

Die Presse hatte mich schon früher aus- 
geladen, ich denke spätestens Anfang der 
siebziger Jahre hörte die überregionale Pres- 
se auf, von mir etwas zu wollen. Und wenn 
ich einmal etwas angeboten habe, bekam ich 
darauf oft keine Reaktionen. Das hing 
sicherlich auch mit den veränderten politi- 
1972 


schen Verhältnissen spätestens ab 


zusammen. 


Das aktuellste Buch von Ihnen heißt 
»Kannibalen«, eine Auswahl von Glos- 
sen, die zuvor im FREITAG erschienen 
sind (die Folge wird derzeit noch fortge- 
setzt) und eine Neuauflage des Buches 
»Die Herren des Morgengrauens«', erst- 
mals 1978 mit viel Wirbel verlegt. Warum 
wurde gerade dieses Buch wieder aufge- 
legt? 
Ich vermute der Hauptgrund ist, daß der 
Rotbuch Verlag Revue passieren lassen woll- 
te und nach außen demonstrieren wollte, 
was während des, ich schätze mal jetzt 25- 
jährigen Bestehen dieses Hauses, so alles 
erschienen ist. Daß sie gewissermaßen die 
Bücher, die sie für relativ wichtig halten, 
noch einmal aufgelegen, und natürlich war 
»Die Herren des Morgengrauens« vor jetzt 
21 Jahren für den Rotbuchverlag eine ganz 
wichtige Sache. Daß daneben für den jetzi- 
gen Eigner des Verlages, das Ehepaar Groe- 
newold, das Buch eine gewisse Rolle spielt, 
rührt sicher daher, daß der Groenewold in 
den frühen siebziger Jahren eine durchaus 
anzuerkennende Rolle bei der RAF gespielt 
hat. Er hat auch im Knast gesessen, Berufs- 
verbot gehabt und ziemlich viel Trouble mit 
der Justiz. Er hat für die RAF und ihre Polı- 
tik eine aktive und gute Rolle gespielt. Das 
ist bei Groenewold dann aber spätestens 
'73/°74 gekippt, da ist er nicht nur durch die 
und  Staats- 


Maßnahmen der Justiz 


schutzorgane aus den ganzen Zusammen- 
hängen rausgeflogen, sondern ich glaube, er 
hat sich dann selber zurückgenommen, wie 
viele von uns im Laufe der siebziger Jahre. 
Aber er steht natürlich zu seiner Geschichte 
und was in dem Buch abgehandelt wird, ist 
ein Teil seiner Geschichte. 


Sind nicht spätestens mit diesem Buch 

die KritikerInnen umgefallen, wenn ich 

das so nennen kann? 
Nun, ich war überrascht, wie viele Leute, die 
mich heute gar nicht mehr kennen, über 
dieses Buch geschrieben haben. Ich weiß 
noch, daß Fritz J. Raddatz damals in der 
ZEIT, ich weiß nicht, ob er schon Feuilleton- 
chef war, jedenfalls hatte er eine wichtige 
Position in der deutschen Literaturszene 
und in der ZEıT, sich sehr ausführlich zu 
dem Buch geäußert hat. Im Spieser hat sich 
Schulz Gerster, der später Selbstmord began- 
gen hat, als Literaturredakteur ziemlich aus- 
führlich geäußert. Das Buch ist also auch in 
der bürgerlichen Presse durchaus ausführ- 
lich besprochen worden. Und im Rahmen 
dessen, was für diese Leute denkbar ist, 
haben sie sich auch anständig verhalten, 
würde ich einmal sagen. Sie haben wenig- 
stens nicht versucht, mich zu verunglimp- 
fen. Immerhin war es spätestens ab 1977/78 
doch so, daß es durch die ganzen Maßnah- 
men der Justiz und Staatsschutzorgane kei- 
nen Rabatt mehr gab. Der alleroberste Ber- 
telsmannboss entschied, daß dieses Buch 
nicht erscheinen sollte. Sie mußten den Ver- 
lagskatalog einstampfen, hatten Vorbestel- 
lungen, die sie nicht ausliefern konnten. Sie 
haben vor allem den ganzen Verlagsteil, das 
Label, wenn man so will, unter dem das 
Buch erscheinen sollte, abgestoßen und 
damit zugleich, ich würde mal sagen einein- 
halb dutzend zum Teil nicht unwichtige 
Autoren. Sie haben sich also nicht begnügt, 
nur einen Autor vor die Türe zu setzen, und 
das war für die damalige Literaturpolitik 
schon eine interessante Sache: Daß ein Ver- 
lag wie Bertelsmann es sich herausnehmen 
konnte, ein ganzes Paket von Autoren vor 
die Türe zu setzen. 


der 
Herbst« einundzwanzig Jahre her und als 


Nun ist sogenannte »Deutsche 
die FAZ im Dezember 1978 noch zu 
ihrem Buch meinte, daß es, zumindest 
des Widerspruches willen, den Sie damit 


provozieren möchten, zu lesen sei, so sah 
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die Auseinandersetzung mit den Vor- 


letztes Jahr ganz 


kommnissen 1977 
anders aus. Wie haben Sie, auch als ehe- 
maliger Freund von Andreas Baader, dies 
alles erlebt? 
Das betrifft sicher nicht nur den Rückblick 
auf die RAF. Das betrifft ganz allgemein die 
politischen Stellungnahmen dieser Blätter. 
Die FAZ würde nicht nur in so einer Sache 
eine provozierende Infragestellung des 
Mainstreams, von herrschenden Trends, für 
nicht akzeptabel halten. Das betrifft alles 
mögliche. Es gibt eigentlich kein Politikfeld 
mehr, wo kein radikaler Schwenk stattgefun- 
den hat. Vor zwanzig Jahren wäre es undenk- 
bar gewesen, daß man Leute runterbügelt, 
nur weil sie gewisse Sympathien für die 
DDR hatten. Oder daß man Leute runterbü- 
gelt, weil sie gewisse Sympathien für die 
Ideen von Marx und Engels oder ganz vage 
gesprochen, für »den Kommunismus« 
haben. Wir haben ja zur Zeit diese Debatte, 
die man ja gar nicht Debatte nennen kann, 
das ist ja eher eine Panzerschlacht gegen ein 
paar Fahrradfahrer. Daß überhaupt jeder, 
der noch wagt zu sagen, es könnte am Kom- 


munismus doch was Gutes sein, in dieses 
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Loch fällt und Hiebe kriegt, zeigt, daß sich in 
diesen zwanzig Jahren etwas hundertachtzig 
Grad gedreht hat und in die entgegengesetz- 
te Richtung marschiert. So ein mickriger, 
gedankenloser Antikommunismus, wie er 
sich in den neunziger Jahren mehr und 
mehr durchgesetzt hat, wäre in den siebziger 
Jahren, eben zu der Zeit des Erscheinens 
meines Buches »Die Herren des Morgen- 
grauens«, in der FAZ, der Zeır oder dem 
SPIEGEL nicht möglich gewesen. Das betrifft 
also nicht nur die Thematik des Buches. Ich 
denke alles links von Herrn Schröder und 
Herrn Joschka Fischer oder Herrn Heiner 
Geißler steht heute in der Bundesrepublik 
unter diesem Verdikt. Wenn man sich vor- 
stellt, daß so ein harmloser Mann wie der 
Trittin? wegen einer so harmlosen Äußerung 
über die Bundeswehr Schläge kriegt und 
wie. Das wäre in den Siebzigern völlig ausge- 
schlossen gewesen, daß man so auf den ein- 
gedroschen hätte. 


Ihr Romanfragment lehnt sich stilistisch 

an Kafkas »Prozeß« an. Nicht selten wird 

hierauf zurückgegriffen. 
Ich erinnere mich ganz gut, wie ich auf die 
Idee gekommen bin, den »Prozeß« von Kaf- 
ka als Schablone zu benutzen. Die Schablo- 
nenhaftigkeit des Romans umfaßt ja nicht 
nur sprachliche Versatzstücke oder eine 
bestimmte stilistische Haltung, sondern es 
gibt zumindest in der Ausgabe des »Prozes- 
ses«, die ich damals hatte, ich weiß nicht, ob 
es dank Stroemfeld/Roter Stern und KD 
Wolff eine neue gibt, einige fehlende Kapitel. 
Es gibt einen Anhang oder Entwürfe, die 
sich in den alten Ausgaben befinden und 
genau das habe ich auch gemacht. Ich ver- 
wende Namen, es gibt einen Anwalt und 
eine Sekretärin, die so heißen wie bei Kafka. 
Es gibt Motive, zum Beispiel die Sekretärin, 
die ihre Bluse bügelt. Ich erinnere mich 
nicht an all diese Einzelheiten, aber ich habe 
mich bemüht, die Schablonenhaftigkeit mei- 
nes Versuchs durchaus deutlich zu machen. 
Der Hintergedanke war nicht die Camoufla- 
ge, das sich Verstecken, um überhaupt 
schreiben, publizieren zu können, sondern 
es gab da zwei Dinge: Mir ist schon in den 
Siebzigern und früher die strukturelle Ähn- 
lichkeit zwischen dem Repressionsapparat 
und -system, wie es Kafka in seinem »Pro- 
zeß3« beschreibt, und dem, was spätestens ab 
1972 in der Bundesrepublik ablief, aufgefal- 
len. Das müßte man jetzt im einzelnen auf- 


schlüsseln, das würde zu weit führen, aber 
diese Ähnlichkeiten sind ganz deutlich. Wie 
also die Repression spätestens 1972 einsetzt, 
sich bewußt oder unbewußt auf Vorläufer 
stützt, hier auf die K&K, die königlich-kai- 
serlich österreich-ungarische Geheimpolizei, 
deren Methoden und ihre Justiz. Also einmal 
diese historische Parallele aufzeigen, auch 
diesen absolut reaktionären Charakter des 
Repressionssystems in der BRD. Das andere 
ist, daß ich immer wenn ich etwas Größeres 
schreibe, überhaupt wenn ich etwas schrei- 
be, das Problem habe, eine geeignete Form 
dafür zu finden. Oftmals fällt mir die Form 
spontan ein oder ergibt sich aus dem Mate- 
rial, ist sozusagen mit dem Material ange- 
legt, und dann gibt es den Fall, wo ich ganz 
bewußt, sagen wir mal ein bestimmtes 
System nehme und das dann mit dem neuen 
Material auffülle. Das war hier der Fall. Mir 
wäre gar nicht eingefallen, wie ich das hätte 
anders schreiben können, als in der Struktur, 
in der Kafka seinen »Prozeß« geschrieben 
hat. Ich weiß noch, daß ich sehr zielstrebig 
auf den »Prozeß« zuging, als ich anfing das 
zu schreiben, und sofort als ich den ersten 
Satz las: »... Jemand mußte in Franz K. ein 
schlechtes Gewissen erzeugt haben, denn ohne 
daß er sich einer Schuld bewußt gewesen wäre, 
wurde er eines morgens verhaftet...«, ich glau- 
be so oder so ähnlich fängt Kafkas »Prozeß« 
an, war klar, daß das genau das ist, was mein 
Held sein sollte. Jemand, der zwar etwas 
macht, aber nicht das Gefühl hat, daß man 
ihn für diese Sache mit diesen Maßnahmen 
behelligen sollte. Und schon als ich das Buch 
in der Hand hatte und nur den ersten Satz 
las, sagte ich, jawohl, genau so muß das 
anfangen und deshalb fängt der Roman 
auch mit diesem Satz an und hält sich dann 
auch an die Struktur. Ich weiß, daß dann 
später in der Kritik gesagt worden ist, das 
hätte der Chotjewitz gemacht, weil er sich 
nicht getraut hätte oder um dem irgendwie 
eine literarische Legitimation zu geben. Das 
ist aber einfach nicht der Fall gewesen. 


In »Die Herren des Morgengrauens« 
scheitert der Schriftsteller, ständig die 
Erlebnisse und Vorgänge literarisch auf- 
zuarbeiten, unter einer starken Existenz- 
angst. Diese hat sehr starken Einfluß auf 
KunstproduzentInnen. Nicht nur der 
politische Druck, sondern auch der sozia- 
le. Wie spürt man diesen Druck, wenn 
das gesellschaftlichen Klima härter wird. 


Ich glaub nicht, daß das auf Kunstprodu- 
zenten beschränkt ist. Nach meinen Erfah- 
rungen etwa so ab 1973/74 waren das nicht 
nur Kunstproduzenten, sondern große Teile 
der mit der RAF sympathisierenden Linken, 
die diese Existenzängste bekommen haben. 
Ich denke, daß die nicht aus der Luft gegrif- 
fen waren. Das war keine Paranoia und es 
war auch nicht so, daß Leute, die diese Angst 
artikulierten, sich interessant machen woll- 
ten, wie es später behauptet worden ist. Sie 
hätten das so hochgespielt, entweder um zu 
zeigen, wie faschistoid der Staat Bundesre- 
publik geworden war oder um zu zeigen, wie 
stark sie involviert waren in das Phänomen 
RAF. Das war sicher nicht der Punkt. Es war 
in einer für heutige Verhältnisse unvorstell- 
baren Weise ein praktisch über Nacht ent- 
standener Druck da, ein ganz materieller 
Druck. Dieser Druck von der politischen, 
der polizeilichen und der juristischen Seite, 
von der sowieso, war 
unglaublich breit und dicht und er wurde 
nicht nur behauptet, er war da! In Form der 


publizistischen 


Hausdurchsuchungen etc. Man kann sich 
das nicht mehr vorstellen, wie viele Leute, 
ich denke das werden einige zehntausend 
Leute gewesen sein, die damals bis etwa 1978 
— also bis Gerhard Baum Bundes- 
innenminister wurde — in der Fahndung 
drin waren, die unter permanenter Observa- 
tion standen. Harmlose Hausfrauen, die, 
wenn sie Einkaufen gingen oder mit ihrem 
Kind auf den Spielplatz, den Bewacher hin- 
ter sich spürten. Ich kenne Frauen, die dann 
auch sagten: »Ja hören sie mal, wenn sie mir 
sowieso ständig hinterherlaufen, können sie 
doch wenigstens meine Tüte tragen.« Der 
Einsatz an Material und Menschen zur 
Überwachung, zur Observation und zur 
Einschüchterung, die war ganz wichtig, der 
war schon exorbitant. 


Zwischen 1967 und 1973 lebten sie in Ita- 
lien. Auch dort gab es einen politischen 
Umbruch, welcher ebenso in den bewaff- 
neten Kampf — zum Beispiel Rote Bri- 
gaden - führte. Welche Unterschiede gab 
es für einen Kunstschaffenden, der sich 
gegen die Selbstzensur wehrte, zu beob- 
achten? 
Die Situation in Italien ist schwer zu verglei- 
chen - obwohl ich dazu sagen muß, daß ich 
sie nicht so gut wie die deutsche kenne. Zum 
einen — ich sag das jetzt alles unter dem Vor- 
behalt »Mir scheint...« — hat der italienische 


Staat und seine Helfershelfer, vor allem in 
der Publizistik, nicht diese psychologische 
Schiene der Kriegsführung gewählt. Es geht 
ja immer um Entsolidarisierung. Man muß 
versuchen, einen Keil zwischen die zu trei- 
ben, die den Staat bekämpfen, in diesem Fall 
die RAB in Italien die Roten Brigaden, GAP 
etc. und ihren möglichen Sympathisanten, 
Anhänger, die sich auch auf der einen oder 
anderen Weise irgendwann beteiligen könn- 
ten. Da muß man einen Keil dazwischentrei- 
ben: Entsolidarisierung ist das Zauberwort. 
Und das ist in Deutschland im wesentlichen 
mit psychologischen Mitteln gemacht wor- 
den, man hat die Werkzeuge gezeigt, was ich 
zuvor geschildert habe, man hat Maßnah- 
men ergriffen und die haben in Deutschland 
gewirkt. Das kann man, glaube ich, sehr 
schön in der Entwicklung sehen. Es hat in 
einer frühen Phase in Deutschland ausge- 
reicht zu sagen, die RAF vergiftet die Trink- 
wasserreservoirs um Stuttgart, im Ländle, 
oder die RAF plant bei irgendeinem Fuß- 
ballspiel einen Angriff auf das Fußballstadi- 
on oder die RAF hat Atombomben und so 
weiter. Und dann ist der Effekt schon 
erreicht worden. Mit solchen biederen Mit- 
teln hätte man in Italien gar nicht so viel 
erreicht. Ich denke auch die drastischen 
Maßnahmen - praktische, operative -, die 
gegen mutmaßliche oder tatsächliche Sym- 
pathisanten oder Helfershelfer in der BRD 
ergriffen worden sind, hätten in dieser Weise 
in Italien auch gar nicht so gegriffen, weil 
Italien einfach eine ganz andere Tradition 
des Subversiven, des »den Staat ablehnen« 
und eventuell auch bekämpfen, hat. Das 
liegt in der Tradition begründet. Im Gegen- 
satz zu dem Jubel, mit dem in Deutschland 
der größte Teil der Bevölkerung, auch der 
Arbeiterschaft, die Reichsgründung von 1871 
begrüßt hat, ist ja die italienische Reichseini- 
sung überhaupt nicht von einem solchen 
massenhaften Jubel getragen gewesen, son- 
dern das war eine reine militärisch-admini- 
strative Maßnahme, die auch in richtig 
handfesten inneren Kriegen, Bürgerkriegen, 
stabilisiert werden mußte und selbst solche 
reaktionäre Systeme wie die Mafia, in denen 
lebt auch immer noch diese ursprüngliche, 
urtümliche Staatsfeindschaft fort. Deshalb 
hätte das so gar nicht funktioniert. Dazu 
kam ein ganz wichtiger Faktor, daß nämlich 
die Partei des bewaffneten Kampfes, also 
partito armato, in Italien ihrerseits die Tra- 
dition im antifaschistischen Widerstand hat, 


die Opas, die als Partisanen gekämpft haben 
und vielleicht im Garten noch einen Revol- 
ver vergraben haben, die gab es noch in den 
Siebzigern, die erzählten auch noch davon. 
Die sprachen ja noch von dem Verrat der 
Kommunistischen Partei unter Togliatti 
nach dem Krieg am revolutionären Konzept 
des Widerstands, nachdem Togliatti Justiz- 
minister gewesen war, und damit hatten sie 
auch ganz große Teile der Bevölkerung hin- 
ter sich. Gerade die Arbeiterschaft. In der 
Turiner Fabrikarbeiterschaft gab es ganz vie- 
le, die auch bereit waren, sich am bewaffne- 
ten Kampf zu beteiligen. Deshalb waren 
auch die Klassenkämpfe, die sozialen Aus- 
einandersetzungen, spätestens ab 1969 in Ita- 
lien so viel vehementer und sehr viel stärker 
als in Deutschland. Um in Deutschland die 
Entwicklung, die Ereignisse ab '68, tatsäch- 
lich als Klassenkämpfe zu definieren, da 
muß man ganz schön voluntaristisch sein. 
In Italien waren es reale Klassenkämpfe. 


Ihre ersten Werke von »Hommage 
Frantek« über »Die Insel« bis zu »Vom 
Leben und Lernen« sind viel experimen- 


teller als alles spätere. Sie sind filmartig 
geschnitten, zerstreut, ohne Kontinuität, 
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durchsetzt von Montagen aus lauter Fer- 
tigkeiten, Zeitungsausschnitten, ein- 
präparierten Zeitungsausschnitten und 
Parodien. Es herrscht eine energische 
Zerstreutheit. Warum sind Sie von dieser 
Methode abgekommen und zu einer eher 
traditionellen Schreibweise gekommen? 
Ja und ... ja, Gründe gibt es für alles. In den 
Sechzigern, als ich angefangen habe zu 
schreiben - ich habe ja sehr spät angefangen 
zu schreiben oder auf jeden Fall zu publizie- 
ren, meine erste Veröffentlichung »Homma- 
ge - Frantek« war 1965 — da war ich 30 Jahre 
alt. Ich habe das etwa zwei Jahre zuvor 
geschrieben, da war die Literatur einerseits 
sehr öde. Wir hatten den aus der Gruppe 47 
und aus anderen Richtungen auch sehr 
geförderten Realismusbegriff und das war 
eigentlich eine sehr konservative, konventio- 
nelle Literatur. Wir brauchen uns ja nichts 
vorzumachen, auch Böll ist im Grunde ein 
öder Autor, auch Grass, dabei sind das noch 
die besseren. Es gab dann seit den späten 
Fünfzigern eine Wiederentdeckung von Ver- 
suchen, die literarischen Konventionen auf- 
zubrechen, ob das jetzt der abstrakte Im- 
pressionismus ist, der schon um die 
Jahrhundertwende da war oder der Dadais- 
mus, Surrealismus oder die amerikanische 
Beatliteratur der Fünfziger. Es gab ein litera- 
risches Erbe, das nicht nur in der BRD oder 
der DDR, sondern ganz allgemein verschüt- 
tet war. Weil natürlich die Verlage und der 
ganze daran hängende Betrieb immer schon 
auf große oder größere Auflagen gezählt 
haben. Also die ganzen Beispiele, die ich 
jetzt aufgezählt habe, sind immer eine Min- 
derheitenliteratur. Das sind kleine Gruppen, 
die sich damit beschäftigen, die das lesen, die 
das mögen. Das große Publikum konnte mit 
diesen Sachen nie etwas anfangen. Deshalb 
war das auch nicht sonderlich präsent, aber 
es gab eine Zeit, das ging am Ende der fünf- 
ziger Jahre los, da wurden doch solche 
Sachen wieder entdeckt, wieder publiziert 


oder die bürgerliche Presse hat mal etwas 
darüber geschrieben. Das korrespondierte 
auch mit Entwicklungen in anderen Berei- 
chen. Zum Beispiel in der Musik kam Fluxus 
hoch oder in der Bildenden Kunst, wo die 
neuen Realisten oder Neodadaisten zum 
Beispiel ın Frankreich Ende der Fünfziger 
auftauchten. In der Musik sowieso. Und 
dann kamen Bewegungen wie die Happe- 
ningbewegung dazu, die so 1961/62 losging. 
Im Film fanden Dinge statt wie der 


 ÄRRANCA! 


Experimentalfilm der frühen sechziger Jah- 
re. Die ästhetische Arbeit und das Anknüp- 
fen an diese Traditionen war hier eine 
Möglichkeit für Autoren wie mich, aber 
auch andere, die ästhetische Arbeit als eine 
Möglichkeit der Kritik und Opposition 
gegen diesen Muff der 5oer/6oer Jahre 
begriffen. Und das war wahrscheinlich ein 
Hauptgrund, weshalb ich Sachen wie »Hom- 
mage - Frantek«, »Die Insel« und dann noch, 
das waren nur noch Resteverwertungen, 
»Vom Leben und Lernen« gemacht habe. Da 
steckte schon eine gehörige Portion Zeitgeist 
mit drin und ich war nicht der Einzige. In 
den Siebzigern schien es ja so, als wäre es 
gelungen, diesen Muff etwas zu reduzieren 
und es bot sich an, daß man raus kommt aus 
dem Ghetto der Avantgarde. Es schien als 
könnte man etwas größere Kreise der Gesell- 
schaft erreichen. Da bot es sich eben an, die 
mehr konventionellen Darstellungsmetho- 
den, zum Beispiel der realistischen Literatur 
zu nehmen, sie allerdings aufzufüllen mit 
anderem Material. So kam es, daß ich, man 
kann sagen, mehr lesbarere Literatur ge- 
schrieben habe. Dann hat sich leider Ende 
der 70er, Anfang der 8oer Jahre gezeigt, daß 
das wohl ein Irrtum war, daß keine dauer- 
hafte Entwicklung der Gesellschaft stattge- 
funden hatte, sondern nur Strohfeuer, vorü- 
bergehende Befreiungsversuche oder 
tatsächliche Befreiungen, die dann in den 
frühen 8oer Jahren wieder einmündeten in 
eine sehr stark rückwärts gewannte Denk- 
und Lebensweise, fast so wie ein neues 
Biedermeier. Ich denke auch, daß ich dann 
keine Lust mehr hatte, literarisch so viel zu 
machen, weil in den 8oern das ganze Publi- 
kum wegbrach, die Strukturen brachen weg, 
die kleinen Verlage und kleinen Zeitungen 
machten zu. Die große und überregionale 
Presse - Die ZEıT, FAZ, SÜDDEUTSCHE ZEI- 
TUNG etc. — verlor vollkommen das Interesse 
an Jeder Art von irgendwie politischer oder 
ästhetisch experimenteller Arbeit und beg- 
nügten sich nur noch mit Diffamationen. 
Wir sind im Prinzip da, wo wir vor vierzig 
Jahren aufgehört haben. Vor vierzig Jahren, 
um diese Zeit waren die Bürger der Bundes- 
republik erstmals massenhaft auf der Straße 
und haben gegen die atomare Wieder- 
bewaffnung der Bundeswehr protestiert. Die 
ersten großfen Demonstrationen, der Beginn 
der APO, wenn man so will, hat vor vierzig 
Jahren stattgefunden. Das hat dann zehn 


Jahre gedauert, bis das richtig massiv da war 


und heute ist es wieder weg. Ich bedauere 
das nicht, es wird auch wieder kommen, 
aber das ist so kurz gefaßt die Entwicklung 

. und was ich jetzt da mit dem »Wespen- 
nest« gemacht habe, da weiß ich nicht, ob 
das was taugt. Ich schreib das jetzt mal so 
vor mich hin, weil ich es ziemlich peinlich 
finde, daß ich nichts mehr veröffentliche, 
deshalb mache ich das auch, ob das was ist, 
weiß ich nicht. Ob das, was da jede Woche in 
der JunGLE Wort erscheint und der Rot- 
buchverlag publiziert‘, mehr ist als ein Spiel 
mit Material, weiß ich noch nicht. Der poli- 
tische Glaube, diese Hoffnung, die wir ab 
spätestens Mitte der 60er Jahre gehabt haben 
und auch knapp zwanzig Jahre gehabt 
haben, muß weg sein, jedenfalls für jeman- 
den meines Alters. 


Ich habe noch ein Zitat ausgegraben: 
»An einem bestimmten Punkt trat eine 
Enttäuschung mit den 68ern ein. Wir 
hatten damals das Gefühl, daß sie eigent- 
lich kunst- und literaturfeindlich seien. 
Und das war uns unbegreiflich, weil wir 
sagten, ohne uns, ohne das, was wir vor- 
gedacht hatten, gäbe es die doch gar 
nicht!« (TAZ vom 13. Juli 1989) 

Das habe ich geschrieben, ich wußte gar nicht, 

daß ich je für die TAZ schreiben durfte. 


Das ist im Zusammenhang einer Veran- 

staltung gefallen ... 

Es ist glaube ich so, daß ich erst letzten 
Herbst eine kleine Glosse für die TAZ schrei- 
ben durfte. Davor sind sie nicht zu mir 
gekommen und danach auch nicht mehr. 
Und ich kannte viele aus der Anfangsgenera- 
tion, die zur TAZ gegangen sind und wir 
waren uns immer unsympathisch. Das Zitat 
wundert mich auch etwas. Diese Meinung 
wurde vertreten, aber von anderen, zum Bei- 
spiel von meinem Freund Nikolas Born. Er 
hatte immer diese Angst, die 68er hätten 
etwas gegen die Kunst und die Kultur. 
Natürlich so Leute wie Peter Schneider, der 
sowieso nie auch nur ein nennenswerter 
Autor gewesen ist, als Essayist ist er ja noch 
katastrophaler, kann man ja gelegentlich im 
Spiegel nachlesen, so einer fing dann plötz- 
lich an: Wir gehen jetzt in die Fabrik und 
machen nur noch politische Arbeit, Kunst ist 
nur etwas für die Herrschenden und ihre 
Mitläufer und denen wollen wir nicht in die 
Hände arbeiten. Natürlich sagten Leute so 


etwas, aber auf der anderen Seite ist mir 


nicht bekannt, daß durch die 68er eine nen- 
nenswerte Verschlechterung der Literatur 
stattgefunden hätte. Die war vorher nicht 
besonders gut und sie war hinterher nicht 
besonders gut und während dieser Zeit auch 
nicht. Ich glaube, das waren eher zwei 
getrennte Paar Schuhe. Die haben sich ja 
dafür nicht interessiert, das 
stimmt schon. Was ich natürlich habe sagen 


überhaupt 


wollen, ist, daß es so einen Vorlauf gegeben 
hat, in den sich Leute innerhalb der ästheti- 
schen Arbeit, der Kunstproduktion betätigt 
haben, die gemeint haben, durch die Kunst 
könnte eine Desinfektion des herrschenden 
Wanzenbetriebs stattfinden. Oder die mit 
dem Mittel der Kunst gegen den Wanzenbe- 
trieb angemalt, angeschrieben haben. Ich 
denke schon, daß es für einen Künstler, der 
schon zehn Jahre lang mit der Kunst ver- 
sucht, gegen den Muff anzuarbeiten, etwas 
deprimierend oder ernüchternd war, zu 
sehen, wenn da vom Campus aus nach ein 
paar aufreizenden Reden plötzlich Zehntau- 
sende über den Damm marschieren und der 
Staat ins Wanken zu geraten scheint. Die 
Polizisten stehen Schlange und wir Künstler 
zerbrechen uns die Köpfe, arbeiten uns 
dumm und dämlich und kein Mensch hat 
Angst vor uns. 


Das INTERVIEW FÜHRTE INGO STÜTZLE 


Anmerkungen 

I »20 Jahre Deutscher Herbst«: ein einzigartiges literari- 
sches Dokument behördlicher Hysterie und »Sympa- 
thisanten«-Hatz, erzählt vor einem autobiographi- 
schen Hintergrund nach dem Modell von Kafkas 
Prozeß (Klappentext der Ausgabe von 1997). 


2 Am ı0. Juni 98 protestierte er gegen das öffentliche 
Gelöbnis von Bundeswehrsoldaten in Berlin und erin- 
nerte an das Massaker, das die SS an diesem Tag 1942 
in Lidice verübte. 


3 »Das Wespennest« erscheint Anfang 1999 im Rotbuch- 
Verlag. 
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Emanzıpationstusv 


vom Mythos nationaler Befreiung 
zum Wunschbild 


der unberfleckten Guerilla 


»Ich schneid’ mir ein Ohr ab - hr wißt nicht, 
was ich vorhab!« rappten die Fünf Sterne 
deluxe aus Hamburg vor fast einem 

Jahr und legten eine Anspielung auf Van 
Gogh nahe. Weit gefehlt, kann heute 
rückblickend festgestellt werden, es handelte 
sich wohl um den ersten Hinweis auf das 
vor einigen Monaten bei Unrast veröffent- 


lichte Buch »Postfordistische Guerrilla«. 


/ „even through 
such indirect 
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Ausgehend von der These »Das Ziel der 
staatlichen Konstituierung einer Nation ist ei- 
nes der grundlegenden Charakteristika natio- 
naler Befreiungsbewegungen«, unterzieht die 
ebenfalls aus Hamburg stammende Gruppe 
Demontage in ihrem Buch verschiedene Be- 
freiungsbewegungen von der FLN in Algeri- 
en bis zur kurdischen PKK einer kritischen 
Betrachtung hinsichtlich deren emanzipato- 
rischen Gehalts. Neben einer Analyse wie- 
weit die betreffenden Bewegungen bei der 
Umsetzung antipatriarchaler, antikapitalisti- 
scher und antirassistischer Maßstäbe nach 
Meinung der Autoren fortgeschritten sind, 
ist das Hauptkriterium zur Beurteilung des 
progressiven Charakters der Guerillas ihr 
Bezug zur Kategorie Nation. 

Doch schon die Eingangsthese fußt auf ei- 
ner Gleichsetzung von national mit nationa- 
listisch, der es an differenzierenden, analyti- 
schen Zwischenschritten mangelt. Ohne in 
Abrede stellen zu wollen, daß viele Befrei- 
ungsbewegungen verschiedene Formen na- 
tionalistischer Programme verfolgen, ist dies 
einer nationalen Befreiungsbewegung nicht 
zwingend immanent. Der Terminus nationa- 
le Befreiungsbewegung bezeichnet zunächst 
nichts weiter als den territorialen Aktions- 
rahmen, in dem sich eine oppositionelle po- 
litische Kraft gegen ein bestehendes Herr- 
schaftssystem mit dem Ziel der Befreiung 
von demselben formiert. 


Es hätte so schön sein können... 
Zu Beginn des Buches werden die weltwei- 
ten Veränderungen der Rahmenbedingungen 
für Befreiungsbewegungen in den letzten 
zwei Jahrzehnten dargestellt. Der zweite Teil 
ist dem Umgang von Befreiungsbewegungen 
mit diesen Veränderungen gewidmet. Im 
letzten Abschnitt schließlich soll das Ver- 
ständnis von internationaler Solidarität hie- 
siger Solibewegungen diskutiert und eine ei- 
gene Positionsbestimmung versucht werden. 

Das 280-Seiten-Werk stellt also die Be- 
handlung und Klärung wichtiger Fragen in 
Aussicht. Doch bereits der Titel »Postfordisti- 
sche Guerilla« markiert das erste Glied einer 
Kette nicht eingelöster Versprechen. Die ein- 
zelnen inhaltlichen Blöcke stehen leider völ- 
lig ohne Zusammenhang nebeneinander. 
Die Darstellung der Funktionsweise kapitali- 
stischer Produktion und Akkumulation im 
Fordismus kann noch als gelungen bezeich- 
net werden. Dahinter bleibt die Analyse des 
Postfordismus zwar zurück, ist aber den- 


noch brauchbar. Allerdings beschränken sich 
die Autoren auf eine Darstellung von Pro- 
duktionsweisen und Akkumulationsformen 
der beiden Ausprägungen des Kapitalismus. 
Deren Einfluß auf die aus der spezifischen 
Organisationsform der Produktion resultie- 
renden sozialen Strukturen sowie die kultu- 
relle Dimension werden ausgespart. Dies 
wäre jedoch für die gesteckten Analyseziele 
der eigentlich interessante Aspekt gewesen. 

Trotz des löblichen Hinweises, daß Patri- 
archat und Rassismus »ihren materiellen 
Ausdruck in ganz alltäglichen gesellschaftli- 
chen Prozessen« finden — was in neueren De- 
batten zunehmend in Vergessenheit gerät — 
sind beide Themen sehr oberflächlich be- 
handelt worden. Vor allem die pauschalisie- 
rende und eher bürgerlich-feministische 
These, Frauen hätten eine gewisse Rollenver- 
teilung verinnerlicht, hinterläßt ein schales 
Gefühl. Den weiteren Kapiteln ist außerdem 
nicht anzumerken, daß die im ersten Block 
geschilderten Grundlagen einfließen. 

Zugegebenermaßen sind viele Bücher zu 
Postfordismus analytisch schwach, aber hier 
wurde eigentlich mit dem Anspruch das 
Textverarbeitungsprogramm gestartet, poli- 
tische Kriterien für emanzipatorische Ele- 
mente herauszuarbeiten, danach die Taug- 
lichkeit von Befreiungsbewegungen für 
einen »linksradikalen Kosmopolitismus« zu 
beurteilen und ihnen schließlich das Güte- 
siegel »sozialistisch« oder den Stempel »völ- 
kisch« zu verleihen. Allerdings sind schon 
die Parameter zur Auswahl der Länderbei- 
spiele kaum nachvollziehbar. Im Vorwort 
versuchen die Autoren mit »Zeitmangel« zu 
rechtfertigen, warum »den sozialistischen Be- 
freiungsbewegungen Kubas und Nicaraguas« 
kein eigenes Kapitel eingeräumt wurde, ob- 
wohl sich »diese erfolgreichen Bewegungen 
staatlich organisieren mußten.« 

Das Argument des Zeitmangels verwun- 
dert ein wenig, denn gänzlich unbedeutend 
waren diese Bewegungen für hiesige Politik 
— sowie für den Versuch einer Erneuerung 
sozialistischer Politik — ja nicht. Das sehr in- 
teressante Beispiel Südafrika und die dorti- 
gen aktuellen politischen Kräfteverhältnisse 
(beispielsweise ANC, Gewerkschaftsverband 
COSATU, Basisorganisationen, KP etc.) wird 
in arroganter Manier »erläutert«, so daß es 
einem kalte Schauer über den Rücken jagt: 
»Eine postfordistische Guerilla kann sich für 
das Mitkonkurrieren entscheiden, für das ge- 
genseitige Unterbieten von Peripherie-Staaten 


in den Ausbeutungsbedingungen (...). In diese 
Richtung tendieren der ANC, die Sinn Fein 
(...)«. 

Angesichts dieser Auslassungen ist es völ- 
lig unverständlich, wie Korsika und die dort 
werkelnde FNLC dazu kommen, ein eigenes 
Kapitel zu erhalten. Hatte Korsika jemals ir- 
gendeine Bedeutung für linke Politik hier? 

Andere Länderbeispiele, wie etwa das 
Baskenland, enthalten eine Unzahl sachlich 
falscher Behauptungen und wenn man die 
Kapitel über Mexiko und Kurdistan mitein- 
ander vergleicht, wird deutlich, wie wenig 
objektiv die Kriterien der Autoren sind und 
wie ideologisch letztlich ihre Herangehens- 
weise ist. 


Blinde Flecken 
Das politische Programm der kurdischen 
PKK dient der Autoren-Jury als Protobei- 
spiel für nationalistisch-völkische Tenden- 
zen in Befreiungsbewegungen. Die in Chiapas 
agierende EZLN hingegen gilt aufgrund ih- 
rer sozialistischen Ausrichtung als Vorzeige- 
guerilla. Zwanzig Seiten des Buches be- 
schreiben dezidiert die Auswirkungen der 
Kontinuitäten des spanischen Kolonialismus 
auf die indigene Bevölkerung, die Knebel 
des US-Imperialismus sowie die aktuellen 
politischen, ökonomischen und sozialen 
Rahmenbedingungen in Chiapas und Mexi- 
ko, um den positiven Bezug der Zapatisten 
auf die mexikanische Nation als lediglich 
strategisch zu erklären. Der einleitende Teil 
über den kurdischen Befreiungskampf hin- 
gegen umfaßt knapp zwei Seiten. Das Kapi- 
tel beginnt mit der Feststellung, daß der 
Schwerpunkt bei der Auseinandersetzung 
mit der PKK nicht auf der »Darstellung des 
Horrors der türkischen Kolonialpolitik, son- 
dern auf der Beschränktheit der praktischen 
Politik und der Ideologie der PKK« liegen 
wird. Unter weitgehender Ausblendung also 
des türkischen Kolonialismus und Vernich- 
tungskrieges in Kurdistan wird der PKK als 
nächstes — auch historisch — jegliche sozia- 
listische Programmatik abgesprochen. Die 
PKK habe zwar, so die Autoren, zu Beginn 
ihrer Guerilla-Kampagne auch gegen die 
kurdischen (Aghas) 
gekämpft, sie allerdings als Kompradoren- 


Großgrundbesitzer 


bzw. Agentenklasse der türkischen Kolonial- 
macht analysiert und damit auch Klassen- 
widersprüche innerhalb der kurdischen Ge- 
sellschaft primär als Ausdruck 
nationalen Unterdrückung interpretiert. Die 


einer 
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Autoren kommen zu dem Schluß: » Von ihrer 
programmatischen Ausgangslage her hatte die 
PKK trotz ihrer Selbstbezeichnung als Arbeı- 
terpartei niemals eine klassenkämpferische 
Basis, sondern knüpfte als anti-koloniale Kraft 
vielmehr an eine antiimperialistische Traditi- 
on orthodox-leninistischer Prägung an«. Es 
zeugt von gesteigertem Eurozentrismus, ei- 
ner Befreiungsbewegung, die aus einem ak- 
tuell und real kolonialem Unterdrückungs- 
verhältnis heraus agiert, vorzuhalten, in 
ihrer Analyse spiele das antikoloniale Ele- 
ment eine größere Rolle als das klas- 
senkämpferische. 

Ohne Zweifel sind viele Reden und Erklä- 
rungen des PKK-Kommandanten Abdullah 
Öcalan nationalistisch aufgeladen und kriti- 
sierenswert. Die folgende Aussage stammt al- 
lerdings nicht von ihm, sondern vom Spre- 
cher der EZLN, Subcommandante Marcos: 
»Das (internationale) Finanzkapital besitzt 
ausschließlich Zahlen auf Bankkonten. Und in 
diesem Spiel wird das Konzept der Nation 
ausgelöscht. Daher muß ein revolutionärer 
Prozeß ansetzen bei der Wiedererlangung des 
Konzeptes der Nation und des Vaterlandes 
(...). Der Neoliberalismus trifft nicht nur die 
Ärmsten, sondern verdrängte auch wichtige 
Sektoren der mexikanischen Unternehmer«. 
Zum einen fällt es nach der Lektüre dieser 
Sätze schwer, nachzuvollziehen, was die 
Gruppe Demontage unter strategischem Be- 
zug zur Nation bei den Zapatisten versteht. 
Zum anderen beinhaltet die Unterscheidung 
in gute (nationale) Unternehmer einerseits 
und zerstörerisches (internationales) Fi- 
nanzkapital andererseits den Glauben an 
den »aufrichtigen, hart arbeitenden, natio- 
nalen Kapitalisten« und reproduziert gleich- 
zeitig ein antisemitisches Stereotyp, das kei- 
ne realen Juden braucht: die Verschwörung 
des raffenden internationalen Finanzkapi- 
tals. Und das, wo Antisemitismus doch laut 
Demontage ein konstituierendes Merkmal 
der PKK ıst? 

Die ideologische Abgrenzung gegenüber 
der kurdischen Befreiungsbewegung ließ die 
Gruppe Demontage auch nicht vor der In- 
strumentalisierung antipatriarchaler Kämp- 
Während der 


Frauenanteil bei den kämpfenden Einheiten 


fe zurückschrecken. hohe 


der Zapatisten als Beweis für eine stark anti- 
patriarchale Ausrichtung gilt (was unzwei- 
felhaft der Fall ist), wird die Existenz der 
Frauenarmee Yajk im kurdischen Befreiungs- 


kampf v.a. mit dem Bestreben der PKK be- 
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gründet, ein möglichst großes Potential an 
KämpferInnen zu rekrutieren. Anschließend 
wird die feministische Seele mit Spekulatio- 
nen auf Stammtischniveau gequält: in ge- 
schlechtersegregierten Gesellschaften wie 
der kurdischen würden reine Frauenorgani- 
sationen die Segregation weiter reproduzie- 
ren und kämpfende Fraueneinheiten seien 
lediglich deshalb gegründet worden, weil die 
kurdischen Männer sich nicht von Frauen 
befehlen lassen wollten. Wo auf dieser Welt 
gefällt es Männern, sich von Frauen Befehle 
erteilen zu lassen, muß es durch jeden Kopf 
schießen, der das Wort Patriarchat nicht mit 
einer Sportsalbe verwechselt. Auch bei den 
Zapatistinnen ist die Partizipation von den 
Frauen hart erkämpft worden. 

Die PKK ist in den Augen der Gruppe 
Demontage jedoch nicht nur völkisch- 
nationalistisch, antisemitisch und patriar- 
chal-autoritär, sondern biedert sich auch bei 
den Islamisten an. Als deutlichsten Ausdruck 
dessen werten die Autoren das durch die 
PKK ausgesprochene Verbot des Alkohol- 
konsums. Doch auch in den zapatistischen 
ist Alkohol Drogenge- 
brauch untersagt, ebenso wie in vielen indi- 


Gemeinden und 
genen Flüchtlingsgemeinden Guatemalas. 
Ausgegegangen ist die Forderung nach einem 
Alkoholverbot von Frauenorganisationen, 


weil die Gewalt gegen Frauen und Kinder 
nach dem Alkoholkonsum der Männer stark 
zunahm. 

Es soll hier nicht darum gehen, der EZLN 
und die PKK politisch aufzuwerten, sondern 
darum, den Diskurs der AutorInnen zu ver- 
deutlichen, mithilfe dessen »gute« und »bö- 
se« Guerrillas konstruiert werden. 


Halbe Wahrheiten 
Der Teil zum Baskenland bleibt im wesentli- 
chen 1988 stehen (bis auf knapp erwähnte, 
einzelne Ereignisse). So heißt es, daß HASI 
(Herriko Alderdia Sozialista Iraultzailes) — 
unter den verschiedenen Gruppen des Wahl- 
bündnisses Herri Batasuna — »ideologisch 
einflußreich« sei: »Die Sozialismusvorstellung 
von HASI ıst an der Sowjetunion (und deren 
Nationalıitätenpolitik) sowie seit dem Ende 
der UdSSR verstärkt an Kuba ausgerichtet, 
was sich besonders auf die sozialistische 
Jugendorganisation in Herri Batasuna, Jarrai, 
auswirkt.« Abgesehen davon, daß die »sozia- 
listische Jugendorganisation« Jarrai einige 
Seiten später als unpolitischer und nationa- 
listischer Macker-Randale-Verein dargestellt 
wird, stört sich Demontage auch nicht an 
der historischen Tatsache, daß es HASI in 
dieser Form bereits seit 1991 nicht mehr gibt 
- und zwar weil eine Organisierung als so- 
zialistische Kaderpartei nicht mehr für sinn- 
voll erachtet wurde. 

Der von Demontage durchgängig ge- 
brauchte Begriff »MLNV« (Baskische natio- 
nale Befreiungsbewegung) wurde ebenfalls 
vor einigen Jahren abgelegt. Vorausgegangen 
waren Debatten darüber, daß unter den ver- 
änderten Umständen solch eine monbolithi- 
sche Beschreibung nicht mehr brauchbar 
sei. Statt dessen wurde der Begriff »Izquier- 
da Abertzale« eingeführt. Aufgrund der übli- 
chen Übersetzungsschwierigkeiten unglück- 
lich als »patriotische Linke« übersetzt, ist 
unter »Abertzale Linke« der »sozio-poli- 
tische Rahmen« der Veränderung zu ver- 
stehen. Gemeint ist ein großes Konglomerat 
von sozialen Bewegungen, Jugend- und Frau- 
enorganisationen und 
Lesbengruppen, Totalverweigerern und links- 
radikalen Zirkeln. 

Die von Herri Batasuna und Umfeld seit 
1992 intensiv geführten Debatten entgehen 
Demontage komplett. Bei diesen Debatten 
schälte sich als Selbstkritik vor allem heraus, 


daß die »Abertzale Linke« lange Zeit zu sehr 


sowie Schwulen- 


auf ETA und Verhandlungen geschielt habe. 


Es sei aber nicht überzeugend, auf den Tag X 
zu warten, sondern man müsse »Euskal Her- 
rıa jetzt schon aufbauen«. Die Bildung eines 
Netzes aus politischen, sozialen und ökono- 
mischen Strukturen und Organisationen 
mit der Perspektive eines gemeinsamen Pro- 
Jektes wurde dafür als unabdingbar erachtet. 

Ein Blick in die im Sommer 1998 von der 
spanischen Justiz geschlossene Tageszeitung 
EGIN hätte genügt, um festzustellen, wie 
durchgreifend die Öffnung der baskischen 
Linken ist. Dort wurden in den letzten Jah- 
ren nicht nur verschiedenen sozialen Bewe- 
gungen regelmäßig eigene Seiten zur Verfü- 
gung gestellt (auch VertreterInnen von 
SOS-Rassismus publizierten darin häufig - 
entgegen der Behauptung von Demontage, 
Rassismus sei im baskischen Befreiungs- 
kampf kein Thema) und linken Positionen 
von Toni Negri bis Sacco und Vanzetti Raum 
gegeben, sondern auch kritische Beiträge zur 
ETA abgedruckt. Die Demontage-Praxis der 
halben Wahrheiten lassen neuere Entwick- 
lungen im Baskenland - wie das Wiederer- 
greifen der politischen Initiative durch die 
Abertzale Linke und die bei den letzten 
Wahlen hinzugewonnenen 70.000 Stimmen 
- unerklärlich erscheinen. 


Auch historisch wird unterschlagen, ge- 
bogen und verdreht, bis alles wieder paßt. In 
den Ausführungen zu den ETA-Abspaltun- 
gen bleibt unerwähnt, daß die 1967 ausge- 
schlossene ETA-Berri eine maoistische Aus- 
richtung besaß und gegen 
nationale Unterdrückung nicht jedoch ge- 


sich zwar 
gen Assimilation aussprach. Die aus ETA- 
Berri entstandene EMK und die trotzkisti- 
sche LKI versuchten einige Jahre auf 
gesamtspanischer Ebene gemeinsam mit 
ihren Pendants zu agieren, bevor sie sich 
wieder auf das Baskenland als »Kampfter- 
rain« bezogen. Die mittlerweile aus einer 
Fusion von EMK und LKI entstandene kom- 
munistische Zutik leisten immer wieder 
wichtige Beiträge zur Debatte im Basken- 
land und kritisieren HB und ihr Umfeld zu- 
weilen massiv. Trotz aller Kritik ist Zutik ak- 
tuell sogar Bestandteil des von HB ins Leben 
gerufenen Wahlbündnisses EH. 

Getrieben von dem Zwang, ETA und der 
baskischen Linken unablässig einen »klas- 
senverwischenden Nationalismus« unterzuju- 
beln, wird sich auch nicht die Mühe ge- 
macht genauer hinzusehen, wer laut ETA 
Subjekt des Befreiungsprozesses sein soll. Da 
heißt es nämlich seit 1967, dies sei das Pue- 
blo Trabajador Vasco (PTV), d.h. alle im 
Baskenland ihre Arbeitskraft verkaufenden 


Menschen. 


Rettet den Wald! 
Das Buch wird weder seinem Anspruch ge- 
recht, eine fundierte Analyse nationalisti- 
scher Elemente in Befreiungsbewegungen zu 
liefern, noch thematisiert es ernstzuneh- 
mende Möglichkeiten für Linke, sich nicht 
auf einen nationalen Rahmen zu beziehen. 
Das größte Problem liegt allerdings darin, 
daß die AutorInnen im Grunde keine analy- 
tische Unterscheidung zwischen imperiali- 
stiichem Nationalismus (wie dem Deut- 
schen) und den verschiedenen Formen von 
Befreiungsnationalismen vornehemn. 
Gleichfalls weitgehend unerwähnt bleiben 
die sozialen Forderungen der durchgecheck- 
ten Befreiungsbewegungen. Der inflationäre 
Gebrauch des Begriffes Postfordismus steht 
im Falle der Gruppe Demontage leider auch 
nicht für die Befähigung, ausgehend von der 
Analyse dieser (post-) modernen Form des 
Kapitalismus, zeitgemäße linke Handlungs- 
möglichkeiten zu entwerfen. 

Aber postfordism sells und peppt aufßser- 
dem frustrierte Antiimps modisch auf. In 


den beiden letzten Kapiteln »Steckenpferde 
und Untiefen der deutschen Soliszenen« und 
»Was machen wir — oder: Wie wär's mit Welt- 
kommunismus« findet sich außer buntge- 
mischte Erkenntnisfetzen aus den Debatten 
vergangener Jahre und einer Menge allge- 
meinem Blabla vom linken Wunschzettel an 
das Christkind kein brauchbarer Ansatz. Ein 
unverständlicher Bezug zu Friedrich Engels 
(der ja sogar von »geschichtslosen und hi- 
storischen Völkern« sprach) wird plötzlich 
aus dem Hut gezaubert und ein schwammi- 
ger »Kosmopolitismus« vorgeschlagen. 

Wie viele Bäume könnten noch leben, 
wenn dieses Buch nicht erschienen wäre? 
Zumal ja die deutsche Papierindustrie in im- 
perialistischer Art und in Verbindung mit 
den nationalen Bourgeoisien armer Staaten 
die Waldbestände ausbeutet und ein rassis- 
tischer Verhältnis zur dortigen Bevölkerung 
hat. Aber vielleicht war es ja trotzdem ein 
wichtiger Schritt. Denn wer »seinen« Wald 
verteidigt ist natürlich auch irgendwie Na- 
tionalist und das ist ja schon scheiße. 


STEFANIE KRON / DARIO AZZELLINI 


Now then, 
on to more serious 
matters... 


(Kurz)rezensionen 


e w 2 
iv Mir en 
ui - . 1 er alııd! ‘ \ u! I* ale 
KL 2 y en il IT Kit: N HN 9e, VARE En 

Kr, i . 

Min r. 


/1 /| ARRANCA! 


| 


»Die Spur nach Feuerland« 
Ein roter Philippe Marlowe 

von Luis Sepülveda 
Daß die Verlage Libertäre Assoziation/ 
Schwarze Risse ein für einen linken Klein- 
verlag bemerkenswertes literarisches Pro- 
gramm besitzen, dürfte sich inzwischen her- 
umgesprochen haben. Während die Namen 
Nanni Balestrini, Mauricio Rosencof und 
Paco Ignacio Taibo II in Deutschland jedoch 
nur KennerInnen romanischsprachiger Lite- 
ratur und Linken ein Begriff sind, ist der 
nun bei VLA verlegte Luis Sepülveda auch 
hierzulande ein renommierter Autor. Es ist 
sicher kein Zufall, daß sich größere Verlage 
um »Die Spur nach Feuerland« nicht gerade 
gerissen haben, denn das Buch erzählt die 
Geschichte eines gescheiterten Revolutio- 
närs, und so viele linke Altlasten möchten 
die Großverlage denn doch nicht mit sich 
herumschleppen. 

Der aus Chile stammende Luis Sepülveda 
hat im spanischsprachigen Raum das Image 
des Vagabunden-Schriftstellers. Seine Ro- 
mane handeln von umherschweifenden Hel- 
den oder gleich vom Reisen. Außerdem ge- 
hört er zu dem Kreis der roten 
Krimi-Autoren um den Mexikaner Taibo, 
die den (paradoxes Farbenspiel) Schwarzen 
Krimi von Chandler oder Malet politisch 
neu aufgeladen haben. Wenn man das weiß, 
birgt die Geschichte von »Die Spur nach Feu- 
erland« nicht allzu viele Überraschungen. 
Ein in Deutschland im Exil lebender Chile- 
ne, der sich an der Reeperbahn als Türsteher 
durchschlägt, wird von einer Versicherungs- 
gesellschaft angeheuert, dem Verbleib eines 
Goldschatzes in Patagonien nachzuforschen. 
Die Münzen sind Teil eines von Nazis 
geraubten jüdischen Privatvermögens und 
gelangen über einen fahnenflüchtigen deut- 
schen Soldaten 1941 nach Argentinien. Doch 
auf der Spur der Goldmünzen ist nicht nur 
der Exilant und Ex-Guerillero Juan Belmon- 
te, der zu dem Auftrag mehr oder weniger 
5°zwungen wird, sondern auch eine hängen- 
gebliebene Stasi-Seilschaft, die den Sprung 
in die Marktwirtschaft auf ihre Weise zu 
vollziehen versucht. 

50 entsteht eine kleine Verfolgungsjagd, 
in die sich zahlreiche andere Stränge hinein- 
weben: eine Abrechnung mit dem Partei- 
kommunismus und den Säuberungen gegen 
die Linke (vor denen Belmonte schon in den 
Soern aus Nicaragua fliehen mußte), eine 
kleine Liebeserklärung an den unerträglich 


kalten patagonischen Süden, die Melan- 
cholie des gescheiterten Revolutionärs und 
einige wirklich witzige Passagen über den 
Gemütszustand der Deutschen, für die ein 
Schwarzkopf immer ein Türke ist und am 
besten sofort zu verschwinden hat. 

Wie so oft bei Krimis bleiben die Per- 
sonen etwas schemenhaft, man hat den Ein- 
druck, die Geschichte hätte einen längeren 
Reifungsprozeß verdient gehabt, aber so sind 
Krimis nun einmal. Der Charakter des Ich- 
Erzählers Juan Belmonte bleibt einem auf 
jeden Fall in Erinnerung. Manchmal erin- 
nert er stark an den zigarettenrauchenden 
Philippe Marlowe, doch dann ist er wieder 
ganz der von Melancholie gequälte ewige 
Verlierer, der auch nach 30 Jahren nicht auf- 
geben will. La lucha sigue, Companero Bel- 
monte! 

RAZ 


Luis SEPÜLVEDA: »Die Spur nach Feuerland«, 
Verlag Libertäre Assoziation/Schwarze Ris- 
se/Rote Straße 


Zwischen Schreibtisch und Straßen- 
schlacht? 
»Zwischen Schreibtisch und Straßenschlacht? 
Anarchismus und libertäre Presse in Ost- und 
Westdeutschland« (K&O Wissenschaft) hat 
Bernd Drücke seine Doktorarbeit genannt. 
Auf 640 Seiten will er darin Thesen nachge- 
hen wie: «Die seit 1968 in der Bundesrepublik 
und von 1986 bis zur Auflösung am 3. Oktober 
1990 in der DDR herausgebrachten neoliber- 
tären Zeitschriften haben mehr zu den gesell- 
schaftlichen Auseinandersetzungen und Um- 
brüchen in der Bundesrepublik und DDR 
beigetragen, als das heute der Allgemeinheit 
bekannt ist bzw. von ıhr wahrgenommen 
wird«, dazu klärt er im theoretischen Teil 
erst einmal einige grundsätzliche Fragen zu 
Anarchismus und mogelt sich auch nicht 
um so schwierige, komplexe und dennoch 
entscheidende wie 
„Sind ‘die Autonomen’ und ihre Medien liber- 


Knackpunkte herum 


tär?“ Die restlichen 500 Seiten sind dann 
schließlich 
geordneten 
aller Zeitungen und Zeitschriften, die Bernd 
Drücke für libertär hält. Dabei besticht vor 
allem die Schärfe der Analysen, der selbst die 


aufgefüllt mit chronologisch 


akribischen Beschreibungen 


Arranca! und die Gruppe F.e.l.S. nicht ent- 
rinnen kann: »Sie ging 1993 aus der bis dahin 


autonomen Gruppe Heinz Schenk hervor. 
Nachdem in Arranca! Nr.6 (Frühling, S.58ff) 
ein Interview der Redaktion mit dem spani- 
schen Anarchisten Abel Paz abgedruckt wor- 
den war und die Gruppe f.e.l.s. im Frühjahr 
1996 ihren Austritt aus der kommunistisch 
dominierten Antifaschistischen Aktion/- 
Bundesweite Organisation (AA/BO) erklärte, 
zeichnete sich eine Annäherung an libertäre 
Positionen ab.« Wirklich beeindruckend, wie 
es Bernd Drücker gelingt die historischen 
Wendepunkte der Arranca! auszumachen. 
Ein in jeder Hinsicht unverzichtbares Buch 
für jedeN, der/die einen Gesamtkatalog der 
»libertären Presse« schreiben will. 
DNA 


BERND DRÜCKE, Zwischen Schreibtisch und 
Straßenschlacht? Anarchismus und libertäre 
Presse in Ost- und Westdeutschland, K&O 
Wissenschaft, 59,30 DM 


Migration und Rassismus 
In der Reihe des Verlags PapyRossa ist 
»Migration und Rassismus. Die Einwander- 
ungsdebatte in den USA« von Michael Schül- 
ting erschienen. Der Autor bietet darin 
zunächst eine kurze und übersichtliche Dar- 
stellung der Migration in die USA und der 
gesellschaftlichen Interessensgegensätzen im 
Spiegel der Einwanderungspolitik. Darauf 
aufbauend untersucht er die verschiedenen 
Facetten des Einwanderungsdiskurses, den 
Einfluß der Einwanderungsgegner auf die 
Politik und Elemente aus Rassismus, Rechts- 
extremismus, religiösen Fundamentalismus, 
nationalem Ordnungswahn und Nativis- 
mus. Ein spannendes Buch, die materiali- 
stisch fundierte und auch historisch erläu- 
ternde Herangehensweise überzeugt. 
Schade, daß die Untersuchung 1996 aufhört. 
Ningun ser humano es ilegal. 
DNA 


MICHAEL SCHÜLTING, Migration und Rassis- 


mus. Die Einwanderungsdebatte in den USA, 
PapyRossa Hochschulschriften, 28,- DM 
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Zwischen: Berichte 

Im Mai 1997 fand in Zürich eine Ver- 
anstaltungsreihe zur bewaffneten und mili- 
tanten Politik der Linken in Deutschland, 
Italien und der Schweiz statt. Die Gruppe 
aus der Roten Fabrik, die damals die Reihe 
organisierte, hat nun unter dem Titel »Zwi- 
schen: Berichte« ein Buch dazu herausgege- 
ben. Darin finden sich zahlreiche Texte und 
einige transkribierte Diskussionen mit 
Beteiligten. Interessant sind besonders die 
Texte aus und zu Italien und über die 
Schweiz (zumindest in Deutschland ist ja 
sonst nicht viel darüber zu erfahren). Die 
lange erhoffte »Aufarbeitung« (vor allem 
den bewaffneten Kampf in Deutschland 
betreffend) ist es nicht geworden. Doch die 
Unmöglichkeit über ein gewisses Maß hin- 
aus verschiedene Fraktionen an einen Tisch 
zu bringen, hatte sich schon während der 
Veranstaltungsreihe gezeigt, so daß es den 
Herausgebern kaum vorzuwerfen ist, dies im 
Buch auch nicht bewerkstelligt zu haben. Es 
ist also ein weiteres Teil des Puzzles gewor- 
den, das sich jedeR Interessierte selbst 
zusammensetzen muß. 


DNA 


Zwischen: Berichte von IG Rote Fabrik (Hg.), 
ID Verlag 


»1968« 
»...und dann hole ich gnadenlos 
von Paco Ignacio Taibo Il 
Funken aus der Tastatur...« 


Manchmal haben Wahlkampfjahre ja auch 
ihr Gutes. So blieb das Jubiläum »30 Jahre 
1968« vor lauter Wechsel ‘98 beinahe unbe- 
achtet, und uns das taz-Gerede von der »Wir 
haben sie ja so gut geliebt«-Revolte weitge- 
hend erspart. 

Daß Erinnerungen 
nicht immer etwas mit nachträglichem Zu- 
rechtrücken, peinlicher Selbstbeweihräuche- 
rung und oberflächlichen Bemerkungen 


autobiographische 
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zum Aufkommen von Indienklamotten zu 
tun haben müssen, zeigt das bei VLA/ 
Schwarze Risse erschienene »1968 Gerufene 
Helden« von Paco Ignacio Taibo II, für mei- 
nen Geschmack das Buch überhaupt des 
vergangenen Jahres. »1968« ist nämlich nicht 
nur ein interessantes Experiment — ein auto- 
biographischer Artikel steht unvermittelt 
neben einem Kurzroman, was die Subjek- 
tivität von Geschichtsschreibung allgemein 
verdeutlichen soll -, sondern auch hervorra- 
gend geschrieben. Nur im »Fahrrad des Leo- 
nardo Vinci« findet Taibo eine vergleichbar 
dichte Sprache wie im ersten Teil von 
»1968«. 

Der autobiographische und bereits 1988 
verfaßte Teil des Buchs erzählt von Taibos 
persönlichem 1968: von der Entwicklung der 
Schüler- und Studentenbewegung im Früh- 
jahr, der Aufbruchsstimmung, die ausge- 
hend von den Schulen die Gesellschaft 
erfaßte, dem berüchtigten Massaker der 
Armee auf dem Platz von Tlatelolco, der 
Fortführung des illegalen Widerstands und 
dem allmählichen Abbröckeln der Bewe- 
gung. Das Bild, das Taibo da zeichnet, ist 
eine intensive Mischung aus Hoffnung, 
Euphorie, Wut, Depression und Schuld- 
gefühlen. Wer nur den Hauch einer nostalgi- 
schen Ader besitzt, wird hier auf seine 
Kosten kommen - allerdings ohne den Bei- 
geschmack des »Früher-war-alles-Besser«. 
Wunderschön! 

Der zweite Teil des Buches, der Kurzro- 
man »Gerufene Helden«, bleibt etwas dün- 
ner, skizzenhafter. Die Erzählung spielt im 
Jahr ‘69, als die Bewegung schon zerschlagen 
ist. Ein schwerverletzter Protagonist der 
Revolte ruft im Krankenhaus verzweifelt die 
Helden seiner Kindheit zu Hilfe: den malayi- 
schen Piratenrebellen Sandokan, den Taibo- 
LeserInnen schon aus »Vier Hände« kennen, 
die vier Musketiere, Wyatt Earp und natür- 
lich den drögen Sherlock Holmes, um nur 
ein paar zu nennen. Die »gerufenen Helden« 


zögern nicht, am revolutionären Komplott 
»zur Eroberung der Macht« teilzunehmen. 
Eine klasse Idee, die Taibo hier hatte. 
Großartig an »1968« ist wieder einmal, 
Taibo den romantisch-poetischen 
Gehalt der Revolte verteidigt. Er schafft es, 
die Tragik dieses historischen Augenblicks 
zu transportieren, 


wie 


ohne deswegen in 
Jämmerlichkeit zu verfallen. Immer wieder 
bricht er mit ironischen Anekdoten und sei- 
ner anarchischen Erzählstruktur den Cha- 
rakter der Geschichte und genau dadurch 
vermittelt sich etwas, was letztlich den Kern 
jeder Rebellion ausmacht, nämlich daß nir- 
gends so intensiv gelebt wird wie im Auf- 
stand und zwar in jeder Hinsicht: drama- 
tisch, existenziell, voller Angst und doch 
ziemlich witzig. 

Wenn man Taibo liest, spürt man Nieder- 
lage und Trauer ebenso wie die Überzeu- 
gung, daß es sich lohnt, weiterzumachen. Es 
ist zwar nicht unbedingt Aufgabe guter Lite- 
ratur, LeserInnen handlungsweisend den 
Rücken zu stärken, aber wenn sie es macht, 
ist auch nichts dagegen zu sagen. 

Taibo schafft es spielend. »Manchmalk«, 
schreibt er am Ende des ersten Teils, »ent- 
decke ich, daß wir wohl dazu verdammt sind, 
Gespenster von 68 zu sein. Nun gut, was ist 
das Problem? Lieber Grafen Dracula des 
Widerstandes als monströse PRlisten von 
Frankenstein oder der Moderne, sage ich mir. 
Und dann hole ich gnadenlos Funken aus der 
Tastatur, Bengalische Lichter, Erinnerungen, 
die manchmal schmerzen und öfter das 
Lächeln zum Vorschein bringen; und ich sehne 
mich nach jenem Sinn für Humor, vermisse 
jene verlorene Intensität, die dich die Schatten 
fürchten ließ, jenes Gefühl der Unsterblichkeit, 
jenes andere Ich aus jenem unendlichen Jahr.« 

Bengalische Lichter — es stimmt wirklich. 
Unbedingt lesen! 


RAZ 


TAıBo II, Paco IGNAcIO: »1968 Gerufene 
Helden — Ein Handbuch zur Eroberung der 
Macht«, Verlag Libertäre Assoziation / 
Schwarze Risse / Rote Straße 


Bislang erschienen: 
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Jobberinitiative/Rückblick auf die 80er Jahre - Interview mit Elke Breitenbach von der HBV Nr.11: BE -EI@ Er tan 112 1602:2 91) 
Neoliberalismus Il Realistische Utopie statt Utopischer Realität - 1997 Welche Chancen hast 
du? — Marco Revelli « Knastbesuch bei Benjamin Ramos Vega — Reportage Nr.12: Umstruktu- 
rierung | Aufgeräumt, umgeräumt, weggeräumt: Frauen und sozialräumliche Polarisierung der 
Stadt - »Wir kämpfen für unser Recht auf einen Platz zum Leben« + Vertreibung in Süd-Korea + rw ap ron Au TaRrEr en 
Was nicht geschrieben steht — Klaus Viehmann über 1977 und Inge Vietts Buch Nr.13: Umstruk- 
turierung II Das neue Gesicht der Stadt - zum postfordistischen Städtebau - Täter, Opfer, 
Immobilienmärkte — Gentrification in Ost-Berlin « Interviews: Manuel Perez, ELN (Kolumbien) / 
Freundeskreis / Sans Papiers « Zwischen Zagreb, Belgrad und Sarajewo — Reportage + Paco Taibo 
Il = Zugfahren in Deutschland Nr.14: UnderPressure Repression - Perspektiven eines schwieri- 
gen Begriffes - Was Antonio Gramsci mit Star Wars zu tun hat (oder auch nicht) + Richten heißt 
abrichten — Vom Strafen, Disziplinieren und Kontrollieren (nach Foucault) » In contact with the 
spirit Of power — zu New Age und zur ideologischen Modernisierung von Herrschaft + Selbstorga- 
nisierung oder »Contra« — Anmerkungen über die »Demokratie« und den Wahlsieg von Cärdenas 
in Mexico-Stadt - Aus unserem schönen Dorf — (Kurz)geschichte von R. Zelik Nr.15: Heimat- 
kunde Trapped - Antideutsche in der Ideologiefalle « »Wir sind unpolitisch« - Braune Zonen und 
der Kampf um die Normalität - Nation — Theoriewegweiser + Die Goldenen Zitronen — Interview 
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Interview mit DJ) Mahmut & Murat G u 


Die Artikulation von Migrantinnen wird seit 


einigen Jahren auch im herrschenden Blick 


interessiert zur Kenntnis genommen, 


| 
| 
| 
| 
| 
solange sie als multikulturelle Bereicherung |! 
des Eigenen und als Versuch von Integration | 
| 
des Anderen gedreht werden kann. | 
| 
Die Konstruktion des Fremden bildet den | 
Boden des Checks, ob die Repräsentation 
des Anderen für die Selbstbestätigung west- 
licher Toleranz brauchbar ist oder sich dieser 
verweigert und ausgeschlossen bleibt. Ob 
als Problem, Opfer, Störung oder als Exotik - 
dem Herkunftsterror entkommt hierzulande 
kaum ein Mensch, der als nichtdeutsch 
gekennzeichnet ist. Streckenweise auch in 
diesem Interview nicht, trotz des Wider- 


willens, diese Identifizierung ebenfalls zu 


Inszenieren. 


Das Hip-Hop-Projekt DJ MAHMUT & 
MURAT G. existiert seit Anfang der goer Jah- 
re. Wenige Jahre zuvor hatten sie sich beim 
gemeinsamen Gitarrenuntericht kennenge- 
lernt. Ihr musikalischer Einstieg war durch 
Rock- und Funkmusik bestimmt. Seit ’94 
gibt es das eigene Label »Looptown«, auf 
welchem die erste Scheibe »Looptown pre- 
sents turkish Hip Hop«, zusammen mit 
VoLkAan T, und KMR, erschien. Die zweite 
kam ’97 heraus und heißt »Garip Dünya«. 
Zu ihr wurde in der Türkei ein Clip produ- 
ziert, der dort zusammen mit der in Istanbul 
neu aufgelegten zweiten Platte demnächst 
erscheint. Im Anschluß an den Video-Dreh 
veranstalteten sie in einem Club ein Konzert, 
der erste Hip-Hop-Jam mit Breakdance, DJ 
und MC in Istanbul. Im Januar ’99 folgt eine 
Tournee durch mehrere Städte der Türkei 
(Istanbul, Ankara, Izmir). 


Erzählt doch mal von eurer Arbeit. 

Macht ihr alles gemeinsam oder gibt es 

eine Arbeitsteilung? 
Mahmut: Nee, eine klare Arbeitsteilung ha- 
ben wir eigentlich nicht. Jeder macht das, 
was er machen will, jeder macht Musik oder 
schreibt Texte. Ich schreib’ auch Texte, ob- 
wohl ich nicht rappe. Das hat auch was mit 
Rap zu tun. Ich interessiere mich irgendwie 
für alles, was schwarze Musik angeht. Und 
bei HipHop auch für Graffiti, Texte schrei- 
ben, Beats machen... 
Murat: Bei HipHop ist es oft so, daß die 
Leute eine Arbeitsteilung zwischen dem DJ 
und dem MC haben. Bei uns nicht. Nur live 
rappt er nicht und ich lege bei Konzerten 
keine Platten auf. Da sind häufig auch ande- 
re Leute bei. Meistens Volkan T., der auch zu 
unserem Label »Looptown« gehört, und Ses- 
co D., der Raggamuffin macht. 
Mahmut: Zuerst haben wir beide in einem 
anderen Rahmen Musik gemacht. Unsere 
Roots liegen in einer Funk-Band, zu der 
Volkan später stieß. Dann haben wir mit 
Volkan einen Übungsraum aufgebaut und 
Geräte gekauft. Aber wir wollten eigentlich 
schon immer Rap machen. Wir konnten uns 
aber die Geräte noch nicht leisten, hatten 
keinen Sampler und so... Seit 1993 geben wir 
Konzerte, vom kleinsten Jugendzentrum bis 
zu Festivals mit eintausend bis zweitausend 
Leuten. 
Murat: Am Anfang haben wir mit klassi- 
schen Instrumenten Musik gemacht, konn- 
ten aber den Sound nicht herstellen, den wir 


gerne mögen. Also hat es sich angeboten, 
mit einem Sampler zu arbeiten. 

Mahmut: Irgendwelche alten Funk-Samples 
kann man schwer so nachspielen, daß sie wie 
im Original klingen. Das wollten wir aber. 


Woher bezieht ihr denn eure Samples? 

Gibt's da bestimmte Kriterien, nach 

denen ihr entscheidet, welche ihr nehmt? 
Murat: Sie müssen vor allen Dingen groovig 
sein und eine gute Atmosphäre herstellen. 
Mahmut: Also, ich nehme eigentlich alle 
Samples, bei denen ich weiß, daß die Musi- 
ker mehr oder weniger in Ordnung sind. 
Deutsche Schlagermusik oder so was würde 
ich nie anrühren, irgendwelche Märchen- 
Platten auch nicht. Musik, die mir gefällt — 
auch wenn sie obskur ist. 


Eure neue Platte heißt »Garip Dünya« ... 
Mahmut: fremde, verkehrte, merkwürdige 
Welt... 


und in euren Texten benutzt ihr drei 

Sprachen. 
Murat: Daß drei Sprachen auf der Platte sein 
sollten, war eigentlich nicht geplant, es hat 
sich eher so ergeben. Es war nur klar, daß 
deutsch und türkisch drauf sein sollte. Beı 
einem Konzertaustausch namens »Le Fonk 
Connection« mit HipHop-Bands aus Paris 
kam es zu einer Zusammenarbeit. Es gab 
einige Musikerinnen und Musiker, die ziem- 
lich gut auf französisch gesungen und ge- 
rappt haben. Das hat uns auf Anhieb gefal- 
len und mit denen waren wir gleich auf 
einer Wellenlänge. So haben wir sie dann für 
unsere Platte eingeladen. 


Ihr habt in euren Stücken Poesien, Hard- 
core und auch Arabesk-Samples drin. 
Auf der einen Seite legt ihr euch über die 
veschiedenen Sprachen nicht fest, auf der 
anderen Seite ruft ihr die darin jeweils 
liegenden Assoziationen auf. 
Murat: Das ist einfach ein Spiel mit den ver- 
schiedenen Elementen. Mir ist es wichtig, 
sich nicht auf eine bestimmte Soundform 
festzulegen. Man spielt mit diesen Andeu- 
tungen, um sie dann wieder zu brechen. 


Verwendet ihr orientalische Samples nur 
aus der Türkei oder auch aus anderen 
Ländern? 
Mahmut: Wir haben auch ägyptische Sam- 
ples, Samples aus Afghanistan. Die kommen 
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von überall her und wir nehmen sie, solange 
es gut klingt. Wir greifen auf seltene Samples 
zurück, damit nicht gleich jeder erkennt, 
woher das kommt. Viele Rap-Bands sampeln 
auch nur die türkischen Pop-Highlights, die 
sehr berühmt sind und das finde ich zu ein- 
fach. 

Die türkische Sprache ist natürlich auch 
wichtig, sonst hätten wir alles auf deutsch 
gemacht — so wie viele andere. Wir wollten 
aber zeigen, daß es türkische Rapper gibt, 
die etwas anders klingen. Viele denken, tür- 
kische Musiker würden nur ihre türkische 
Musik zum Bauchtanzen machen. Wir ha- 
ben extra die Musik und die Texte kontras- 
tiert. Das heißt, orientalische Samples gehen 
mit deutschen Texten zusammen. Dann 
haben wir auf Stücken mit Hardcore-Sam- 
ples türkisch gerappt. 


Wie nehmt ihr die Rezeption eurer 

Musik durch die Medien wahr? 
Murat: Ich finde, die Wahrnehmung funk- 
tioniert immer über die Ethnie und nie über 
die Musik oder die Inhalte der Texte. In 
Interviews werden wir häufig mit der Iden- 
geschlagen. Das funktioniert 
dann nur über »Türke macht in Deutschland 
Musik, und Türke sagt in Deutschland etwas 
aus«. Mit dieser Wahrnehmung müssen wir 


titätskeule 


bei jedem Interview leben. 

Mahmut: Ja, das sind aber Leute, die die 
Musik nicht so wichtig nehmen. Also, bei 
denen kommt’s nicht aus dem Herzen. Es ist 
nicht Interesse am HipHop. Ich höre mir 
auch Rap an, den ich nicht verstehe. Den 
Vibe spüre ich schon, ob die Leute korrekt 
sind oder nicht. Auch durch die Musik. Mir 
ist es egal, ob die Leute denken, »Türke 
macht HipHop«. Deshalb haben wir auch 
unsere Vornamen genommen und keine 
Künstlernamen — englisch klingende Na- 
men, das machen fast alle. Das ist so üblich, 
auch beim Breakdance oder Graffiti. Wir 
haben schon von anderen Leuten gehört, die 
gesagt haben, das klingt ja wie Klaus und 
Peter, die haben Witze darüber gemacht. So 
könnte man sich doch nicht nennen, vor 
allem nicht als Rapper. 


Ich habe den ersten Track auf eurer neu- 
en CD so verstanden, daß es darum geht, 
Kreativität und Eigenverantwortlichkeit 
zu entwickeln. An welche Ideen oder 
Inhalte denkt ihr da? Denn so genom- 
men könnte das eigentlich jeder für sich 
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übernehmen. Der letzte Müll könnte als 
eigene Sache begriffen werden. 
Murat: Das ist nicht das Problem bei unse- 
ren Texten. Da sind die Inhalte ganz klar, es 
geht um Ausbeutung, um Diskriminierung, 
es geht auch um die Kommerzialisierung 
von Musik. 
Mahmut: alles, was scheifse ist... 
Murat: ziemlich viele Dinge, die einem hier 
halt stinken in Deutschland. 
Mahmut: Es geht auch gegen Nonsens. Die 
türkischen Texte sind radikaler als die deut- 
schen. Die behandeln, wenn auch indirekt, 
die politische Lage in der Türkei. 
Murat: Also ich finde nicht, daß die türki- 
schen Texte radikaler sınd. Ich finde die sehr 


viel poetischer und interessanter. Da ist viel 
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mehr Melancholie und da liegt auch mehr 
Anklage drin. Zum Beispiel bei »Nereye Bak- 
sam« oder »Kalles«. Kalles richtet sich gegen 
politische Demagogen. 

Mahmut: »Kalles« ist ein Schimpfwort und 
bezieht sich auf Politiker. 

Mahmut: Die Texte sind zwar türkisch, das 
heißt auf die politische Lage in der Türkei 
zugeschnitten, aber der Inhalt läßt sich ın 
jede Sprache übersetzen, der trifft hier auch 
zu. Wir haben bewußt Sachen ’rausgelassen, 
bei denen Leute denken würden, das sei etwa 
allein gegen islamische Fundamentalisten 
gerichtet. 

Murat: Das ist bei allen unseren Texten so, 
daß sie nicht auf die Verhältnisse in einem 
Staat zugeschnitten sind. Eine Ausnahme 
bildet das Stück »Sevgi Dolu Günler«, da 
geht's explizit um die diskriminierende ras- 
sistische Situation für Migranten in 
Deutschland. Der Text ruft dazu auf, sich zu 
wehren und nicht darauf zu warten, daß 
man hier Rechte zuerkannt bekommt. Es 
geht darum, den staatlichen Rassismus ge- 
meinsam anzugreifen und sich nicht gegen- 
seitig fertigzumachen, sich nicht individuali- 


sieren zu lassen. 


Ich finde die auf türkisch gerappten 

Stücke weicher und flüssiger und die 

deutschen knallen eher. 
Murat: Die deutsche Sprache ist ein bißchen 
härter. Es gibt in unseren Stücken mehr 
Melodien in türkisch gerappten Teilen. Da 
hab’ ich es ein bißchen einfacher, mit der 
Sprache zu arbeiten und eine gewisse 
Atmosphäre zu schaffen. Wir sprechen den 
Slang, den die Leute sprechen, die hier auf- 
gewachsen sind, die die Sprachen mixen. 
Wenn ich rappe, klingt das nicht so wie bei 
jemanden, der immer in der Türkei gelebt 
hat. 
Mahmut: Die türkische Sprache, die die 
Türken hier reden, ist schon anders als die in 
der Türkei. Die hier ist etwas altmodischer, 
sagen viele. Leute aus der Türkei meinen, 
das sei ein Türkisch, das vor dreißig Jahren 
gesprochen wurde. Wir haben auch eigene 
Metaphern erfunden. Da sind ein paar drin, 
die’s eigentlich nur im Deutschen gibt und 
die haben wir ins Türkische übertragen. Die 


Leute hier verstehen das. 
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Ihr habt vor einem Jahr eine Kundge- 
bung »HipHop gegen Rassismus und Tür- 
politik« vor Club 
»Nachtleben« mitorganisiert und seid 


dem Frankfurter 


dort auch aufgetreten. 
Murat: Das war eines der Beispiele, in denen 
rassistische Zuschreibungen aufgrund unse- 
rer Musik, unseres Namens und der Sprache, 
die wir verwenden, vorgenommen wurde. 
Allein damit, daß man HipHop macht und 
dabei die türkische Sprache verwendet, wird 
unterstellt, daß Personen, die unsere Kon- 
zerte besuchen, Gewalt anwenden könnten. 
Es gab im Fall des »Nachtlebens« nach der 
guten Presse auf unsere zweite Platte bereits 
eine mündliche Zusage, daß wir dort auftre- 
ten könnten. Diese wurde dann kurz vor 
dem Konzert zurückgenommen. Wir haben 
das damals eher zufällig der fehlenden 
Ankündigung im Clubprogramm entneh- 
men müssen. Dabei gab es unterschiedliche 
Begründungen. Offiziell hieß es später, daß 
immer weniger Leute zu HipHop-Konzerten 
kämen und es da meistens Ärger gebe. Sig- 
nalisiert wurde uns aber auch: »Kein tür- 
kischer HipHop im Nachtleben.« Das »Nacht- 
betreibt ohnehin eine 
Türpolitik, bei der Leute mit rassistischen 
Argumenten an der Tür abgewiesen werden. 
So kamen wir auf die Idee, an dem Tag, an 
dem eigentlich das Konzert stattfinden sollte 
im Rahmen einer Kundgebung mit der 
»Innenstadtaktion« auf diese Situation auf- 


leben« repressive 


merksam zu machen. Wir haben viele unse- 
rer Freunde eingeladen, an dem Abend zu 
rappen und Platten aufzulegen, haben Flug- 
blätter verteilt und es gab warme Getränke. 


Gleich zu Anfang eures Auftritts bei 

»Sound of Frankfurt«, einem riesigen 

Musik-Event mit mehreren Bühnen in 

der Frankfurter Innenstadt, habt ihr 

euch von der Veranstaltung distanziert. 

Wie kam es dazu? 

Mahmut: Bei »Sound of Frankfurt« wird so 
eine heile Welt vorgegaukelt. Wenn ich 
schon das Vorwort in der Ankündigung von 
der Oberbürgermeisterin Roth lese... In 
Deutschland werden Migranten seit mehr 
als dreißig Jahren nicht wahrgenommen. 
Murat: Ich denke, das hat nicht so viel mit 
dem »Migrantsein« zu tun, ob man bei 
»Sound of Frankfurt« auftritt oder nicht. 
Sondern damit, daß man sich Räume nicht 
wegnehmen läßt. Man muß den Raum so 
besetzen, daß es nicht in deren Bild paßt. 
Das war der Grund, warum ich da auftreten 
wollte. 

Wir sind dann auf die Bühne gegangen 
und ich habe gesagt, daß wir nicht nur für 
das Publikum an dem Abend spielen woll- 
ten, sondern auch gegen die vielen Bullen, 
die dort herumlaufen und gegen »Zeil 
Aktiv«. »Zeil Aktiv« ist ein Zusammenschluß 
von Anliegern der großen Fußgängerzone 
Zeil, die mit privaten Sicherheitsdiensten 
und durch die Zusammenarbeit mit Stadt 
und Polizei die Privatisierung der Straße 
vorantreiben und dafür sorgen, daß uner- 
wünschte Personen vertrieben werden. 

Ich finde, wenn man es ausnutzen kann, 
vor einem so großen Publikum mit der eige- 
nen Musik und den Texten präsent zu sein, 
sollte man das tun. So eine geballte Öffent- 
lichkeit hat man nicht so oft. Daher fand ich 
es auch interessant, auf so einer Veranstal- 
tung zu spielen. 

Mahmut: Aber nicht ohne Kommentar. 
Murat: Die Texte sind auch ein Kommentar. 
Mahmut: Ich glaube nicht, daß die da auf 
die Texte gehört haben. 
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Nach diesem Auftritt in der Frankfurter 
Innenstadt gab es Berichte in der türki- 
schen Presse in Deutschland. Inwiefern 
unterscheidet sich die Rezeption in der 
türkischsprachigen von der in der 
deutschsprachigen Presse? 
Murat: Von den deutschen Medien werden 
wir allgemein eher als Türken, die in 
Deutschland Musik machen, wahrgenom- 
men. Man wird dann kurzerhand zum 
Experten für Integration erklärt und nach 
der Erfahrung mit rechten Skinheads 
gefragt. Nach dem Konzert bei »Sound of 
Frankfurt« gab’s einen Artikel in der türki- 
schen Zeitung Sabah mit der Headline: » Wir 
waren auch bei »Sound of Frankfurt«. Da es 
nicht als Zitat ausgewiesen ist, hat es eine 
vereinnahmende nationalistische Tendenz. 
Der Tenor war: »Türken waren jetzt auch 
mal bei »Sound of Frankfurt« dabei; bei 
einem europäischen Fest, wo viele Deutsche 
sind, sind jetzt auch Türken präsent.« 


Murat, du wirst in der Zeitschrift SpEx 
mit dem einprägsamen Satz zitiert: »In 
Deutschland werden Türken 
gemacht!« Ihr habt ein Stück, in dem es 
heißt: »klischees bestimmen den 
erfolg/ paßt du in das bild das man sehen 
will/so ist alles ganz schrill/schublade auf 
und du bist number one/doch sowas ist 
schnell zerronnen/nichts gewonnen nur 
verloren/der blick ist eng und voll mit 
teer/(...) kreativität wird erstickt und 
nicht beachtet/fast schon verachtet/bist 
du dann mit deinen sachen...« Bei den 
Zeilen denke ich auch an den gerade 
zitierten Satz, was auch heißen kann, daß 
der Bezug auf die »multikulturelle Iden- 
tität« oft als der einzige Weg angeboten 
wird, bekannt zu werden, sich Gehör zu 


wir zu 


verschaffen. 
Mahmut: Als »o-8-15-Deutsche« hätten wir 
vielleicht nicht so viel Beachtung bekom- 


men wie als türkische Band. 


Murat: Ich bin mir sicher, wir hätten sehr 
viel Erfolg gehabt, wenn wir auf deutsch 
gesungen hätten und klassische und klischee- 
hafte Texte machen würden. Wie zum Bei- 
spiel das Stück, das jetzt gerade von »Jazz- 
aktuell ist: »Ich schlag’ dich 
Krankenhaus«. Die machen damit auf young, 


kantine« 


angry Kanake. 

Das muß nur dem Klischee von einem 
aggressiven Migranten entsprechen. Ich bin 
mir sicher, wir hätten mit so etwas auch 
mehr Erfolg gehabt, als mit irgendwelchen 
nachdenklichen kritischen Texten. 


Auch wenn das in dem Stück von »Jazz- 

kantine« ein bißchen selbstironisch 
’rüberkommt...? 

Murat: Mir geht es gar nicht so sehr um das 

Lied selbst, sondern darum, daß man über 

solche Texte den weißen Mittelstandskids 

nur die Klischees, die sie im Kopf haben, 


bestätigt. 


Auffällig 
Deutschland sofort mit ihrer nationalen 


ist, daß MigrantInnen in 
Herkunft konfrontiert werden, sobald sie 
in ihrer eigenen Sprache rappen. Einige 
Bands scheinen ihrerseits diese Identifi- 
kation durch Text und attitude positiv 
aufzumachen. 
Mahmut: Würden wir hier jetzt alle auf 
deutsch rappen, egal was für einen Blödsinn, 
dann würde sich keiner groß aufregen. Das 
Türkische ist wie ein Signalwort. Auf einmal 
wachen alle auf... 
Murat: Die erste Platte haben wir nur auf 
türkisch gemacht. Bewußt auch, um zu pro- 
vozieren, um gegen die Vorstellung anzuge- 
hen, daß? man deutsch singen muß, um ver- 
ständlich zu bleiben. 
Mahmut: Manche, die auf deutsch singen, 
zum Beispiel die »Goldene Zitronen«, die 
sind linksradikal. Wenn man als Türke hier 
türkisch rappt, dann wird gleich unterstellt, 
man sei stolz auf seine Sprache, stolz auf die 
Türkei. Alles klar, der ist gegen die Kurden. 
Das ist Rassismus, wenn man das nicht dif- 
ferenziert, und es auch gar nicht will. 
Murat: Der Punkt ist einfach, wenn die Me- 
dien hier sich über türkische Texte äufßsern 
wollen, dann müssen sie die auch verstehen 
und sich damit auseinandersetzen. Es gibt 
Gruppen, die singen auf türkisch, und bei 
denen ist klar, daß sie Nationalisten sind. 
Aber bei unseren Texten ist auch klar, wo wir 


stehen. 


ÄRRANCA! 


Ayse Caglar spricht in dem Buch »Glo- 
balkolorit« von einer »verordneten Rebel- 
lion«. Sie ist der Ansicht, daß insbeson- 
dere der türkische HipHop in Berlin die 
Rolle der Sozialarbeit gegenüber den 
Migranten-Kids übernommen hätte. 
Murat: Durch die Texte könnte man das 
schon vermuten, weil sie teilweise sehr 
moralisch sind. Im Nachhinein ist mir auch 
aufgefallen, daß das nicht so toll ist. Solche 
Texte stellen immer eine Komprimierung 
dar. Ich versuche viel mit Bildern auszu- 
drücken, um dadurch eine Atmosphäre zu 
schaffen. Darüber kann man noch am ehe- 
sten einen Zugang kriegen. Vielleicht ent- 
decken manche dann auch Dinge, die sie 
selbst so wahrgenommen haben. Man muß 
damit ja auch vor einem Publikum auftre- 
ten, den Text in einer wahnsinnigen Ge- 
schwindigkeit einfach runtererzählen und 
dabei verständlich bleiben. Und auf Platte 
soll es auch funktionieren. Und wir wollten 
Texte machen, die dem, was man von 
HipHop erwartet, entgegenstehen. 
Mahmut: Im HipHop gibt es nicht so viele 
Poeten. 


In einer Ausgabe des Zeitgeistmagazins 
Prınz war ein Artikel über die zehn 
besten deutschen HipHopper. Außer 
»Aziza A.« war kein einziger nichtdeut- 
scher HipHop dabei. Prınz war der Mei- 
nung, das Gute an ihr sei, daß sie sich um 
die türkischen Mädchen kümmern wür- 
de und ihnen mehr Selbstvertrauen 
geben wolle. Sie weisen ihr damit eine 
Integrationsfunktion zu: Sie soll sich um 
die Gruppe kümmern, für die sie zustän- 
dig sei, nämlich die Migrantinnen. Seht 
ihr Möglichkeiten, euch von solchen Auf- 
trägen abzugrenzen, sie zurückzuweisen? 
Murat: Keine Aufträge annehmen! (Geläch- 
ter) Diese Aufträge sind ein Problem. Wir 
versuchen uns gegen solche Zuschreibungen 
zu wehren. 
Mahmut: Nicht wir, du wehrst dich dagegen. 
Murat: Ja, ich wehre mich dagegen. Und 
dagegen schreibe ich auch Texte. 
Mahmut: Ich nicht. Als ihr vorhin Murat 
zitiert habt, daß man in Deutschland zum 
Türken gemacht wird, dachte ich: Okay, ich 
werde in der BRD auch zum Türken ge- 
macht. Aber ich bin auch kein Deutscher. 
Und da sage ich, ich werde nicht dazu 
gemacht, ich bin halt Türke. Das hört sich 


sonst so an, als wollte man Deutscher sein, 


man würde aber zum Türken gemacht. Es ist 
doch genauso, wenn ein Deutscher einen 
Paß hat. Man kann doch genauso gewaltför- 
mig zum Deutschen gemacht werden. Das 
ist auch eine Gewaltfrage in Deutschland, 
wie die Leute gezwungen werden, Deutsche 
zu sein. 

Ich bin halt Türke. Die türkische Sprache 
ist mir schon nah. Ich bin in Deutschland 
geboren und aufgewachsen. Und ich merke 
immer noch den Unterschied. Allein die 
Sprache zu reden, gefällt mir besser, macht 
mir viel mehr Spaß. Ich spreche etwas besser 
deutsch als türkisch. Das bedrückt mich 
auch, weil man lebt hier und man wird 
immer ausgegrenzt und man sieht, wie die 
Leute hier behandelt werden. 

Murat: Es geht doch nicht darum, wozu du 
dich hingezogen fühlst, sondern wozu du 
hier gemacht wirst. Mir gefällt die türkische 
Sprache auch, mir gefällt auch die französi- 
sche Sprache, es ist eine wunderschöne Spra- 
che. Aber ich bin deswegen noch kein Fran- 
zose. Es geht doch darum, zu was man von 


außen gemacht wird. 
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‘ Wer hätte gedacht, daß die neuzeitliche Synthese 
„aus_Bob» Marleys'sympathischer Seite. (die Songs, 
die nicht.nerven ...) und Wycleff Jean aus Kerpen 
kommt? Eine melodische Stimme, softe Rhythmen 
und sanfte Beats, eher Songwriter (was gleich viel 
besser klingt als »Liedermacher«) als ein Reggae- 
Singer. Der ıgjährige Patrice Babatunde Bart-Wil- 
liams hat eine von Matthias Arfmann produzierte 
Mini-LP vorgelegt, die es in sich hat. Nur unter sei- 
nem Vornamen präsentiert der junge Afro-Deut- 
sche auf »Lion« (Yo Mama’'s/RTD) vier Stücke und 
drei feine Instrumental-Remixes. Starke Reggae-Ein- 
flüsse und kreolisierter Gesangstil prägen seine 
Musik. Besonders schön und eingängig ist »Love«. 
Passend zur Musik meint Patrice, er suche die 
»Reinheit des Geistes und der Seele«. Soll er mal 
so lange er weiterhin so schöne Platten produziert. 
Directly aus Hamburg kommen die Absoluten 
Beginner mit einem Album, das neue Maßstäbe 
setzt. Seit ihrer Erstveröffentlichung »K.EIN.E« auf 
dem Sampler »Kill The Nation With A Groove« 1992 
feilen die Beginner konsequent an ihrem Style. 
Dies führte 1996 zu dem Hammeralbum »Fla- 
Shizm«, was Kritiker und Fans gleichermaßen begei- 
sterte. Mit ihrem neuen Werk »Bambule« (Bub- 
ack/Universal) heben die Beginner ihren Sound 
nun auf eine höhere Stufe. Der Weggang von Rap? 
per Mardin ist zu verschmerzen, Eißfeld und Den- 
nis sind so von den ehemals schnell hintereinan- 
dergerappten Reimen zu einem geruhsameren 
Flow gekommen. »Bambule« führt wieder zu/klassi- 
scheren HipHop-Arrangements zurück und bezüg- 
lich der Rhymes der Waterkant-Crew ist 'wieder 
mehr battle angesagt. »Hamburg ruled« heißt es bei 
den Füchsen und das bleibt unwidersprochen. Die 
Elbstadt hat im Laufe der Jahre alle anderen Rap- 
Regionen auf die Plätze verwiesen und auch »Bam- 
bule« ist trotz Weltformat ein klares Hamburger 
Album (die Reggae-Einflüsse zeugen u.a. davon) 
Ob der breite Erfolg die Beginner dieses Mal ku 
sen wird, bleibt abzuwarten. Angebiedert haben sie 
sich nie. 

Die britischen Freestylers hingegen hat die 
Muse des Erfolgs schon in ihren Schoß genom- 
men. Mit »We Rock Hard« (Jive/ Rough Trade) 
sampeln sich die die Big-Beat-Formation (jaja, so 
heißt das, wenn unterschiedliche Sounds mit fetten 
Beats — Ragga, HipHop, Funk, D&B etc. - zu einem 
Dancefloor-Sound gemixt werden) quer durch die 
Musikgeschichte und liefert von Ragga über Old- 
school Electric Boogie-Stücke bis hin zu Anleihen 
bei den Stereo MCs alles, was der versierte Club- 
mensch mit Underground-Attitüde hören will. 


Jenseits aller Strömungen und Trends, gleichzei- 
tig aber nie alt oder überholt klingen A Tribe Cal- 
led Quest. Ihrem ersten Album »People’s Instinc- 
tive Travels And The Paths Of Rhythm« (1990), ein 
Klassiker und Meilenstein der HipHop-Geschichte, 
folgten weitere drei Alben. Nachdem es lange Zeit 
ruhig war um die »Native Tongues« überschlugen 
sich zwar seit Anfang 1998 die Gerüchte — von Auf- 
lösung war die Rede, Veröffentlichungen wurden 
angekündigt und abgesagt — doch das lang erwar- 
tete Album wollte nicht folgen. Im Herbst '98 
erschien dann endlich The Love Moment 
(Jive/Rough Trade), den ersten 40000 Scheiben 
liegt sogar noch eine Maxi mit sechs Tracks bei. Wie 
eigentlich nicht anders zu erwarten, handelt es sich 
um ein wunderschönes.Album, minimalistisch und 
faktisch ohne” Sampels bestechen»ATCQ durch 
ihren-Flow und die stimmungshafte Musik.»Welco- 
me to the ATCQ-Planet. Mit der Platte wird eine 


zeitlose Welt betreten, in der alles hip und fresh\ 


klingt — oder vielleicht die Frage danach gar nicht 
auftaucht? 

Nach fünf Jahren Pause — zumindest was Solo- 
Alben betrifft hat Ice Cube mit »War & Peace Vol. 
I« (Virgin) wieder eine Platte vorgelegt. Auf »The 
War Disc« (The Peace Disc« ist für Anfang des Jah- 
res angekündigt) lastetginsgesamt eine düstere 
Atmosphäre, die stellenweise von unfreiwilligen 
Komikeinlagen durchkreuzt wird (wie etwa als der 
Tod Ice Cube abholen will und dieser ihm sagt.er 
soll die Finger von ihm lassen, sonst würde es auf 
der Stelle Ärger geben...). Die Beats sind phat, der 
Phunk rollt und die ganze Scheibe versprüht eine 
vorwärtstreibende Unruhe und Rastlosigkeit. Ice 
Cube is back. 

»Latin Electronic Listening« soll es sein, ‚was 
zwei Deutsch-Chilenen (oder andersherum) unter 
dem Namen. Gonzalo Martinez mit ihrem 
Debüt-Album »Gonzalo Martinez and his thinking 
congas« (multicolor recordings / Rough Trade) prä- 
sentieren. Unüberhörbar, daß der Sound »Latın« 
und »Electronic« ist, Gonzalo Martinez spielen letzt- 
lich Dancefloor-Cumbias. Doch wird nie richtig 
deutlich, ob ihre erste Tour zur Eröffnung einer 
Supermarktkette in Mittelstandsvororten lateiname- 
rikanischer Städte oder durch die hipsten Clubs der 
beliebigen postmodernen Diskurskultur führen 
wird. Ist es nun Musik für abgehalfterte lateinameri- 
kanische Frührentner in Miami, obwohl sie doch 
konstruiert und durchdacht ist? Das Dilemma wer- 
de ich lösen, indem ich die Scheibe unter Kuriositä- 
ten in mein Plattenregal ordne und sie nie wieder 
höre — außer um erstaunte Gesichter zu später 


Stunde zu ernten. 
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Im Schlepptau des Soloalbums von Manu Chao 
wurde nun auch »Best of Mano Negra« (Virgin) 
veröffentlicht. 22 Songs aus den fünf Alben der ein- 
zigartigen Band und zwei unveröffentlichte Stücke 
sind zu hören. Von »King Kong Five« über das arabi- 
sche »Sidi H’Bibi«e bis »Sefior Matanza« wird die 
gesamte Bandbreite der Ska-Punk-Reggae- 
Rock'n’Roll-Chanson-Latino-Dub-Formation abge- 
deckt. Wer noch nicht alle fünf Alben besitzt, sollte 
sie sich entweder besorgen oder sich die »Best of« 
zulegen — Ich freue mich über das bisher nur als 
Single B-Seite veröffentlichte »Long Long Nite«, ein 
Reggae im Stile von The Clash. Ärgerlich nur das 
etwas lieblos gestaltete Booklet, es enthält zwar alle 


\Texte, wirkt grafisch jedoch wie eine schlaffe Kopie 


des Mano Negra/ Manu Chao-Stils. Aber Kleinigkei- 
ten\beiseite, kann bei einer Mano Negra-Compilati- 
on eigentlich nichts schiefgehen und wenn dann 
noch\von jedem Album ein Franc an Enlace Civil, 
der offiziell von der EZLN für Solidaritätsarbeit 
beauftragten Organisation, geht, dann kann sogar 
der Titel »Best of« verziehen werden. 

Punk is »Music made by teenage slobs who 
were proud of it, (which was about) the perpetua- 
tion’of adolescence and the cultivation of ınfanti- 
lism by (a) getting drunk and stayıng that way, 
and (b) living with your parents till you're forty.« 
meinte Lester Bangs schon 1977. Folglich stehen 
Coverversionen bei Punkern (und -innen) hoch im 
Kurs. Einst die Songs der Elterngeneration, heute 
die aus der eigenen Jugend - ich bekenne selbst, 
auch darauf zu stehen! Das Düsseldorfer Punk- 
Label Wolverine Records (die mit den freundlichen 
Preisen) hat das erkannt und mit »Punk Chart- 
busters« schon länger eine Serie von CDs mit 
Punk-Coverversionen gestartet, von der nun auf bit- 
ten und betteln singesfreudiger Punkrockerhorden 
bereits Volume 3 erscheinen ist. Auf zwei CDs 
rocken sich 50 Bands von den Adolescents bis zu 
den Yeti Girls durch Songs von Cindy + Bert, Udo 
Lindenberg, Billy Joel und anderen. Irgendwie klas- 
se. 

Das Label Twisted Chords aus Süddeutschland 
beschert uns hingegen mit »Twilight Zone Il« 
einen Sampler, auf dem neun Bands mit jeweils 
zwei bis drei Songs vertreten sind. Die Spannbreite 
reicht vom Deutschpunk von Akromegali oder 
Über Drüber (die hätten uns auch erspart bleiben 
können ...) und Punk eher trashiger Prägung wie 
von EMS über Punkrock wie Malaria bis hin zu den 
Tönen von Gar Krass, die mit ihrer Ska-Punk-Party- 
Mischung sicher eine ı1a-Konzertband sind und 
ebenso wie Hemlhazard, die klassischen alten New 
York Hardcore — aber mit Bläser-Einlagen! — spie- 
len, besonders hervorstechen. DNA 
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There is no need to fear or hope, but only schung außerhalb von Regierungsbehörden 


to look for new weapons. oder Militär. Das Herrschaftswissen über 
kryptographische Verfahren wurde in den 


Das Verschlüsselungsprogramm POP ist großen Kriegsmaschinen gehortet. Geheim- 


unter linken Netzbenutzerinnen nur mehr haltung des Wissens über Ver- und Ent- 

oder weniger verbreitet. Vielen wird es unbe- schlüsselungsverfahren als Schutz gegen die 
kannt sein, daß es um PGP und allgemein »Codebreaker« der Gegenseiten verschaffte 
den Gebrauch von Kryptographie (d.h. Ver- potentiell bedeutsame Zeitvorteile gegenü- 
Fahren zum Schutz von Daten vor unbefug- ber dem Feind. Dies änderte sich in den 70er 
tem Zugriff) anhaltende politische Auseinan- Jahren, als zwei Computeraktivisten an 
dersetzungen gibt, die auch für Linke einer US-amerikanischen Universität das 
interessant sein können. Verschlüsselung später in PGP verwandte Public-Key-Verfah- 
war traditionell etwas, das vorwiegend im ren erfunden haben, und markiert den Aus- 
Bereich des Militärs und der Spionage von gangspunkt einer bis heute geführten Aus- 


Wichtigkeit war. Bis Mitte der Siebziger gab einandersetzung um den »privaten« 


es keine relevante kryptographische For- Gebrauch »starker« Verschlüsselung. 


Geschichte 


Public Key 1975: 
Das Public-Key-Verfahren wurde 1975 von 
Diffie und Hellmann erfunden (ein ähnli- 
ches Verfahren war zwar im Besitz britischer 
Sicherheitsbehörden, wurde aber nicht ver- 
öffentlicht). Public-Key-Kryptographie ba- 
siert auf einem mathematischen »Trick«: 
Durch die geschickte Teilung eines Chiffrier- 
schlüssels in einen öffentlichen und einen 
privaten Teil (sog. asymmetrisches Verfah- 
ren) ist es möglich, die öffentlichen Schlüssel 
in aller Welt bekannt zu machen und somit 
anderen die Möglichkeit zu geben, damit 
eine Nachricht zu chiffrieren, die nur durch 
die Benutzung des privaten Schlüssels wie- 
der decodierbar ist. Den Mangel der bis 
dahin öffentlich zugänglichen Kryptogra- 
phieverfahren, den Schlüssel nicht elektro- 
nisch und offen austauschen zu können, zu 
überwinden, ist eine wesentliche Motivation 
für die Entwicklung eines Public-Key-Ver- 
fahrens gewesen. Zuvor wurde seit Jahrhun- 
derten sowohl zum Ver- als auch zum Ent- 
schlüsseln ein und derselbe Schlüssel 
verwendet (sog. symmetrisches Verfahren). 
Sobald eine dritte Person in den Besitz die- 
ses Schlüssels kommt, kann sie in Zukunft 
die codierten Nachrichten entziffern. Paral- 
lel zur Entwicklung der Public-Key-Krypto- 
graphie wurde ein solches Verfahren von 
IBM unter dem Namen DES (Data Encryp- 
tion Standard) durch Regierungsbehörden 
standardisiert. Steigende Erfassung sensibler 
Daten von Personen und zunehmend elek- 
tronisch abgewickelte Kommunikation in 
Wirtschaft und Behörden erforderten eine 
Verschlüsselung, um die Daten gegenüber 
Wirtschaftsspionage bzw. den Zugriff auf 
personenbezogene Daten zu schützen. Die 
Entwicklung und Freigabe des DES-Pro- 
gramms erfolgte unter Beteiligung der NSA 
(National Security Agency), der in den USA 
befaßten 
Geheimdienstbehörde, was nahe legt, daß 


mit Kryptographie höchsten 
diese von Anbeginn die Möglichkeit hat, 
DES-verschlüsselte Daten zu entziffern. Das 
Public-Key-Verfahren wurde zwei Jahre spä- 
ter durch Rivest, Shamir und Adleman 
(RSA) in ein Programm umgesetzt und löste 
eine Revolution im Bereich der Kryptogra- 
phie aus. Mit den RSA-Algorithmen stand 
eine Verschlüsselung zur Verfügung, die das 
DES-Verschlüsse- 
lungsprogramm bei weitem übertraf. Als der 


staatlich freigegebene 


NSA dies bewußt wurde, versuchte sie, 
durch Einschüchterungen öffentliche Vor- 
träge über Public-Key-Verfahren zu verhin- 
dern. Die Entwickler von RSA wurden unter 
Druck gesetzt, von der Veröffentlichung der 
Public-Key-Kryptographie abzusehen. Die- 
ser Aufforderung kamen sie jedoch nicht 
nach und veröffentlichten das RSA-Verfah- 
ren in einem wissenschaftlichen Fachblatt, 
wodurch die Verbreitung des Public-Key- 
Prinzips nicht mehr zu unterbinden war. 
Das Wissen über sichere Verschlüsselung 
verließ zum ersten Mal die staatlichen 
Machtapparate und fand in akademischen 
Kreisen einen Platz für eine offene und kol- 
laborative Weiterentwicklung. Die Proble- 
matik einer Bedrohung von »Privatheit im 
digitalen Zeitalter« begann sich schon in den 
Siebzigern abzuzeichnen, und es entstand 
eine zunächst akademische »Kryptoszene«... 


PGP 1991: 

Anfang der Neunziger sind Personal-Com- 
puter mittlerweile zur Massenware gewor- 
den und werden zunehmend untereinander 
vernetzt — zunächst durch Mailboxen, dann 
auch über das Internet. Die Vernetzung 
führt zu neuen technischen Gefahren für die 
Sicherheit der über sie abgewickelten Kom- 
munikation und die Datenbestände von Fir- 
men oder Privatpersonen. 

Digitale Vernetzung schafft die Voraus- 
setzungen für (automatisierbare) Kontroll- 
mechanismen, die zuvor undenkbar gewesen 
wären (wie z.B. das massenhafte Durchsu- 
chen von E-Mails nach Schlüsselwörtern). 
Aus anderer Perspektive entsteht durch die 
Internationalisierung ein Machtvakuum, das 
sich der Durchsetzung staatlicher Souverä- 
nität widersetzt und auf nationalstaatlicher 
Ebene nicht lösbar ist, beispielsweise durch 
das Ausnutzen der nationalstaatlichen Diffe- 
renzen in der Rechtsprechung bei Publikati- 
on kriminalisierter Schriften. 

1991 scheiterte innerhalb der US-Regie- 
rung die Gesetzesvorlage mit der Forderung, 
zu jedem Verschlüsselungsprogramm einen 
Nachschlüssel unter Kontrolle der Strafver- 
folgungsbehörden bzw. »neutraler« Sam- 
melstellen zu haben (sog. »key recovery«). 

Dieser Vorstoß war ein ausschlaggeben- 
des Moment, das Phil Zimmermann dazu 
führte, PGP zu entwickeln bzw. endgültig zu 
veröffentlichen. Zimmermann war in der 
US-amerikanischen Anti-AKW Bewegung 
aktiv und beschäftigte sich als Programmie- 


rer schon seit Mitte der 80er Jahre mit Kryp- 
tographie. Im gleichen Jahr noch (1991) ver- 
öffentlichte er eine erste Version von PGP 
unter der Parole »Kryptographie für die Mas- 
sen«. Der Versuch PGP durch massenhafte 
Verbreitung zu verankern, bevor ernsthafte 
staatliche Verbote sich durchgesetzt haben, 
gelang. Das Programm breitete sich schnell 
aus und fand innerhalb kürzester Zeit inter- 
nationale Verbreitung. Anfängliche patent- 
rechtliche Schwierigkeiten (mit RSA) han- 
delten PGP den Hauch von Illegalität ein, 
der zur Verbreitung nur noch beitrug. 

Das anfängliche Schweigen von Regie- 
rungsseite ließß Gerüchte entstehen, daß PGP 
eine Schwachstelle haben könnte. Es endete 
mit einer Klage gegen Zimmermann, Waffe- 
nexportbestimmungen verletzt zu haben, 
die auch für sogenannte starke kryptogra- 
phische Software gelten. Eine breit angelegte 
Netzkampagne unterstützte Zimmermann 
politisch und finanziell. Am Ende wurde die 
Klage fallengelassen. 

Die staatliche Kryptopolitik verschaffte 
den Kryptoaktivistinnen immer wieder 
Rückendeckung aus den Reihen der Wirt- 
schaft, die auch auf starke Verschlüsselung 
angewiesen ist. Zudem können Firmen, die 
Kryptosoftware entwickeln, aufgrund der 
Waffenexportbeschränkungen diese nicht 
ohne weiteres auf dem Weltmarkt vertrei- 
ben. 

PGP wurde im Laufe der Zeit zum Auf- 
hänger einer breit gefächerten »Kryptobewe- 
gung« in den Netzen unter anderem an die 
Durchsetzung bzw. Kriminalisierung von 
PGP ist die Frage nach »freier Kommunıkati- 
on im digitalen Zeitalter« gekoppelt. Neben 
bürgerrechtlichen Forderungen nach »ver- 


fassungsmässig garantierten Rechten« unter 


den Bedingungen digitaler Kommunikation 
wird von anderen die Möglichkeit zu Ano- 
nymität thematisiert, beispielsweise durch 
die Verfügungstellung öffentlicher Terminals 
oder Remailer (Computersysteme, die den 
Absender einer Mail unkenntlich machen). 
Wenn es innerhalb dieser Bewegungen auch 
Tendenzen zur Technisierung von Politik 
(»Kapitalismus als leider beste Software der 
Welt«) gibt, wird von ihnen letztendlich 
dafür gesorgt, daß die Spielräume geschütz- 
ter Kommunikation, die durch das Internet 
entstanden sind, sich halten. 

Aktuell gibt es eine ausgiebige Auseinan- 
dersetzung um das Wassenaar-Abkommen, 


einen Zusammenschluss von 33 Industrie- 
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ländern, über den der internationale Waf- 
fenhandel kontrolliert werden soll. Bei 
einem Treffen Anfang Dezember hat sich bei 
den Unterzeichnern die Position der USA 
durchgesetzt, die kryptographische Software 
unter bestimmten Bedingungen unter Ex- 
portverbot stellt. Bislang ist noch offen, 
inwieweit diese Regelung PGP betrifft, da 
die Auslegung der Vereinbarungen und 
deren Umsetzung in nationales Recht den 
jeweiligen Staaten obliegt. Beispielsweise leg- 
te das dänische Wirtschaftsministerium das 
Abkommen sehr eng aus: Der Betreiber 
einer Webseite, die PGP anbietet, wurde 
einige Tage später aufgefordert, sie zu sper- 
ren. Gegen das Wassenaar-Abkommen gibt 
es internationalen Protest, der z.B. über Ver- 
fielfältigung von Webseiten, die PGP anbie- 
ten, die Exportkontrollgesetze zu unterlau- 
fen versucht. 

Den Gebrauch oder die Verbreitung von 
PGP einzudämmen, ist bislang immer wie- 
der an ökonomischen Erwägungen, massi- 
ven Protesten und der bislang unkontrollier- 
baren Verbreitung gescheitert. In der 
deutschen Debatte ist dabei bemerkenswert, 
daß bürgerrechtliche Argumentationen 
ohne eine Bezugnahme auf ökonomische 
Nachteile einer repressiveren Kryptorege- 
lung nicht auskamen. Insgesamt ist die deut- 
sche Diskussion um Kryptographie bei 
weitem stärker auf »Gefahren des Extremis- 
mus«, Kriminalität und Kinderpornographie 
fixiert, statt von der Selbstverständlichkeit 
freier Kommunikation ausgehend diese 
Widersprüche zu beleuchten. Abgesehen 
davon, daß der Gebrauch von PGP einen 
passablen Schutz vor unliebsamen Mitlesern 
bieten kann, geht es bei PGP auch darum zu 


fragen: Wer hat ein Interesse daran, den 
Gebrauch zu verhindern? Wie und mit wem 
läßt sich der Gebrauch durchsetzen? 
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PGP mathematisch 


Das Public-Key-Prinzip funktioniert in der 


Praxis ganz einfach: Es wird ein Paar aus 
zwei Schlüsseln generiert, wobei der private 
der sensible ist und nicht in die Hände der 
Schnüffler gelangen darf, während der 
öffentliche Schlüssel praktischerweise auch 
auf völlig unsicheren Wegen (wie z.B. über 
das Internet) transportiert werden kann. 

Das Verschlüsselungsprogramm PGP be- 
nutzt unter anderem den sogenannten RSA- 
Algorithmus, der sich die Eigenschaft von 
Primzahlen, nur durch sich selbst teilbar zu 
sein, nutzbar macht. Das Produkt aus zwei 
möglichst großen Primzahlen kann also als 
Public-Key durch unsichere Kanäle ge- 
schickt werden: Es gibt keine Methode, die 
beiden Faktoren wieder aus diesem Produkt 
zu extrahieren und trotzdem paßt es nur zu 
den beiden Faktoren (Private-Key), aus 
denen es entstanden ist. Für die Langlebig- 
keit dieses Verfahrens spricht immerhin, 
daß, obwohl das Problem der Primzahlfak- 
torisierung schon seit ein paar hundert Jah- 
ren bekannt ist, noch keine elegante mathe- 
matische Lösung jenseits des stumpfen 
Ausprobierens gefunden wurde — anderer- 
seits ist nicht bewiesen, daß der private 
Schlüssel nicht mit einem pfiffigen Algorith- 
mus aus dem öffentlichen abgeleitet werden 
kann. Vielleicht kommt heute nacht jemand 
drauf, veröffentlicht die Methode morgen 
und schon taugt diese Technik nichts mehr. 
Auf diese Weise sind in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten einige Verfahren zur Gene- 
rierung von Schlüsselpaaren unbrauchbar 
geworden. 

Wie effektiv das Ausprobieren derzeit ist, 
hängt also hauptsächlich von der Länge der 
Schlüssel ab, wie folgendes Beispiel zeigt: Ein 
ı29 Dezimalstellen langes Produkt aus zwei 
Primzahlen, das 1977 von einer amerikani- 
schen Wissenschaftszeitschrift abgedruckt 
wurde, konnte erst 1993 unter dem Einsatz 
von 600 vernetzten Rechnern innerhalb von 
8 Monaten in seine beiden Faktoren zerlegt 
werden. Diese Zahl entspricht einem 429 bit 
langem Schlüssel. 

»Es muß davon ausgegangen werden, daß 
große, finanzkräftige Geheimdienste eine... 
129-stellige Zahl in einem Zeitraum von rund 
vier Wochen knacken können. Nun ist es aber 
so, daß wenn die RSA-Zahl auf 1024 bit ver- 


größert wird, sich der Rechenaufwand (...) um 
etwa das 20 00ofache erhöht. Das wären dann 
(...) 1538 Jahre. Wird die Schlüssellänge noch- 
mals verdoppelt, kommt man zu der utopi- 


schen Rechenzeit von 450 Millionen Jahren. 
(...) Bei der derzeitigen Entwicklung (...) 
(kommt) es jedes Jahr zu einer Verdopplung 
der Rechnerleistungen (...). Selbst wenn wir 
dieses einbeziehen, können wir sagen, daß 
1024-bit-Zahlen in den nächsten ı0 bis 20 Jah- 
ren noch einigermaßen sicher sind.«' 

Das »Ausrechnen« des privaten Schlüssels 
aus dem öffentlichen wird in einigen Jahren 
zumindest bei den unsichersten (1024 bit) 
technisch machbar, aber sehr teuer sein — bei 
den längeren Schlüsseln aber einfach uto- 
pisch bleiben. 


PGP praktisch 
Mit diesem Programm, das derzeit als das 
sicherste und effektivste gilt, lassen sich 
Textblöcke, E-Mails und Dateien ver- und 
entschlüsseln und zusätzlich signieren. Prak- 
tisch funktioniert das so: Paula möchte Paul 
eine verschlüsselte Nachricht schicken. Beide 
generieren mit PGP ihr persönliches Schlüs- 
selpaar und tauschen die öffentlichen 
Schlüssel aus, und zwar ganz einfach per E- 
Mail. Paula verschlüsselt die Nachrichten an 
Paul nun mit seinem öffentlichem Schlüssel. 
Zusätzlich authentifiziert sie sie, in dem sie 
die Nachrichten unter Zuhilfenahme ihres 
privaten Schlüssels unterschreibt. Mit dem 
privaten Schlüssel können diese Nachrichten 
- und zwar nur die mit Pauls öffentlichem 
Schlüssel verschlüsselten — nun von Paul 
entschlüsselt werden. Zusätzlich kann Paul, 
weil er ja auch den öffentlichen Schlüssel 
von Paula besitzt, feststellen, ob die Nach- 
richt auch wirklich von Paula verschlüsselt 
wurde, denn es wäre ja auch denkbar, daß 
einE AngestellteR von Herrn Schily eine 
Nachricht mit Paulas Absender verfaßt (was 
technisch kein Problem ist) und mit Pauls 
öffentlichem Schlüssel verschlüsselt. Glück- 
licherweise hat diese Person nicht ihren pri- 
vaten Schlüssel und kann somit — außer 
durch den gefälschten Absender — auch 
nicht glaubhaft machen, daß sie wirklich 
Paula ist. 

Damit der private Schlüssel, nachdem er 
z.B. in die Hände der SchnüfflerInnen gefal- 
len ist, nicht sofort zum Verschlüsseln / Ent- 
schlüsseln/Signieren benutzt werden kann, 
ist er zusätzlich noch durch ein verlängertes 
Paßwort, den sogenannten Passphrase oder 


das »Mantra« geschützt. Verglichen mit der 
Sicherheit der eigentlichen Verschlüsselung 
kann dieser Schutz unterschiedlich stark 
sein. Ein Mantra, das nur aus einem in der 
wirklichen Sprache vorkommenden Wort 
besteht, kann von einem Computer, der ein- 
fach nur die wahrscheinlichsten Zeichenket- 
ten als Mantra ausprobiert, natürlich relativ 
schnell geknackt werden. Auf der anderen 
Seite solltest Du Dir es natürlich merken 
können, weil ein Aufschreiben gegen das 
Vergessen eine denkbar schlechte Alternative 
ist. Ein Mantra wird zumindest gegen die 
Methode »Wörterbuch ausprobieren« mit 
geringem Aufwand schnell sicherer, wenn 
Du einen Satz, den Du Dir merken kannst, 
an einigen Stellen mit Sonderzeichen ver- 
stümmelst, Wörter hinzufügst, Zeichen aus- 
läßt, oder ähnliches. Am besten ist es sowie- 
so, wenn Du den privaten Schlüssel nur auf 
einem externen Datenträger wie z.B. einer 
Diskette aufbewahrst (die du versteckst) und 
ihn nur von dort anwendest. 

Dein Schlüssel kann also relativ sicher 
sein, trotzdem kann mensch die Frage, ob 
nun verschleierte Daten wenigstens eine Zeit 
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lang zu 100% vor unbefugtem Zugriff 
geschützt sind, nur mit einem eindeutigen 
NEIN beantworten: Festplatten und Disket- 
ten können beschlagnahmt oder auf ver- 
netzten Computern extern durchsucht wer- 
den. Jeder Text wird irgendwann noch 
einmal gelesen, die elektromagnetische 
Strahlung von Kabeln und Monitoren aber 
kann abgehört werden. Spezielle Computer- 
viren, auch als »trojanische Pferde« bezeich- 
net, können das Mantra direkt beim Eintip- 
pen ausspähen. Die Liste der elektronischen 
Abhörmöglichkeiten ist zwar nicht unend- 
lich, aber doch ziemlich lang. 

Also? Besser nichts aufschreiben, besser 
nichts im Klartext schreiben, besser alles so 
schnell wie möglich wieder löschen, besser 
sich so verhalten, als ob es keine Verschlüsse- 
lung gäbe — und sie natürlich trotzdem so 
viel wie möglich benutzen, denn es ist für 
die SchnüfflerInnen ein Unterschied, ob auf 
Deiner Festplatte, die sie gerade mitgenom- 
men haben, alle E-Mails und Texte oder nur 
einige verschlüsselt sind. Der zusätzliche 
Aufwand beim täglichen Umgang mit Tex- 
ten und elektronischer Post ist dank der 
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Links 


Aktuelle Berichte u.a. zu Kryptopolitik ın 


- 


der Netzzeitschrift Telepolis: 
http://www.heise.de/tp 

Nachrichten aus der »kryptopolitischen 
Bewegung«: http://jya.com 
Verschlüsselungssoftware und Anleitungen: 
http://www.pgpi.org 

Anonymer Remailer: http://www.replay.com 


k-I@mail.nadir.oro 


direkten Integrationsmöglichkeit in einige 
Mail- 
wirklich gering, wenn mensch von der 


und Textverarbeitungsprogramme 


manchmal nerven- und zeitraubenden 
Installationsprozedur absieht. 
Verschlüsselung lohnt sich auf jeden Fall 
für das Verschicken von E-Mails, denn sie 
sind im Netz sonst so öffentlich wie eine 
Postkarte. Massenhafte Verschlüsselung stellt 
die SchnüfflerInnen vor ein massives Pro- 
blem, aber nur sobald sie auch wirklich mas- 
senhaft 


schwarzen Tages dann eine Entschlüsselung 


verwendet wird. Wenn eines 
von einzelnen Texten mit einem gerade so 
vertretbaren Zeit- und Geldaufwand mög- 
lich ist, bestünde dann immer noch das Pro- 
blem, die Nachrichten mit den wirklich sen- 
siblen Informationen herauszufiltern. 
Können wir uns also wieder bestätigt 
fühlen: Benutze Technik für die politische 
Arbeit und du kannst Dich nur noch mit 


Sicherheitsanalysen beschäftigen? 


l BACKSLASH, HackK-TIc, JANSEN & JANSSEN, KEINE 


PanıK, Der kleine Abhörratgeber, ID Verlag 
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Bücher 
Davın KaHn, The Codebreakers — the story of 
secret writing, 1181 Seiten(!), Scribner, New 
York, 1967/1996. Geschichte der Kryptogra- 
phie. 

AUTORINNENKOLLEKTIV »KEINE PANIK« 
(Hc.), Der kleine Abhörratgeber, ID-Verlag, 
1996. Praktisches Antiabhörbuch. 
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Interview Mit 
der Exil-Chilenin 
Marla Rojas 


SIND DAS NEUE SOZIALE SUBJEKT« 


Maria Rojas war in verschiedenen sozialen 
Bewegungen im Chile der 60er Jahre aktiv. 
Nach dem Putsch 1973 beteiligte sie sich aus 
dem Untergrund am Wiederaufbau der 
Volkswiderstandsbewegung. 

Nach zwei Jahren Gefängnis wurde sie 1976 
aus Chile ausgewiesen und lebte in 
verschiedenen Ländern im Exil - unter 
anderem in der BRD. Heute beschäftigt 

sie sich vor allem mit der Aufarbeitung der 


chilenischen Geschichte. 


Der Putsch in Chile vor 25 Jahren scheint 
auch heute noch für Linke in Latein- 
amerika, aber auch für Linke hier, von 
großer Aktualität zu sein. Was ist Deiner 
Ansicht nach die besondere Bedeutung 
des Putsches ? 
Einerseits weckte der chilenische Weg zum 
Sozialismus viele Hoffnungen. Das erste Mal 
kam ein Marxist in einer kapitalistischen 
Gesellschaft durch Wahlen an die Regierung. 
Die Entscheidung zu diesem Weg löste eine 
große und sehr lange Debatte innerhalb der 
Linken aus, führte aber auch zur Pola- 
risierung der Linken. Erst sehr spät hat die 
Linke dann den Neoliberalismus als System 
thematisiert. Eigentlich beginnt erst jetzt 
eine tiefer gehende Debatte über Neolibera- 
lismus innerhalb der Linken, obwohl dieses 
System — ich würde eher sagen es ist ein 
Modell - schon vor 25 Jahren in Chile einge- 
führt wurde. Andererseits hat die Aktualität 
mit dem »Modell« selbst zu tun. Die Chile- 
Frage erlebte mit der Durchsetzung dieses 
Modells auf der ganzen Welt einen neuen 
Aufschwung. 

In den linken Debatten, die durch die 
Regierung der Unidad Popular unter Salva- 
dor Allende ausgelöst wurden, ging es 
hauptsächlich um die Frage, wie die fort- 
schrittlichen Kräfte die Krise des Kapi- 
talismus überwinden können und um die 
Schaffung von Veränderungen in Richtung 
Sozialismus. Da gab es im Groben zwei Stra- 
tegien. Die eine beinhaltete das Konzept der 
Etappen-Revolution, von den 
kommunistischen Parteien. Deren Diagnose 


vertreten 


war, daß in Lateinamerika mehrheitlich eine 
feudale Gesellschaftsformation vorherrsche. 
In der ersten Etappe der Revolution sollten 
demokratische Veränderungen geschaffen 
und das soziale Subjekt — das Proletariat — 
entwickelt werden. Erst wenn das Proletariat 
als Klasse existiere, könne die sozialistische 
Veränderung durchgesetzt werden. Für die- 
ses Projekt war das Bündnis mit der Natio- 
nalbourgeoisie notwendig, die mit dem 
Modell der Importsubstitution entstanden 
ist und einen entsprechenden Staatsapparat 
gegründet hat. In diese Richtung tendierte 
die Unidad Popular, obwohl sie natürlich 
nicht mit der chilenischen KP identisch war, 
sondern die KP nur einen Teil des Bünd- 
nisses darstellte. Die andere Strategie ging 
davon aus, daß Chile und Lateinamerika 
bereits eine kapitalistische Struktur haben. 


Dieser Analyse nach bestanden die Vor- 


aussetzungen, beide Aufgaben der Revo- 
lution — die demokratische und die sozialis- 
tische — in einem Moment zusammen zu 
bringen. Deshalb sah dieses Konzept auch 
den Aufbau der sozialrevolutionären Kräfte 
und die Strategie des volksrevolutionären 
Krieges vor. Damit ist nicht nur bewaffneter 
Kampf gemeint. Die Strategie des volksrevo- 
lutionären Kampfes beinhaltet auch die 
Schaffung von Volksmacht durch lokale Ver- 
änderungen usw. 

Ein Problem der Debatte damals war der 
Reduktionismus und Schematismus beider 
Konzepte. Das führte zu einer tiefgreifenden 
Spaltung. Natürlich gab es schon damals 
andere soziale Subjekte, die in der Strategie 
der KP’s nicht berücksichtigt wurden. Ich 
meine damit die indigene Bevölkerung 
sowie die Armen vom Land und aus der 
Stadt. Diese Sektoren 
Modell der Importsubstitution marginali- 
siert und zählten nicht zur Basis des sozialen 
Bündnisses. Die zweite Strategie hat diese 
Sektoren in den Aufbau der sozialrevolutio- 
nären Kräfte mit einbezogen. 


waren schon ım 


Nach dem Putsch galt Chile als das erste 
»Versuchslabor« für ein an der Chica- 
goer Universität konzipiertes neolibera- 
les Projekt. Welche Folgen hatte dies — 
weniger in wirtschaftlicher Hinsicht, 
sondern eher für das soziale und gesell- 
schaftliche Gefüge in Chile und insbe- 
sondere für linke Strategien und Per- 
spektiven? 
Neoliberalismus ist viel mehr als ein wirt- 
schaftliches Modell. Man sollte der Debatte, 
die den Neoliberalismus lediglich auf einer 
ökonomistischen Basis analysiert, massiv wı- 
dersprechen. Neoliberalismus ist nichts an- 
deres als eine Etappe in der Entwicklung des 
kapitalistischen Systems ın der Form des 
Monopolkapitalismus mit einer transnatio- 
nalen Basis. Dies steht im Gegensatz zu den 
anderen Phasen, als das Kapital auch eine 
nationale Matrix hatte. Aber Neoliberalis- 
mus beinhaltet auch eine Kultur und ein 
bestimmtes soziales Konzept. Der Neolibe- 
ralismus hat nicht nur unsere Wirtschaft 
verändert, sondern auch unsere Geographie, 
unsere nationalen Ressourcen und sogar die 
Landschaft, die sozialen Beziehungen und 
die Kultur. Die Hauptveränderungen durch 
den Neoliberalismus sind die Veränderung 
der sozialen Formation und die Veränderun- 


gen in der Struktur des Staatsapparates. 


Zu den sozialen Veränderungen gehört 
die soziale Atomisierung, die Vernichtung 
von historisch gewachsenen sozialen Struk- 
turen, die Zerstörung der sozialen und kul- 
turellen Identität, die Entsolidarisierung und 
Individualisierung als Vorschlag für das 
gesellschaftliche Leben. Die Atomisierung 
und Fragmentierung des sozialen Körpers 
hatte dramatische Folgen. 

Die Zerstörung der nationalen Industrie 
und die Versteigerung dieser wirtschaft- 
lichen Branche hat auch zum Verschwinden 
der nationalen Bourgeoisie und der schnell- 
len Reduktion der ArbeiterInnenklasse ge- 
führt. Die chilenische ArbeiterInnenklasse 
ist inzwischen sehr klein und die meisten 
ehemaligen ArbeiterInnen sind heute Ein- 
wohner von Elendsvierteln oder arbeiten im 
informellen Sektor. Das schnelle Wachstum 
des Dienstleistungssektors und die Margina- 
lisierung bringen neue soziale Subjekte her- 
vor. Diese Sektoren könnten sehr viel Kraft 
innerhalb des neoliberalen Modells ausü- 
ben. Diese neue Bündnispolitik auf sozialer 
Ebene zu verwirklichen ist eigentlich eine 
Herausforderung für die Linke. 

Eine andere wichtige Folge des neolibera- 
len Projektes in Chile ist die massive Durch- 
dringung der chilenischen Gesellschaft mit 
der Kultur der USA durch die Monopole der 
Massenmedien. Damit war eine Schwächung 


der chilenischen Kulturbewegung verbun- 
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den. Diese Kulturbewegung hat bei Bildung 
eines Bewußtseins und der Mobilisierung 
für eine Volksbewegung eine sehr große 
Rolle gespielt. Die nationale Identität, die für 
uns ein wichtiges Konzept ist, diese Zugehö- 
rigkeit zu einer Volksbewegung wurde 
dadurch geschädigt. Es sind wichtige natio- 
nale Symbole gefallen. 


Warum war die nationale Identität mit 
nationalen Symbolen so wichtig für den 
Aufbau einer revolutionären, progressi- 
ven Volksbewegung? Womit genau konn- 
ten sich die Leute identifizieren? 
Diese Betonung der nationalen Identität hat 
mit unserer Geschichte und mit der Kultur 
des Widerstandes zu tun. Chile ist ein Land, 
das seit der Eroberung durch die Spanier bis 
hin zu der massiven Einflußnahme der USA 
immer unter der Herrschaft eines anderen 
Landes gestanden hat. Vor allem die USA 
haben immer versucht, uns von unserer 
eigenen Geschichte und den Zielen, die wir 
hatten, zu entfremden. In den 60er Jahren 
beispielsweise sind viele us-amerikanische 
Sekten nach Chile gekommen und religiös 
motivierte »Friedenscorps«, die in den 
Armenvierteln arbeiteten. Das alles lief im 
Rahmen des »Bündnis für den Fortschritt«. 
Ziel war es, die wachsende Einheit des chile- 
nischen Volkes zu stoppen und zu verhin- 
dern, daß diese sozialen Bewegungen und 
Strömungen zusammenkamen und sich eine 
Volksbewegung bilden konnte. Unter Iden- 
tität verstehen wir deshalb einen aktiven 
Prozeß der Bildung eines eigenen Bewußt- 
seins über die eigenen Ziele und die eigene 
Geschichte. Für uns hat Identität nichts mit 
Chauvinismus oder Nationalismus im nega- 
tiven Sinne zu tun. Es geht vielmehr darum, 


ÄRRANCA! 


als abhängiges, unterentwickeltes und ausge- 
beutetes Volk nicht nur gegen die ökonomi- 
sche Herrschaft zu kämpfen, sondern auch 
gegen die Kultur und gegen die Ideologie, 
die dieses wirtschaftliche System mit sich 
bringt und die auf die einzelnen wirkt. Des- 
halb war es für uns in den 60er Jahren wich- 
tig, daß wir uns über unsere Geschichte 
bewußt wurden und darüber, daß wir Ver- 
änderungen im positiven Sinne schaffen 
können. 


Die verschiedenen sozialen Gruppen 
und Sektoren, die in einer Nation leben 
und von der Geschichte des Kolo- 
nialismus betroffen sind, sind schließlich 
nicht homogen. Es gibt die indigenen 
ChilenInnen und die nicht-indigenen 
ChilenInnen und es gibt Klassenverhäl- 
tnisse. Wie kann da von einer nationalen 
Identität gesprochen #werden? 
Wenn ich von Volksbewegung spreche, 
schließe ich die herrschenden Klassen aus. 
Natürlich gibt es auch innerhalb der Volks- 
bewegung Unterschiede und unterschiedli- 
che Entwicklungen. Wir waren auch von 
einem bestimmten Rassismus geprägt. Aber 
durch die Diskussionen um Rassismus, die 
schon Ende der 60er und Anfang der 70er 
Jahre begannen, haben die Indigenen eine 
neue Rolle bekommen. Dabei gab es zwei 
politische Strömungen: Die einen wollten 
die UreinwohnerInnen »chilenisieren«. Sie 
argumentierten, daß die UreinwohnerInnen 
schließlich auch zu den Armen des Landes 
gehören und deshalb mit den anderen ar- 
men ChilenInnen zu kämpfen hätten. Aber 
dies sollten sie aus der Perspektive der 
armen ChilenInnen tun, was natürlich eine 
Verletzung der Identität dieser Völker dar- 
stellte. Die revolutionären Linken hingegen 
haben die Anerkennung der indigenen Be- 
völkerung als solche, nicht diese Proletarisie- 
rung gefordert. Genau das war wichtig in 
diesem neuen Konzept vom sozialen Subjekt. 


Wir waren gerade bei den Themen 
Nation und Nationalismus. Du hast den 
Bezug zur Nation als progressives Ele- 
Linke be- 
schrieben. Für die deutsche Linke gibt es 
dieses Bild nicht. Sie hat aufgrund der 
Verbrechen des 


ment für die chilenische 


Nationalsozialismus 
einen sehr negativen Bezug zur Nation, 
v.a. zur deutschen Nation. Der positive 
Bezug zur Nation hat für die Mehrheit 


der deutschen Bevölkerung jedoch eine 
starke Anziehungskraft, aber die Nation 
als politische Kategorie ist hier eindeutig 
von den Rechten besetzt. 
Heute ist es sowieso schwierig, die Nation als 
eine Rettung zu betrachten, als eine Nische, 
wofür man kämpft und zwar aufgrund des 
Globalisierungsprozesses. Ich sehe im Fall 
Deutschland auch andere Schwierigkeiten 
aus der Geschichte. Aber ich sehe auch, daß 
die Linke gerade hier sehr wenig an der Ge- 
schichte des Widerstandes arbeitet. Wahr- 
scheinlich bremsen die negativen Elemente 
der Vergangenheit die Entstehung einer 
Identität der deutschen Linken, zu recht 
natürlich. Dennoch sage ich immer: »Ihr 
habt genügend Ansätze«, um die heutige Lin- 
ke in Kontinuität zum Widerstand während 
des Nationalsozialismus zu sehen. Diese his- 
torischen Anknüpfungspunkte haben hier 
aber sehr wenig Gewicht. Das hat sicher mit 
der hegemonialen Kultur und Ideologie 
Deutschlands zu tun. 


Welche Kräfte gibt es heute in der linken 

chilenischen Opposition? 

Es gibt zwei linke Oppositionen. Die eine ist 
legal und hauptsächlich vertreten durch die 
Kommunistische Partei. Sie ist die größte 
chilenische linke Partei und die größte linke 
Massenorganisation, die gegen Neolibera- 
lismus und für mehr Demokratie kämpft. 
Die kommunistische Partei hat seit der letz- 
ten Wahl, bei der sie acht Prozent der 
Stimmen bekommen hat, eine sehr positive 
Entwicklung durchlaufen. 

Die sozialistische Partei zähle ich auf- 
grund ihrer ideologischen Veränderungen 
nicht mehr unter die linken Parteien. Inner- 
halb der halblegalen Organisationen gibt es 
einige kleine sozialistische Parteien und in 
der Bewegung der revolutionären Linken 
zwei Strömungen. Das sind die kommunisti- 
sche Partei Pro-China (MLML), die klein, 
aber sehr aktiv ist, und einige kleine Or- 
ganisationen, die bewaffnet gekämpft haben, 
aber so gut wie zerstört sind. 

Ich sehe die chilenische Linke heute in 
einer schwierigen Lage. Nicht nur wegen des 
Zerfalls des Sozialismus in Osteuropa, der 
eher die kommunistische Partei getroffen 
hat, sondern mehr aufgrund der großen 
Niederlage während der Diktatur. Damals 
hatte sich wirklich ein Volkswiderstand auf- 
gebaut, in dem verschiedene linke Organi- 
sationen tätıg waren: SozialistInnenn, Mao- 


istInnenn, christliche Linke, MIR usw. Aber 
sie wurden zerschlagen. Dies war jedoch 
eher eine ideologische und politische, als 
eine militärische Niederlage. Heute unter 
oder 


dieser beschränkten 


sogenannten 
repräsentativen Demokratie, findet unter 
großen 


Schwierigkeiten eine 


langsame 
Reartikulierung statt. 

Der bewaffnete Kampf ist heute in Chile 
keine Option. Erst einmal müssen den sozia- 
len Bewegungen Projekte und Programme 
gegeben werden und die politische Organi- 
sation muß sich konsolidieren. Aber auch 
dann bin ich der Meinung, daß der bewaff- 
nete Kampf heute nicht zur Debatte steht. 
Wobei es klar ist, daß jeder konsequente 
Kampf gegen den Neoliberalismus auf 
äußerste Konfrontation stoßen wird. Es gibt 
in Chile Gruppen und Organisationen, die 
als Teil ihrer Strategie nicht auf den bewaff- 
neten Kampf verzichten. Das bedeutet nicht, 
daß sie gerade bewaffnet aktiv sind. Haupt- 
sächlich sind das die MIR-EGP und Fraktio- 
nen der ehemaligen patriotischen Front 
Manuel Alle diese Or- 
ganisationen befinden sich in einer Phase 
der Diskussionen, wie die Verbindungen mit 
den sozialen Sektoren wiederherzustellen 
sind, und wie man sich in lokale Kämpfe 
involvieren kann. 


Rodriguez. 


Die chilenischen Linken setzen heute viel 
mehr auf die lokale Ebene, auf lokale Kämp- 
fe und Basisarbeit, aber nicht mit der Per- 
spektive, kurzfristig den Staatsapparat zu 
erobern oder die Regierung zu übernehmen, 
sondern eher, um diese soziale Entwicklung 
zu unterstützen. Das ist eine andere Vision 
und eine andere Perspektive. 


Ist diese Perspektive für die Menschen 
eine greifbare Alternative oder ist das, 
was die organisierten Gruppen im Kopf 
haben, gar nicht so verbreitet? 
Nein, so verbreitet ist das nicht. Allerdings 
gibt es in Chile - ohne daß die Parteien di- 
rekt damit zu tun hätten - eine lokale soziale 
Arbeit. Diese Kommunalarbeit existiert in 
allen Provinzen und auf allen Ebenen, aber 
noch ohne Koordinierung und ohne ein ge- 
meinsames Projekt. Vielmehr geht es um die 
Lösung der konkreten Probleme vor Ort. 
Der Weg zu einem gemeinsamen Projekt ist 
noch weit. Aber ich sehe, daß der tiefste 
Punkt der Krise schon überwunden ist. Die 
Linke steht aber wie gesagt ohne Programm 


und Projekt da, ohne eine klare Theorie, wie 


die heutigen Herausforderungen anzugehen 
seien. Darin liegen die Hauptprobleme und 
nicht in der Bereitschaft der Leute mitzuma- 
chen. Es ist aber unbedingt notwendig und 
dringend, die entsprechenden theoretischen 
Ebenen zu erarbeiten. Sonst werden wir 
immer auf der Ebene der Mobilisierung, des 
Protestes stehen bleiben, jedoch keine mach- 
bare Alternative schaffen. Ich sehe im Auf- 
bau organisierter lokaler, sozialer Strukturen 
— der lokalen Integration — einen wichtigen 
Ansatzpunkt gegen die sozialen Fragmen- 
tierungsstrategien des Neoliberalismus. 


Was Du eben beschrieben hast, nennst 
Du lokale Integration. Auf der anderen 
Seite sprichst Du aber auch von einer 
regionalen Integration der lateinameri- 
kanischen Wirtschaftsmärkte. Wo siehst 
Du da Ansatzpunkte? 
Es gibt zwei Ebenen. Die eine hat mehr mit 
der sozialen Integration zu tun, auf lokaler, 
nationaler oder internationaler Ebene. Hier- 
bei geht es um das Ziel des Wiederaufbaus 
einer Volksbewegung. Dabei besteht die 
Notwendigkeit des alternativen Wirt- 
schaftsblocks. Daran müssen wir arbeiten 
und auch vor Ort Lösungen für die wirt- 
schaftlichen Aspekte finden. Auch der kultu- 
relle Bereich gehört zur Ebene der Volksbe- 
wegung 
Eine andere Ebene ist die Integration der 
lateinamerikanischen Staaten, die heute eine 
Antwort auf diese Unipolarität und gegen 
die Herrschaft der Großkonzerne sein kann. 
Diese Integration — zum Beispiel der 
wirtschaftliche Zusammenschluß Mercosur 
(zu dem Argentinien, Brasilien, Uruguay 
und Paraguay gehören. Chile ist assoziiertes 
Mitglied mit besonderen Klauseln) - bedeu- 
tet nicht mehr, als Kräfte zusammenzubrin- 
gen, um einerseits aus einer besseren Posı- 


den anderen 


tion heraus mit 
Wirtschaftsblöcken zu verhandeln. Auf der 
anderen Seite bedeutet es auch den politi- 
schen Willen, Kooperation unter diesen 
Staaten zu entwickeln. Das bedeutet auch, 
daß die Gewinne und Erfolge in diesen Län- 
dern bleiben und nicht in die transnationa- 
len Gremien fliefßsen. 

Mercosur wird — mit Kritik — von den 
Linken ganz positiv beurteilt. Man sieht die 
Notwendigkeit der regionalen Integration. 
Ein großes Problem des Mercosur sind 
natürlich die Rechte der ArbeiterInnen. Es 


gibt bislang weder Sozial- und Arbeits- 


klauseln noch eine gemeinsame Vereinigung 
der ArbeiterInnen aus den verschiedenen 
Mercosur-Staaten. Gegen den Beitritt Chiles 
zur NAFTA gibt es hingegen großen Wider- 
stand. Eine der wenigen großen Bewegun- 
gen, bei der gegen Wirtschaft und Zvilgesell- 
schaft gemeinsam mobilisiert wurde, war 
das NAFTA-Abkommen. Denn es bedeutet 
die totale Öffnung. 

Ich glaube, beide Ebenen sind notwendig, 
aber die Linke kann nicht auf eine eigene 
Integrationspolitik von unten verzichten. 
Dazu gehört nicht nur die politische Koordi- 
nation von Parteien oder Gruppen, sondern 
z.B. auch die Zusammenarbeit mit den 
UreinwohnerInnen und den »neuen 
Armen«. Dafür ist allerdings ein neues linkes 


Konzept notwendig. 
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Befriedung oder Befreiung? 


Perspektiven internationaler Solidarität für die Freiheit 


der politischen Gefangenen. 


Eine Arbeitskonferenz vom 1. — 5. April 1999 in Berlin 


Am 10. Dezember 1998 jährte sich zum fünzigsten Mal 
der Tag, an dem die UNO die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte verabschiedete. Die Rede von 
den Menschenrechten ist allgemein geworden - die 
Menschenrechte sind es nicht. Ob eingeschlagene 
Köpfe von politischen Gefangenen in der Türkei, Live- 
Übertragungen von verfassungsmäßig_legitimierten 
Hinrichtungen im us-amerikanischen Fernsehen oder 
Massaker an brasilianischen Landlosen - es gibt kein 
Verbrechen gegen die Menschheit, über das nicht der 
Mantel internationaler Verträge zur Einhaltung der 
Menschenrechte gebreitet wird. In den letzten fünf- 
zehn Jahren hat sich der Imperialismus - ökonomis- 
tisch verkürzt auch Neoliberalismus genannt - nahezu 
überall auf der Welt durchgesetzt. Der Sieg dieses 
Systems wird Frieden genannt, obwohl es wie im Fall 
Chile oft militärisch durchgesetzt wurde und für die 
Mehrheit der Weltbevölkerung Marginalisierung und 
Unterdrückung bedeutet. 

Die Krise der Linken ist X-mal beschrieben worden. 
Insbesondere in Deutschland hat die radikale Linke in 
den vergangenen Jahren keine Zeitschrift veröffent- 
licht, in der die Forderung nach »Aufarbeitung« fehlt 
und der Mangel an Handlungsfähigkeit thematisiert 
wird. Die Verantwortung für neue Perspektiven wird 
zumeist von einer Auseinandersetzung mit der Ge- 
schichte der Linken und ihrer Widersprüche entkopp- 
pelt. Zu dieser Geschichte gehören die bewaffneten 
Rebellionen und Kämpfe im Süden ebenso wie die in 
den westlichen Industriemetropolen. Die Anerkenn- 
nung dessen verlangt nicht die Zustimmung zu allen 
Strategien, Aktionen und Taten. Aber es verlangt die 
Anerkennung der historisch und aktuell eingeschlage- 
nen Wege radikaler Aufbrüche, als das, was sie waren 
und sind: Versuche der Befreiung aus der sozialen 
und ökonomischen Gnadenlosigkeit der kapitalisti- 
schen Weltordnung. 

Die früheren Bezugssysteme internationaler Befrei- 
ungsstrategien sind nicht erst seit dem Zusam- 
menbruch der staatssozialistischen Systeme sowjet- 
ischer Prägung unbrauchbar geworden. Auch die 
Eröffung einer Front im »Herzen der Bestie« (Che) ist 
gebrochen. Der globalisierte Kapitalismus verschärft 
soziale und ökonomische Widersprüche, ebnet vorma- 
lige Unterschiede tendenziell ein und schafft neue 
Abhängigkeiten (z.B. durch die sogenannten »Struk- 
turanpassungsprogramme« des IWF). Die aktuelle Dis- 
kussion um Demokratie und Menschenrechte ist darin 
zugleich auch der Diskurs der Herrschenden. Fünfzig 


Jahre nach dem »Geburtstag«e der Menschenrechte 


sind in vielen Ländern Folter, »Verschwindenlassen« 
von Menschen und schmutziger Krieg weiter an der 
Tagesordnung. Weltweit gibt es mehrere hundertau- 
send politische Gefangene. Die Gewalt, der sie ausge- 
setzt sind, sowie ihr beharrlicher Kampf um menschli- 
che Würde und kollektive politische Identität sind 
Zeichen, daß es kein Ende der Geschichte gibt. Eine 
Antwort auf die Frage nach den politischen Ge- 
fangenen ist insbesondere in der BRD zugleich eine 
scharfe Kritik an der radikalen Linken selbst. 


Welche Wege gehen? 

Die Konferenz »Befriedung oder Befreiung?« an Ostern 
1999 in Berlin hat die Lage der politische Gefangenen 
sowie ihre Kämpfe und die Notwendigkeit, sie zu 
unterstützen zum Ausgangspunkt. Der damit verbunde- 
ne Kampf z.B gegen die systematische Straflosigkeit 
der Folterer und Mörder ehemaliger Militärdiktaturen 
in Lateinamerika und für die Rückkehr von Verschwun- 
denen wird ein weiterer Schwerpunkt sein. Über »Ver- 
schwundene« und politische Gefangenen zu Spre- 
chen, heißt über die Gründe ihres Kampfes sowie 
über die Ursachen politischer Repression und sozialer 
Unterdrückung zu diskutieren. Die politischen Kräfte- 
verhältnisse bestimmen die Form der Repression. 
Befriedungsstrategien, wie Dialogangebote, Ver- 
handlungen und Friedensverträge in Palästina, Nordir- 
land oder dem Baskenland sind nur die andere Seite 
der offenenen Repression bzw. der verdeckten Kriege 
wie sie in Kurdistan, der Türkei, in Kolumbien oder 
Mexiko gegen die Opposition geführt werden. 
Besonders ungeklärt ist die Situation der politischen 
Gefangenen während »demokratischer Übergänge« 
nach Militärdiktaturen. In einer besonderen Situation 
befinden sich auch die politischen Gefangenen der 
Industriemetropolen USA, Itallen und der BRD nach 
dem vorläufigen Ende bewaffneter Fundamenta- 
lopposition. 

Der Titel der Konferenz, die Frage Befriedung oder 
Befreiung? steht bei dem Versuch, sich international 
über die verschiedenen Entwicklungen zu verständi- 
gen im Zentrum. Dieser Austausch kann dazu beitra- 
gen, die Niederlage im Kampf um die Freiheit der polı- 
tischen Gefangenen in der BRD nicht nur als eine 
speziell deutsche Tragödie zu begreifen, sondern auch 
wieder über eine Zukunft jenseits utopistischer Träu- 
mereien zu diskutieren. Allerdings kann es keine 
Zukunft ohne die Erinnerung geben. Und zur Erinne- 
rung gehört die Auseinandersetzung mit dem jahr- 


zehntelang gültigen politischen Selbstverständnis vie- 


ler Linker: eine radikale, systemübermwindende Politik 
zu vertreten, die nicht nur aus der Analyse der gesell- 
schaftlichen Zustände in den weißen Industrie- 
metropolen zu entwickeln ist. Bezugspunkt kann nur 
die Gesamtheit der weltweiten Bewegungen und Re- 
bellionen gegen die Widersprüche des Kapitalismus 


sein. 


Kein Podium - kein Publikum 
Die Konferenz wird organisiert und veranstaltet von 
den IHD-Menschenrechtsvereinen aus Türkei und Kur- 
distan, der palästinensischen Vereinigung für die Ver- 
teidigung der politischen Gefangenen ADDAMEER, 
den baskischen Gestoras pro Amnistia, der Koordina- 
tion der italienischen Mumia Abu Jamal-Solidaritäts- 
gruppen sowie der Initiative Libertad! mit weiteren 
Gruppen aus der BRD. Eingeladen sind Solidaritäts- 
komitees, Basisgruppen, Menschenrechtsorganisatio- 
nen und Befreiungsbewegungen aus aller Welt. 

Die Themen der Diskussion versuchen, verschiede- 
ne Aspekte staatlicher Unterdrückung sowie Be- 
dingungen der Kämpfe und Bewegungen selbst zu 
fassen. An jedem der vier Tage wird es einen Schwer- 
punkt geben: dazu gehören die Lage der politischen 
Gefangenen, die Erfahrungen ihrer Kämpfe und ihrer 
gesellschaftlichen Bedeutung; die Analyse von Frie- 
densverhandlungen und ihre Rückwirkungen auf die 
politischen Gefangenen sowie auf den Kampf für die 
Verwirklichung der Menschenrechte. Weitere Themen 
sind Erfahrungen und Erwartungen hinsichtlich inter- 
nationaler Solidarität. Aus den Schlußfolgerungen soll 
sich eine Debatte über konkrete Perspektiven erge- 
ben: die Möglichkeit gemeinsamer Arbeit und Organi- 
sierung. Weil aus dem Kongreß keine Fragestunde der 
bundesdeutschen internationalistischen Linken an die 
Genossinnen aus dem Süden werden soll, wird es kei- 
ne ReferentInnen im klassischen Sinne geben. 

Befriedung oder Befreiung? Wir sagen: Ohne 
Gerechtigkeit kein Frieden! Frieden ist mehr als die 
Abwesenheit von bewaffneter Auseinandersetzung. 
Abschaffung der Todesstrafe, Schluß mit Folter und 
schmutzigem Krieg, Freiheit für die politischen Gefan- 
genen - die Gründe zu kämpfen sind nicht weniger, 
sondern mehr geworden! Menschenrechte werden 


nicht verschenkt, sondern erkämpft! 


Kontakt: 
Konferenzbüro Befriedung oder Befreiung? Yorckstra- 
Re 59, 10965 Berlin 
Tel: 030-78 89 99 o1 Fax: 030-78 89 99 02 
eMail: konferenz@libertad.de 


Für die Durchführung der Konferenz wird 
dringend Geld benötigt: 

Spendenkonto: Libertad!, Ökobank Frankfurt 

Blz: 500 90 100, Konto-Nr: 1021581 
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Nach dem Waffenstillstand von ETA rückt 
Euskadi in Richtung Unabhängigkeit, indem 
die baskische Linke eine Allianz mit dem 
konservativen baskischen Nationalismus 


eingeht. 


Mit der einseitigen Waffenstillstandserklä- 
rung von ETA vom 18. September 1998 hat 
sich die politische Situation in Euskadi fun- 
damental verändert. Es ist das erste Mal, daß 
die bewaffneten »Linksnationalisten«' eine 
unbefristete und bedingungslose Waffenru- 
he proklamieren. Zwar zeichnet sich noch 
keine substanzielle Veränderung des politi- 
schen Status’ des zwischen Frankreich und 
Spanien geteilten Euskadi ab, aber die ETA- 
Initiative hat bereits für entscheidende 
Bewegung zwischen den Fronten gesorgt. 
Nach den Wahlen zum Regionalparlament 
im spanischen Teil des Baskenlandes’ am 25. 
Oktober wird jetzt eine Koalition regieren, 
deren erklärte Absicht darin besteht, sich für 
die Unabhängigkeit und Vereinigung des 
Baskenlandes einzusetzen. Die Regierung 
wird von der auch bisher regierenden kon- 
servativ-nationalistischen PNV und der 
sozialdemokratischen EA gestellt. Der politi- 
sche Paukenschlag aber ist, daß das Wahl- 
bündnis der abertzalen Linken EH angekün- 
digt hat, die neue Regierung durch eine 
Tolerierung zu unterstützen und gleichzeitig 
die zentralspanischen Sozialisten PSE von 
der PNV nicht mehr als Koalitionspartner 
akzeptiert werden. Damit werden zum 
ersten Mal — zumindest indirekt — politische 
Kräfte mit in der baskischen Autonomie- 
Regierung sitzen, die sich positiv auf den 
Kampf von ETA beziehen, einer bewaffneten 
Organisation immerhin, die sich selbst als 
»revolutionär-sozialistisch« bezeichnet. 

Im spanischen Baskenland vollzieht sich 
damit ein Schulterschluß aller politischen 
Kräfte von linksradikal bis bürgerlich-kon- 
servativ, die sich für Unabhängigkeit und die 
Vereinigung des Baskenlands einsetzen. Die 
Kräfte, auf die sich die neue Regierung 
stützt, verfügen gemeinsam über 60% der 
Stimmen. EH hat über knapp 18% gewonn- 
nen, immerhin fast 2% mehr als ihre Vor- 
gängerin, die Wahlkoalition HB. PNV und 
EA haben bei den Wahlen Prozente einge- 
büßt, während die PP kräftig zulegen kon- 
nte. Insgesamt bestimmt also eine Polarisie- 


rung das Wahlergebnis, wobei die baskisch- 
Kräfte 
zusammen etwas stärker geworden sind. 


nationalistischen aller Couleur 

Die veränderte Konstellation nach der 
Einstellung der bewaffneten Aktionen von 
ETA sorgt bei den zentralspanischen politi- 
schen Kräften von der sozialdemokratischen 
PSOE bis zur postfranquistisch-konservati- 
ven PP und in den Madrider Medien für 
verärgerte Aufregung, die teilweise in Alar- 
mismus und Warnungen vor einer »Jugosla- 
wisierung« des spanischen Staates über- 
schlägt. Denn nicht nur im Baskenland, 
sondern auch in Katalonien und Galizien 
regt sich verstärkt antispanischer Regiona- 
lismus und Nationalismus. Bei linksorien- 
tierten BeobachterInnen außerhalb des Bas- 
kenlandes überwiegen Skepsis und 
Verwunderung gegenüber dem Verhalten 
der baskischen Linken, die sich mit der von 
ihr einst heftig verschmähten PNV in ein 
Boot setzt. Die baskische Linke selbst ist 
allerdings fast einmütig davon überzeugt, 
den richtigen Weg zu gehen. Die neue Wahl- 
plattform EH umfaßt das gesamte Spektrum 
von HB, die als ETA-nah gilt, bis zur links- 
kommunistischen Zutik und zahlreichen 
ungebundenen Intellek- 
tuellen und Persönlichkeiten, die ETA zum 
Teil skeptisch gegenüber stehen und deren 
Militarismus kritisieren, aber immer am Ziel 
der Unabhängigkeit Euskadis festhielten. EH 
war kurz vor den Regionalwahlen auf Initia- 


linksorientierten 


tive von HB gegründet worden. 


Radikal gegen Franco 
Um die Bedeutung der aktuellen Ereignisse 
einschätzen zu können, ist es notwendig, 
sich die Vergangenheit des Konfliktes in Eus- 
kadi zu vergegenwärtigen. Nach dem Fran- 
co-Putsch 1936 bildete Euskadi eine Bastion 
des antifaschistischen Widerstandes im Bür- 
gerkrieg. Auch nach der militärischen 
Niederlage der Republik blieb es hier stets 
unruhig. Der antifranquistische Widerstand 
wurde von den baskischen Nationalisten 
getragen, deren radikaler Flügel sich seit 


Wahlergebnisse der Regionalwahlen im spanischen Baskenland 


1998 

Stimmen Prozente Sitze 
PNV 347 958 27,97 21 
PP 250580 20,14 16 
EH/HB 223264 17,94 14 
PSE 218607 17,57 14 
EA 108 300 8,70 6 


1994 

Stimmen Prozente Sitze 
304 346 29,84 22 
146 960 14,41 11 
166 147 16,29 11 
174 682 17,00 12 
105 136 10,31 8 
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»DIE GUARDIA CIVIL 
AUFLÖSEN« 

—- ÖFFENTLICHE AKTION 
DER TOTALVERWEIGER- 


ERBEWEGUNG 


Ende der 5oer Jahre in ETA organisierte. Die 
erste größere militärische Aktion von ETA 
sollte 1961 darin bestehen, eine Bombe unter 
einen mit faschistischen Bürgerkriegsvetera- 
nen beladenen Zug zur Explosion zu brin- 
gen. Dies schlug zwar fehl, doch der bewaff- 
nete Widerstand von ETA war auch durch 
härteste Repression nicht mehr zu stoppen. 
Insbesondere mit der Ermordung des desi- 
gnierten Franco-Nachfolgers Admiral Carr- 
rero Blanco 1973 trug ETA entscheidend zum 
Sturz des faschistischen Systems bei. Auch 
der sich mit dem radikalen baskischen 
Nationalismus verbindende militante Arbei- 
terwiderstand in Euskadi hatte daran eine 
nicht zu unterschätzende Bedeutung. Ausge- 
hend von den Betrieben der Schwerindustrie 
in Euskadi breiteten sich mehrere General- 
streiks gegen das Franco-Regime auch auf 
andere Teile Spaniens aus. 

Das franquistische System unterdrückte 
in Euskadi alle Ausdrucksformen der baski- 
schen Kultur. Insbesondere die baskische 


Sprache durfte nicht mehr gesprochen wer- 
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den. Gerade diese Repression, die mit einem 


großspanischen Chauvinismus gegen alles 
»Baskische« verbunden war, wirkte für viele 
Basken identitätsstiftend. Die im Umfeld der 
traditionellen, katholisch-konservativen 
PNV entstandene ETA verband ab Mitte der 
6oer Jahre unter dem Eindruck der Kubani- 
schen Revolution, des Vietnamkriegs, der 
Guerilla Che Guevaras und dem Befreiungs- 
krieg in Algerien den baskischen Nationa- 
lismus zunehmend mit sozialrevolutionären, 
marxistiischen und antiimperialistischen 
Elementen. Obwohl sich ETA mehrmals 
spaltete, blieb dieser Bezug bis heute erhal- 
ten. 

Während im restlichen Spanien der 
Übergang vom Franquismus zur bürger- 
lichen Demokratie relativ geordnet und 
kontrolliert verlief, herrscht in Euskadi bis 
heute der Ausnahmezustand. Der »demo- 
kratische Übergang« in Spanien beinhaltete 
weitgehende Kontinuitäten des faschisti- 
schen Staates. So blieben in Armee, Polizei 


und Staatsapparat die meisten der alten 


Funktionäre in ihren 
Machtpositionen. Während die wichtigsten 
Kräfte der spanischen Linken, die sozialde- 
mokratische PSOE und die aus der kommu- 
nistischen Partei PCE hervorgegangene IU, 
ihre radikalen Forderungen aus der Zeit des 
Kampfes gegen Franco längst aufgegeben 
haben, werden diese von der baskischen Lin- 
ken bis heute weitervertreten. Damals stan- 
den PSOE und PCE wie die baskische Linke 
gegen den Eintritt Spaniens in die NATO 
und die EG, forderten die Abschaffung der 
Monarchie, mobilisierten für die Zerschla- 
gung des franquistischen Militärapparates 
und forderten das Selbstbestimmungsrecht 
der verschiedenen sich als Nationen begrei- 
fenden Entitäten im spanischen Staat. Nach 
der Aufgabe dieser Positionen durch PSOE 
und PCE/ IU steht die baskische Linke somit 
heute als einzige verankerte politische Kraft 
in Spanien noch in der Kontinuität der radi- 
kalen Opposition gegen den Franquismus. 
Wie stark die Unabhängigkeitsbewegung 
in Euskadi verwurzelt ist, zeigte sich 1978, als 


über die neue spanische Verfassung abge- 
stimmt wurde: 


franquistischen 


Im Baskenland votierten 
zwei Drittel der WählerInnen dagegen und 
schlossen sich somit der Forderung nach 
Unabhängigkeit von Spanien an. Diese 
strukturelle Mehrheit hat sich bis heute 
nicht verändert. 

Gerade deshalb riß die repressive Politik 
gegen die Bewegung im Baskenland nie ab. 
Nirgends im spanischen Staat sind die Kon- 
tinuitäten des Franquismus deutlicher als in 
Euskadi sichtbar. So wurden beispielsweise 
in den Jahren zwischen 1977 und 1983 mehr 
als tausend Demonstrationen und Kundge- 
bungen in Euskadi von der Polizei gewalt- 
sam beendet. Bis heute gehört dies zur 
Tagesordnung. Die Gefängnisse füllten sich 
nach dem »demokratischen Übergang« bald 
wieder mit baskischen politischen Gefange- 
nen. Schätzungen zufolge wurden in den 
ersten sechs nachfranquistischen Jahren 
mindestens 980 verhaftete Basken von der 
Polizei mißhandelt und gefoltert. Zwischen 
1976 und 1987 verübten Todesschwadrone 
im Auftrag des Innenministeriums 67 Morde 


an baskischen AktivistInnen. 


Aktion und Repression 
In den Jahren nach Francos Tod verloren die 
zahlreichen sozialen Bewegungen, die sich 
um das Projekt der abertzalen Linken 
gruppieren, in Euskadi nicht an Vitalität. Die 


baskische LAB dürfte in Europa heute die 
einzige linksradikale 
Massenbasis sein. Daneben besteht mit Jarr- 


Gewerkschaft mit 


rai eine stark verankerte radikale, marxis- 
tisch orientierte Jugendorganisation. Auch 
die Ökologiebewegung, die feministische 
Bewegung und die Bewegung der Totalver- 
weigerer verfügen im Baskenland über eine 
starke Basis in der Gesellschaft. So konnte 


der massenhafte, militant geführte Kampf 


der baskischen Anti-AKW-Bewegung ver- 
hindern, daß geplante Kernkraftwerke in 
Euskadi gebaut wurden. Internationalisti- 
sche Komitees sind nirgends in Spanien so 
zahlreich und aktiv wie im Baskenland. ETA 
ist ohne die Existenz dieser sozialen Bewe- 
gungen nicht denkbar. Auch wenn nicht alle 
Teile in der heterogenen und pluralen baski- 
schen Linken den Weg von ETA teilen, exis- 
tiert ein Grundkonsens über die Forderung 
nach Souveränität des Baskenlandes und 
Stopp der Repression durch die Kräfte des 
spanischen Zentralstaats. 

Daß ETA im Herbst einen Waffenstill- 
stand erklärte, hängt nun vor allem mit der 
Zuspitzung der Konfrontation seit dem 
Machtantritt der PP-Regierung unter Präsi- 
dent Aznar 1996 zusammen. Aznar kappte 
alle informellen Kontakte zu ETA, die unter 
der PSOE-Regierung noch existierten. Nach 
ETA-Attentaten gegen PP-Gemeinderäte im 
Jahr 1997 setzte die Regierung auf antibas- 


‚una Eus? 


kische Massenmobilisierungen in ganz Spa- 
nien. Ende 1997 wurde die gesamte Führung 
der Wahlkoalition HB inhaftiert und wegen 
angeblicher ETA-Unterstützung zu sieben 
Jahren Haft verurteilt. Tatsächlich hatte HB 
bei Wahlkundgebungen einen Videofilm 
gezeigt, in dem ETA eine Friedensinitiative 
vorschlägt (das gleiche Video wurde auch im 
deutschen Fernsehen bei SPIEGEL-TV ausge- 
strahlt). 
der Repressionswelle stellte im Juli 1998 das 


Der letzte vorläufige Höhepunkt 


Verbot der Tageszeitung Egin und des 
Radiosenders Egin Irratia dar, denen eben- 
falls Verbindungen zu ETA angelastet wer- 
den. Die linksorientierte Egin verfügte über 
eine Auflage von 50000 Exemplaren und 
eine LeserInnenschaft von etwa 200 000 Per- 
sonen. Die Schließung der Zeitung durch die 
Polizei stellt den größten Angriff auf die 
Pressefreiheit nach dem Ende der Franco- 
Herrschaft dar. 

Die Eskalation seit Aznars Machtantritt 
bewirkte zweierlei: Zum einen hatte die 
Attentat-Serie von ETA gegen PP-Lokalpoli- 
tiker zum ersten Mal dazu geführt, daß aus 
dem Lager der abertzalen Linken selbst 
massive Kritik an ETA geübt wurde. Die An- 
schläge gegen unbekannte Politiker wurden 
von immer weniger ETA-SympathisantInn- 
nen begrüßt. Außerhalb des Baskenlandes 
konnte ohnehin kaum jemand die Aktionen 


nachvollziehen. 
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die Eskalation der 
Repression durch den spanischen Staat dazu 
geführt, daß die gemäßigten Kräfte um PNV 
und EA zunehmend Abstand von Madrid 
nehmen. Die von PP, PSOE und den Madri- 
der Medien aufgeputschten Massendemon- 


Andererseits hat 


strationen nach den ETA-Attentaten schlu- 
gen in eine allgemeine Stimmungsmache 
gegen alle Basken um, die viele PNV und 
EA-Anhänger an die chauvinistischen Kam- 
pagnen unter Franco erinnerten. Tatsächlich 
wurden alle TV-Kanäle gleichgeschaltet und 
zeigten nur noch Demonstrationen gegen 
ETA und herzzerreißende Berichte über die 
Anschlagsopfer, die plötzlich keine rechten 
Parteipolitiker mehr waren, sondern nur 
noch Saxophonspieler und Hundebesitzer. 
Bei den Demonstrationen gegen ETA - so 
etwa in Madrid — kam es auch vor, daß die 
Hälfte der 400000 DemonstrantInnen mit 
erhobenem rechten Arm dastand und das 
faschistische »cara al sol« sang. Während die 
PNV sich im Herbst 1997 aus der Koalition 
mit der PP auf gesamtspanischer Ebene 
zurückzog, näherte sie sich unter dem Ein- 
druck der antibaskischen Stimmungsmache 
dem Lager der abertzalen Linken an. 


Der Weg zum Waffenstillstand 
Im März 1998 legte der PNV-Politiker und 
Chef der Regierung des Baskenlandes Jose 
Antonio Ardanza eine Befriedungsstrategie 
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vor, die dieser neuen Orientierung ent- 
sprach. Die als »Plan Ardanza« bekannte 
Initiative forderte von ETA die Einstellung 
des bewaffneten Kampfes. Dafür sollten Ver- 
handlungen mit HB stattfinden, um den 
Konflikt politisch beilegen zu können. 
Damit brach die PNV ein Tabu. Bisher galt 
unter allen politischen Kräften außerhalb 
des Lagers der baskischen Linken als ausge- 
macht, daß mit ETA keine politischen Ver- 
handlungen sattfinden dürften und der 
Konflikt nur polizeilich beizulegen sei. Die- 
ses Credo, mit dem sich PP, PSOE, PNV, EA 
und IU im »Pacto de Ajuria Enea« auch zu 
einer Isolierung von HB verpflichtet hatten, 
wurde durch den Plan Ardanza durchbro- 
chen. Neben der PNV schlossen sich auch 
EA und die baskische IU Ardanza an. 

Auch die größte baskische Gewerkschaft 

ELA’ rief auf einer Veranstaltung in Gernika 
zu einer Überwindung des Konfliktes auf. 
Grundlage dafür könne aber nur die Aner- 
kennung der Souveränität des Baskenlandes 
sein, forderte sie. Der ELA-Vorschlag hatte 
große Bedeutung, weil er sich einerseits an 
die konservative PNV richtete, mit der ELA 
traditionell verflochten war, und anderer- 
seits das linksnationalistische Spektrum 
ansprach, da ELA seit längerer Zeit eine enge 
Zusammenarbeit mit der linksnationalisti- 
schen Gewerkschaft LAB unterhält. Diese 
gewerkschaftliche Allianz diente nun neben 
dem »Plan Ardanza« als Brücke zwischen 
den beiden Lagern der baskischen Nationa- 
listInnen. Die Initiative von ELA war der 
Ausgangspunkt einer Debatte, die die ver- 
härteten Fronten zwischen der aberzalen 
Linke und dem Umfeld der PNV ein Stück 
weit auflösten und so den ETA-Waffenstill- 
stand möglich machte. 

HB ergriff nach der Erklärung von Ver- 
handlungsbereitschaft durch die PNV nun 
selbst die Intiative. Sie lud alle Kräfte, die 
sich auf einen politischen Lösungsansatz 
festlegten, zu einem »Foro de Irlanda« ein, 
das den Friedensprozeß in Irland studieren 
sollte. An den Irland-Foren im Sommer 
nahmen alle baskischen nationalistischen 
Parteien, sowie die IU des Baskenlands, die 
baskischen Mehrheitsgewerkschaften ELA 
und LAB und ı5 weitere linke politische 
Gruppen teil. Fünf Tage vor der ETA-Erklä- 
rung veröffentlichten die beteiligten Grupp- 
pen die sogenannte »Vereinbarung von 
Lizarra«, in der eine politische Lösung des 
Konfliktes gefordert wird. Für eine Friedens- 
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lösung müßten der Vereinbarung zufolge 
drei Eckpunkte erfüllt werden: 

Erstens: Die Anerkennung des baski- 
schen Territoriums, das über die heutige 
Region Euskadi hinaus die Provinz Nafarroa 
(Navarra) und die drei in Frankreich gelege- 
nen Provinzen (Lapurdi, Sule, Benafarroa) 
umfaßt. Dies ist eine der zentralen Forde- 
rungen der baskischen Linken und von ETA. 

ZWEITENS fordern die Unterzeichner die 
Durchführung einer Volksabstimmung über 
den Status des Baskenlandes. 

Drittens sollen Verhandlungen als ein 
offener, multilateraler Dialog ohne Vorbe- 
dingungen stattfinden und auf Gewaltan- 
wendung verzichtet werden. 

Fünf Tage nach der Vereinbarung von 
Lizarra erklärte ETA den Waffenstillstand 
und rief alle baskischen BürgerInnen dazu 
auf, konkrete Schritte einzuleiten, »um aus 
der vor uns liegenden politischen Phase die 


Souveränität werden zu lassen.« Vor diesem 
Hintergrund wurden die Wahlen vom 25. 
Oktober zu einer Art Referendum. Über 
60% der WählerInnen stimmten für die 
Parteien, die die Vereinbarung von Estella 
unterzeichnet hatten. Die Regierungsbil- 
dung der baskisch nationalistischen Kräfte 
unter Tolerierung durch die EH-Fraktion ist 
die konsequente Fortführung des Prozesses. 

Im Kontext der neuen Situation hat sich 
auch das Verhältnis der baskischen Linken 
untereinander verändert. Die neue Wahl- 
plattform EH ist von HB zwar einerseits des- 
halb ins Leben gerufen worden, um einem 
möglichen Verbot von HB vor den Regional- 
wahlen entgegenzusteuern. Andererseits ist 
EH aber auch das Resultat eines Annähe- 
rungsprozesses von ETA-nahen Kräften der 
Linken an Organisationen und Persönlich- 
keiten, die dem Militarismus von ETA 
zunehmend ablehnend gegenüberstanden 


Wegweiser durch den baskischen 
Buchstabensalat: 

ETA — Euskadi Ta Askatasuna: »Baskenland und 
Freiheit« — bewaffnete »revolutionär-sozialisti- 
sche« Organisation, die für die Unabhängigkeit 
Euskadis eintritt. 


PNV - Partido Nacionalista Vasco: »Baskische 
Nationalpartei« — legalistische konservativ- 
katholische baskische Nationalisten-Partei, die 
die Regionalregierung stellt. 


EA - Eusko Alkartasuna: »Baskische Solidarität« — 
legalistische sozialdemokratische baskische 
Nationalisten-Partei, die ebenfalls in der Regie- 
rung vertreten ist. 


EH - Euskal Herritarrok: »Baskische Bürger« - lin- 
ke ETA-nahe Wahlplattform, die im Herbst auf 
Initative von HB entstanden ist und die neue 
Regionalregierung toleriert. 


HB - Herri Batasuna: »Volkseinheit« - linkes ETA- 
nahes Wahlbündnis. 


LAB — Langile Aberzale Batzordeak: »Baskische 
Arbeiterzentrale -— linker ETA-naher Gewerk- 
schaftsverbund. 


ELA - Eusko Langileen Alkartasuna: »Baskische 
Arbeitersolidarität« — nationalistischer Gewerk- 
schaftsverbund, der mit LAB eng zusammenar- 
beitet. 


PSE - Partido Socialista de Euskadi: »Sozialistische 
Partei Euskadis« — Ableger der zentralspani- 
schen, sozialdemokratischen PSOE im Basken- 
land. Die Reste der ETA-Abspaltung ETApml 
sind vor einigen Jahren darin aufgegangen. 


und die Politik der Linken auf eine Stärkung 
sozialer Bewegungen lenken wollen. EH 
definiert sich als ein plurales Projekt, dessen 
Grundkonsens die Forderung nach einem 
von Spanien und Frankreich unabhängigen 
HB-Vor- 
standsmitglied Barrena erklärte zur EH- 
Gründung: »Der Sektor des nicht-parteige- 


sozialistischen Baskenland ist. 


bundenen baskischen Nationalismus soll 
Schritt für Schritt für ein linkes politisches 


Projekt zurückgewonnen werden.« 


Chancen und Gefahren 
Die Entwicklung nach dem Waffenstillstand 
birgt für die baskische Linke viele Chancen, 
aber auch erhebliche Gefahren. Es besteht 
die reale Möglichkeit, einen Schritt in Rich- 
tung eines unabhängigen Baskenlandes zu 
gehen. Dies würde einen Schritt in Richtung 
Demokratisierung und Beendigung der 
Repression bedeuten. Gleichzeitig bietet sich 
nun den vielfältigen und stark verankerten 
sozialen Bewegungen ein größerer gesell- 
schaftlicher Raum, um politische Initiativen 
zu entwickeln. 

Andererseits könnte die Einbindung von 
EH in die neue Regierung aber auch bedeu- 
ten, daß die Aktivitäten der sozialen Bewe- 
gungen gebremst werden, um die neue Alli- 
anz nicht zu gefährden. Die bisher oft 
militant vorgetragenen Forderungen der 
sozialen Bewegungen könnten unter dem 
Deckmantel »nationaler Einigung und Auss- 
söhnung« verschwinden. Welche linke Pro- 
grammatik unter der bürgerlich-konservati- 
ven PNV-Regierung auf Druck von EH 
durchgesetzt werden kann, ist äußerst frag- 
würdig. Allerdings betonen Vertreter der 
außerparlamentarischen und parlamentari- 
schen baskischen Linken, daß sie die neue 
Situation nutzen wollen, um verstärkt Druck 
auszuüben. Rafa Diez Usabiaga, einer der 
EH-Abgeordneten und Generalsekretär von 
LAB antwortete in einem Interview auf die 
Frage, ob das Risiko bestehe, daß durch die 
neue Situation die sozialen Forderungen der 
baskischen Linken in Hintergrund gedrängt 
werden: »Nein, denn ich glaube, daß dies 
unter allen Gesichtspunkten eine sehr positive 
Phase ist. Was uns betrifft, kann eine Neudeft- 
nition ganz sicher nicht über das Ende der 
sozialen Konflikte erfolgen. Die Kampagne 
von LAB für eine 35-Stundenwoche und sozia- 
le Grundsicherung, die im Baskenland auf 
sehr starke Resonanz stößt, ist ein Beweis für 


diese Aussage. Darüber hinaus könnte der 


Kampf gegen prekäre Arbeitsverhältnisse und 
Arbeitslosigkeit in den nächsten Monaten 
dazu führen, daß eine neue soziale Bewegung 
ins Spiel kommt. Wir von LAB haben für 
nächstes Frühjahr bereits eine starke Mobilı- 
sierung vorgesehen, die in einen Generalstreik 
für die 35-Stunde Woche gipfeln wird.« Ob 
der Schritt nach vorne in Richtung Unabhä- 
nigkeit gleichzeitig ein Schritt zurück für die 
sozialen Bewegungen wird, ist aber noch 
keineswegs ausgemacht. 

Bewegung verspricht sich die baskische 
Linke vor allem in der Gefangenfrage. Noch 
sind 530 ETA-Gefangene über ganz Spanien 
in Knästen verteilt. Zwar deutet sich ein vor- 
sichtiges Entgegenkommen der Regierung 
an, bis zur Amnestierung ist es aber noch ein 
weiter Weg. In den letzten Monaten enga- 
giert sich auch die PNV zunehmend in die- 
ser Frage zunehmend. Auf einer Demonstra- 
tion von 50000 Menschen Ende November 
in Bilbao für die Freilassung der Gefangenen 
und Verbesserung der Haftbedingungen 
zeigten sich auch hochrangige PNV-Politi- 
ker. 

Innerhalb von EH werden Stimmen laut, 
die sogar einen formalen Eintritt in die 
Regierung nach den Kommunalwahlen im 
Sommer 1999 nicht mehr ausschließen. Eine 
solche institutionelle Einbindung wäre für 
die Perspektiven eines emanzipatorischen 
linken Projektes im Baskenland sicher nicht 
besonders förderlich. Ein Faktor, der den 
Fortgang der Ereignisse wesentlich mitbe- 
stimmen wird, ist die Reaktion Madrids auf 
die neue Lage. Es ist zu bezweifeln, daß die 
Verhandlungsbereitschaft der Zentralregie- 
rung gegenüber ETA und den Parteien, die 
den Lizarra-Pakt unterzeichnet haben, 
sonderlich groß ist. 


BK 


Anmerkung: 

I Der Begriff »Nationalismus« wird von vielen revolu- 
tionären BaskInnen abgelehnt, sie bezeichnen sich als 
»Izquierda abertzale«, abertzale Linke, was etwas ähn- 
liches wie »patriotische Linke« bedeutet. Da sich die- 
ser Begriff aber schlecht übersetzen läßt, auf Deutsch 
weder besser klingt noch klarer ist, wird hier »abert- 
zal« benutzt, ebenso wie in spanischen Publikationen 
der »abertzalen Linken«. Das Konzept nationaler 
Zugehörigkeit ist bei den baskischen Linksnationalis- 
ten nicht durch »Rasse« oder essentialistischen Kultu- 
ralismus geprägt, sondern basiert ın erster Linie auf 
Spracherwerb des Euskera, der baskischen Sprache. 

2 Das Baskenland (Euskadi) besteht aus sieben Provin- 
zen, von denen vier im spanischen Teil und drei im 
französischen Teil liegen. 

3 ELA-STV war ursprünglich die Gewerkschaft der 
PNV, löste sich allerdings schon vor Jahren von ihr 


und arbeitet in einem Aktionsbündnis mit LAB. 
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